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Gesetz zur Neuregelung des Wasserrechts vom 
31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585) 

Thüringer Wassergesetz (ThürWG) in der Fas-
sung vom 20. März 2009 (GVBl. S. 226) 

 

Artikel 1 
Gesetz zur Neuordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz  
- WHG -) (BGBl. I S. 2585) 

  

 Erster Teil 
Allgemeine Bestimmungen 

 

Kapitel 1 
Allgemeine Bestimmungen 

Erster Abschnitt 
Gemeinsame Bestimmungen für alle Gewäs-

ser 

 

§ 1 Zweck 
Zweck dieses Gesetzes ist es, durch eine nachhal-
tige Gewässerbewirtschaftung die Gewässer als 
Bestandteil des Naturhaushalts, als Lebensgrund-
lage des Menschen, als Lebensraum für Tiere und 
Pflanzen sowie als nutzbares Gut zu schützen. 

  

§ 2 Anwendungsbereich 
(1) Dieses Gesetz gilt für folgende Gewässer: 
1. oberirdische Gewässer, 
2. Küstengewässer, 
3. Grundwasser. 
Es gilt auch für Teile dieser Gewässer. 
 
(2) Die Länder können kleine Gewässer von was-
serwirtschaftlich untergeordneter Bedeutung, insbe-
sondere Straßenseitengräben als Bestandteil von 

§ 1 Gewässer 
(1) Dieses Gesetz gilt 
1. für folgende Gewässer:  

a) das ständig oder zeitweilig in Betten flie-
ßende oder stehende oder aus Quellen wild 
abfließende Wasser (oberirdische Gewässer),  

b) das unterirdische Wasser in der Sättigungs-
zone, das in unmittelbarer Berührung mit 
dem Boden oder dem Untergrund steht 
(Grundwasser),  

 
§ 1 Abs. 1 ist nicht mehr anwendbar, weil durch 
Bundesrecht geregelt, § 2 Abs. 2 WHG. 
Die Begriffsbestimmungen sind in § 3 Nr. 1 bis 3 
WHG enthalten. 
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Straßen, Be- und Entwässerungsgräben, sowie 
Heilquellen von den Bestimmungen dieses Geset-
zes ausnehmen. Dies gilt nicht für die Haftung für 
Gewässerveränderungen nach den §§ 89 und 90. 

2. für das nicht aus Quellen wild abfließende Was-
ser.  

Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten auch für 
Teile der Gewässer. 
 
(2) Die für Gewässer geltenden Bestimmungen des 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in der Fassung 
vom 19. August 2002 (BGBl. I S. 3245) in der je-
weils geltenden Fassung, unbeschadet des § 22, und 
dieses Gesetzes sind nicht anzuwenden auf: 
1. Straßenseitengräben als Bestandteil von Straßen,  
2. zeitweilig wasserführende Gräben,  
3. Be- und Entwässerungsgräben,  
4. Grundstücke, die zur Fischzucht oder Fischhal-

tung oder zu anderen nicht wasserwirtschaft-
lichen Zwecken mit Wasser bespannt und mit 
einem Gewässer künstlich oder nicht verbunden 
sind,  

soweit sie von wasserwirtschaftlich untergeordneter 
Bedeutung sind. 

 
 
 
 
 
§ 1 Abs. 2 ist wegen der Öffnungsklausel in § 2 
Abs. 2 WHG weiter anwendbar  

§ 3 Begriffsbestimmungen 
Für dieses Gesetz gelten folgende Begriffsbestim-
mungen: 
1. Oberirdische Gewässer 

das ständig oder zeitweilig in Betten fließende 
oder stehende oder aus Quellen wild abfließende 
Wasser; 

2. Küstengewässer 
das Meer zwischen der Küstenlinie bei mittle-
rem Hochwasser oder zwischen der seewärtigen 
Begrenzung der oberirdischen Gewässer und der 
seewärtigen Begrenzung des Küstenmeeres; die 
seewärtige Begrenzung von oberirdischen Ge-
wässern, die nicht Binnenwasserstraßen des 
Bundes sind, richtet sich nach den landesrechtli-

§ 2 Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieses Gesetzes sind: 
1. natürliche Gewässer: 

oberirdische Gewässer, die in einem natürlichen 
Bett fließen; natürliche Gewässer verlieren ihre 
Eigenschaft nicht durch künstliche Verände-
rung; 

2. erheblich veränderte oberirdische Gewässer: 
natürliche oberirdische Gewässer, die durch den 
Menschen in ihrem Wesen physikalisch erheb-
lich verändert wurden; 

3. künstliche Gewässer: 
von Menschen geschaffene oberirdische Gewäs-
ser; 

4. stehende Gewässer: 

 
§ 2 Nr. 2, 3 und 5 bis 9 sind nicht mehr anwendbar, 
da durch Bundesrecht geregelt, § 3 Nr. 4, 5, 6 und 
13 bis 15 WHG. 
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chen Vorschriften; 
3. Grundwasser 

das unterirdische Wasser in der Sättigungszone, 
das in unmittelbarer Berührung mit dem Boden 
oder dem Untergrund steht; 

4. Künstliche Gewässer 
von Menschen geschaffene oberirdische Gewäs-
ser oder Küstengewässer; 

5. Erheblich veränderte Gewässer 
durch den Menschen in ihrem Wesen physika-
lisch erheblich veränderte oberirdische Gewäs-
ser oder Küstengewässer; 

6. Wasserkörper 
einheitliche und bedeutende Abschnitte eines 
oberirdischen Gewässers oder Küstengewässers 
(Oberflächenwasserkörper) sowie abgegrenzte 
Grundwasservolumen innerhalb eines oder meh-
rerer Grundwasserleiter (Grundwasserkörper); 

7. Gewässereigenschaften 
die auf die Wasserbeschaffenheit, die Wasser-
menge, die Gewässerökologie und die Hydro-
morphologie bezogenen Eigenschaften von Ge-
wässern und Gewässerteilen; 

8. Gewässerzustand 
die auf Wasserkörper bezogenen 
Gewässereigenschaften als ökologischer, chemi-
scher oder mengenmäßiger Zustand eines Ge-
wässers; bei als künstlich oder erheblich verän-
dert eingestuften Gewässern tritt an die Stelle 
des ökologischen Zustands das ökologische Po-
tenzial; 

9. Wasserbeschaffenheit 
die physikalische, chemische oder biologische 
Beschaffenheit des Wassers eines oberirdischen 
Gewässers oder Küstengewässers sowie des 

oberirdische Gewässer ohne ständigen, natürli-
chen oberirdischen Abfluss; 

5. Oberflächenwasserkörper: 
ein einheitlicher und bedeutender Abschnitt 
eines oberirdischen Gewässers, beispielsweise 
ein See, ein Speicherbecken, ein Fluss, ein 
sonstiges Fließgewässer, ein Kanal oder ein Teil 
eines Flusses, eines sonstigen Fließgewässers 
oder eines Kanals; 

6. Grundwasserkörper: 
ein abgegrenztes Grundwasservolumen inner-
halb eines oder mehrerer Grundwasserleiter; 

7. Einzugsgebiet: 
ein Gebiet, aus welchem über oberirdische Ge-
wässer der gesamte Oberflächenabfluss an einer 
einzigen Flussmündung, einem Ästuar oder 
Delta ins Meer gelangt; 

8. Teileinzugsgebiet: 
ein Gebiet, aus dem über oberirdische Gewässer 
der gesamte Oberflächenabfluss an einem be-
stimmten Punkt in ein oberirdisches Gewässer 
gelangt; 

9. Flussgebietseinheit: 
ein als Haupteinheit für die Bewirtschaftung von 
Einzugsgebieten festgelegtes Land- oder Mee-
resgebiet, das aus einem oder mehreren benach-
barten Einzugsgebieten und dem ihm zugeord-
neten Grundwasser und den Küstengewässern 
besteht; 

10. Kleinkläranlagen: 
Anlagen zur Behandlung häuslichen Abwassers, 
die für einen täglichen Abwasseranfall von nicht 
mehr als 8 m3 und nicht mehr als 50 Einwoh-
nerwerten bemessen sind; 

11. Öffentlichkeit: 
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Grundwassers; 
10. Schädliche Gewässerveränderungen 

Veränderungen von Gewässereigenschaften, die 
das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere die 
öffentliche Wasserversorgung, beeinträchtigen 
oder die nicht den Anforderungen entsprechen, 
die sich aus diesem Gesetz, aus auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen oder aus sonstigen wasser-
rechtlichen Vorschriften ergeben; 

11. Stand der Technik 
der Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfah-
ren, Einrichtungen oder Betriebsweisen, der die 
praktische Eignung einer Maßnahme zur Be-
grenzung von Emissionen in Luft, Wasser und 
Boden, zur Gewährleistung der Anlagensicher-
heit, zur Gewährleistung einer umweltverträgli-
chen Abfallentsorgung oder sonst zur Vermei-
dung oder Verminderung von Auswirkungen auf 
die Umwelt zur Erreichung eines allgemein ho-
hen Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt 
gesichert erscheinen lässt; bei der Bestimmung 
des Standes der Technik sind insbesondere die 
in der Anlage 1 aufgeführten Kriterien zu be-
rücksichtigen; 

12. EMAS-Standort  
diejenige Einheit einer Organisation, die nach § 
32 Absatz 1 Satz 1 des Umweltauditgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Sep-
tember 2002 (BGBl. I S. 3490), das zuletzt 
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 17. März 
2008 (BGBl. I S. 399) geändert worden ist, in 
das EMAS-Register eingetragen ist; 

13. Einzugsgebiet 
ein Gebiet, aus dem über oberirdische Gewässer 
der gesamte Oberflächenabfluss an einer einzi-

einzelne oder mehrere natürliche oder juristische 
Personen sowie deren Vereinigungen; 

12. Betroffene Öffentlichkeit: 
für die Beteiligung in Verfahren nach den 
§§ 118a und 118d Abs. 2 Satz 1 jede Person, de-
ren Belange durch eine Entscheidung berührt 
werden; hierzu gehören auch Vereinigungen, 
welche die Anforderungen des § 2 Abs. 2 des 
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes vom 7. Dezem-
ber 2006 (BGBl. I S. 2816) in der jeweils gel-
tenden Fassung erfüllen. 
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gen Flussmündung, einem Ästuar oder einem 
Delta ins Meer gelangt; 

14. Teileinzugsgebiet 
ein Gebiet, aus dem über oberirdische Gewässer 
der gesamte Oberflächenabfluss an einem be-
stimmten Punkt in ein oberirdisches Gewässer 
gelangt; 

15. Flussgebietseinheit 
ein als Haupteinheit für die Bewirtschaftung von 
Einzugsgebieten festgelegtes Land- oder Mee-
resgebiet, das aus einem oder mehreren benach-
barten Einzugsgebieten, dem ihnen zugeordne-
ten Grundwasser und den ihnen zugeordneten 
Küstengewässern im Sinne des § 7 Absatz 5 
Satz 2 besteht.  

 § 3 Gewässereinteilung 
Die Gewässer mit Ausnahme des Grundwassers, 
des aus Quellen wild abfließenden Wassers und der 
Heilquellen werden nach ihrer wasserwirtschaftli-
chen Bedeutung eingeteilt in  
1. Gewässer erster Ordnung: die in Anlage 1 ge-

nannten Gewässer und Bundeswasserstraßen,  
2. Gewässer zweiter Ordnung: alle übrigen Gewäs-

ser.  

§ 3 ist weiter anwendbar. 

§ 4 Gewässereigentum, Schranken des Grundei-
gentums 
(1) Das Eigentum an den Bundeswasserstraßen 
steht dem Bund nach Maßgabe der wasserstraßen-
rechtlichen Vorschriften zu. Soweit sich aus diesem 
Gesetz, auf Grund dieses Gesetzes erlassener oder 
sonstiger wasserrechtlicher Vorschriften Ver-
pflichtungen aus dem Gewässereigentum ergeben, 
treffen diese auch den Bund als Eigentümer der 
Bundeswasserstraßen. 
 

§ 4 Eigentumsverhältnisse 
(1) Das Bett der Gewässer erster Ordnung steht im 
Eigentum des Landes.  
 
(2) Das Bett eines natürlich fließenden Gewässers 
zweiter Ordnung steht im Eigentum der Gemeinde, 
in der es liegt.  
 
(3) Bauliche Anlagen und andere feste Anlagen im 
Bett oberirdischer Gewässer sind nur insoweit Be-
standteile des Gewässerbettes, als sie der Unter-

§ 4 ist weiter anwendbar. 
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(2) Wasser eines fließenden oberirdischen Gewäs-
sers und Grundwasser sind nicht eigentumsfähig. 
 
(3) Das Grundeigentum berechtigt nicht 
1. zu einer Gewässerbenutzung, die einer  

behördlichen Zulassung bedarf, 
2. zum Ausbau eines Gewässers. 
 
(4) Eigentümer und Nutzungsberechtigte von Ge-
wässern haben die Benutzung durch Dritte zu dul-
den, soweit für die Benutzung eine behördliche 
Zulassung erteilt worden oder eine behördliche 
Zulassung nicht erforderlich ist. Dies gilt nicht im 
Fall des § 9 Absatz 1 Nummer 3. 
 
(5) Im Übrigen gelten für das Eigentum an Gewäs-
sern die landesrechtlichen Vorschriften. 
 

haltung oder dem Ausbau des Gewässers dienen. 
Bauliche Anlagen und andere feste Anlagen im Bett 
oberirdischer Gewässer, die einem für ein Grund-
stück erteilten Wasserbenutzungsrecht oder einer 
für ein Grundstück erteilten Wasserbenutzungsbe-
fugnis dienen, gelten ab dem In-Kraft-Treten des 
Gesetzes zur Änderung des Thüringer Wasserge-
setzes und der Thüringer Indirekteinleiterverord-
nung als Bestandteile dieses Grundstücks. Die 
Eigenschaft als Grundstücksbestandteil nach Satz 2 
bleibt erhalten, auch wenn das Wasserbenutzungs-
recht oder die Wasserbenutzungsbefugnis nach dem 
In-Kraft-Treten des Gesetzes zur Änderung des 
Thüringer Wassergesetzes und der Thüringer Indi-
rekteinleiterverordnung erlischt. 
 
(4) Bestehende Eigentumsrechte an oberirdischen 
Gewässern bleiben unberührt.  
 
(5) Zugunsten des Landes ist die Enteignung des 
Bettes von Gewässern erster Ordnung, zugunsten 
der Gemeinden ist die Enteignung des Bettes von 
Gewässern zweiter Ordnung zulässig, wenn es das 
Wohl der Allgemeinheit erfordert. Die Zulässigkeit 
von Enteignungen richtet sich nach dem Thüringer 
Enteignungsgesetz. 
 
§ 14 Duldungspflicht des Eigentümers 
(1) Der Eigentümer hat die Gewässerbenutzung 
durch einen anderen zu dulden, soweit der andere 
eine Erlaubnis oder Bewilligung für diese Benut-
zung hat oder eine erlaubnisfreie Benutzung ausübt.  
 
(2) Diese Duldungspflicht gilt nicht für  
1. das Entnehmen fester Stoffe aus oberirdischen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 14 ist nicht weiter anwendbar, da durch Bundes-
recht geregelt, § 4 Abs. 4 WHG 



Aktuelle bundesrechtliche Regelung Aktuelle landesrechtliche Regelung Hinweise 
 

 7 

Gewässern,  
2. Talsperren sowie Rückhalte- und Speicherbe-

cken, 
3. oberirdische Gewässer, die in Hofräumen, Be-

triebsgrundstücken, Gärten und Parkanlagen lie-
gen und wenn sie den Eigentümern dieser 
Grundstücke oder Anlagen gehören. 

§ 5 Allgemeine Sorgfaltspflichten 
(1) Jede Person ist verpflichtet, bei Maßnahmen, 
mit denen Einwirkungen auf ein Gewässer verbun-
den sein können, die nach den Umständen erfor-
derliche Sorgfalt anzuwenden, um 
1. eine nachteilige Veränderung der Gewässerei-

genschaften zu vermeiden, 
2. eine mit Rücksicht auf den Wasserhaushalt ge-

botene sparsame Verwendung des Wassers si-
cherzustellen, 

3. die Leistungsfähigkeit des Wasserhaushalts zu 
erhalten und 

4. eine Vergrößerung und Beschleunigung des 
Wasserabflusses zu vermeiden. 

 
(2) Jede Person, die durch Hochwasser betroffen 
sein kann, ist im Rahmen des ihr Möglichen und 
Zumutbaren verpflichtet, geeignete Vorsorgemaß-
nahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasser-
folgen und zur Schadensminderung zu treffen, ins-
besondere die Nutzung von Grundstücken den 
möglichen nachteiligen Folgen für Mensch, Um-
welt oder Sachwerte durch Hochwasser anzupas-
sen. 

  

 § 5 Uferlinie 
(1) Die Grenze zwischen dem Gewässer und den 
Ufergrundstücken (Uferlinie) wird durch die Linie 
des Mittelwasserstandes bestimmt.  

§ 5 ist weiter anwendbar. 
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(2) Als Mittelwasserstand gilt das Mittel der Jah-
resmittelwasserstände derjenigen zwanzig Jahre, 
die jeweils dem letzten Jahre vorangehen, in dessen 
Jahreszahl die Zahl Fünf aufgeht. Fehlen Pegelbeo-
bachtungen für diesen Zeitabschnitt, so kann eine 
andere Jahresreihe verwendet werden.  
 
(3) Die Uferlinie kann, auch wenn keine Pegelbeo-
bachtungen vorliegen, durch die Wasserbehörde 
festgesetzt und, soweit erforderlich, bezeichnet 
werden. Die Beteiligten sind zu hören. Jeder Betei-
ligte kann verlangen, dass die Uferlinie auf seine 
Kosten festgesetzt und bezeichnet wird. 

 § 6 Eigentumsgrenzen 
(1) Ist das Gewässerbett ein selbständiges Grund-
stück, so wird die Eigentumsgrenze zwischen dem 
Gewässerbett und den Ufergrundstücken durch die 
Uferlinie bestimmt.  
 
(2) Bildet das Gewässerbett mit den Ufern ein selb-
ständiges Grundstück, so bestimmt sich die Eigen-
tumsgrenze zu den angrenzenden Grundstücken 
nach dem Liegenschaftskataster.  
 
(3) Steht das Eigentum an dem Gewässerbett den 
Eigentümern der Ufergrundstücke zu, so bestimmt 
sich die Eigentumsgrenze im Gewässerbett vorbe-
haltlich einer abweichenden privatrechtlichen 
Regelung wie folgt:  
1. für gegenüberliegende Grundstücke durch eine 

Linie, die in der Mitte des Gewässers bei Mittel-
wasserstand verläuft;  

2. für nebeneinanderliegende Grundstücke durch 
eine vom Schnittpunkt ihrer Grenze mit der 

§ 6 ist weiter anwendbar. 
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Uferlinie senkrecht auf die vorbezeichnete Mit-
tellinie zu ziehende Linie.  

(4) Ist die Regelung nach Absatz 3 wegen der be-
sonderen Form des Gewässers nicht anwendbar, so 
steht das Eigentum am Gewässer den Eigentümern 
der Ufergrundstücke nach dem Verhältnis ihrer 
Anteile an der Uferlinie zu.  
 
(5) Bei Eigentumsänderungen nach den §§ 7 bis 10 
wird die neue Eigentumsgrenze durch die neue 
Uferlinie bestimmt.  

 § 7 Verlandung 
(1) Bei einem fließenden Gewässer wächst eine 
durch allmähliches Anlanden oder durch Zurück-
treten des Wassers entstandene Verlandung den 
Eigentümern der Ufergrundstücke zu, wenn die 
Verlandung mit dem bisherigen Ufer bei Mittel-
wasserstand zusammenhängt, sich darauf Pflan-
zenwuchs gebildet hat und danach drei Jahre ver-
strichen sind.  
 
(2) Wächst die Verlandung nach Absatz 1 an einer 
Stelle, an der nebeneinanderliegende Grundstücke 
zusammentreffen, zu, so verläuft die Grundstücks-
grenze auf der Verlandung in Verlängerung der bis-
herigen Grundstücksgrenze bis zum Schnitt mit der 
neu gebildeten Uferlinie. Schneiden sich im Be-
reich der Verlandung diese Verlängerungen, so 
verläuft die Grundstücksgrenze von dem Schnitt-
punkt aus in der Winkelhalbierenden der sich 
schneidenden Grenzen bis zu der Uferlinie.  
 
(3) Bei einem stehenden Gewässer, dessen Grenzen 
sich nach § 6 Abs. 1 bestimmen, tritt im Falle einer 
Verlandung keine Eigentumsänderung ein. Der 

§ 7 ist weiter anwendbar. 
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Eigentümer hat den früheren Anliegern den Zutritt 
zum Gewässer zu gestatten, soweit dies zur Aus-
übung des Gemeingebrauchs in dem bisherigen 
Umfang erforderlich ist.  

 § 8 Überflutung 
Werden an einem fließenden Gewässer, dessen Bett 
ein selbständiges Grundstück im Sinne des § 6 
Abs. 1 oder 2 ist, infolge natürlicher Ereignisse 
Ufergrundstücke und dahinterliegende Grundstücke 
bei Mittelwasserstand dauernd überflutet, so wächst 
das Eigentum an den überfluteten Flächen dem 
Eigentümer des Gewässerbettes zu, jedoch in den 
Fällen des § 11 Abs. 1 Satz 2 erst, wenn das Recht 
auf Wiederherstellung des ursprünglichen Zustands 
erloschen ist.  

§ 8 ist weiter anwendbar. 

 § 9 Uferabriss 
Wird ein Stück Land durch Naturgewalt vom Ufer 
abgerissen und mit einem anderen Grundstück ver-
einigt, so wird es zu dessen Bestandteil, jedoch in 
den Fällen des § 11 Abs. 1 Satz 2 erst, wenn das 
Recht auf Wiederherstellung des ursprünglichen 
Zustands erloschen ist.  

§ 9 ist weiter anwendbar. 

 § 10 Bildung eines neuen Gewässerbettes 
Hat sich ein fließendes Gewässer infolge natür-
licher Ereignisse für dauernd ein neues Bett 
geschaffen, so geht das Eigentum am neuen Ge-
wässerbett auf den Eigentümer des alten Gewässer-
bettes über.  

§ 10 ist weiter anwendbar. 

 § 11 Entschädigung, Wiederherstellung 
(1) In den Fällen der §§ 8 bis 10 hat der Eigentümer 
des Gewässerbettes den bisherigen Eigentümer zu 
entschädigen. Im Geltungsbereich eines Bebau-
ungsplans, innerhalb eines im Zusammenhang 
bebauten Ortsteils, auf anderen Grundstücken mit 
genehmigter baulicher Nutzung und bei geneh-

§ 11 ist weiter anwendbar. 
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migten Fischteichanlagen kann der bisherige Ei-
gentümer anstelle der Entschädigung den 
ursprünglichen Zustand wiederherstellen, wenn mit 
der Veränderung des Gewässerbettes die zulässige 
oder genehmigte Nutzung seines Grundstücks 
erheblich beeinträchtigt wird.  
 
(2) Der frühere Zustand ist vom Unterhaltungs-
pflichtigen wiederherzustellen, wenn es das Wohl 
der Allgemeinheit erfordert und die Wasserbehörde 
dies verlangt.  
 
(3) Das Recht auf Entschädigung und Wiederher-
stellung erlischt nach drei Jahren. Die Frist beginnt 
mit Ablauf des Jahres, in dem die Veränderung 
eingetreten ist. Die §§ 202 bis 225 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs gelten entsprechend.  

 § 12 Verlassenes Gewässerbett, Inseln 
(1) Wird ein Gewässerbett vom Wasser verlassen 
oder tritt in einem Gewässer eine Erderhebung 
hervor, die den Mittelwasserstand überragt und bei 
diesem Wasserstand nach keiner Seite hin mit dem 
Ufer zusammenhängt (Insel), so bleibt das Eigen-
tum an den hierdurch entstandenen Landflächen 
unverändert. Das Gleiche gilt, wenn bei der Bil-
dung eines neuen Gewässerbettes Grundstücke zu 
einer Insel werden.  
 
(2) Die §§ 5 bis 11 gelten für Inseln entsprechend.  

§ 12 ist weiter anwendbar. 

 § 13 Kreis- und Gemeindegrenzen 
Verläuft die Kreis- oder Gemeindegrenze in der 
Gewässermitte oder wird sie durch die Uferlinie 
gebildet, so bewirken Eigentumsänderungen nach 
den §§ 7 bis 10 eine entsprechende Änderung der 
Kreis- oder Gemeindegrenzen.  

§ 13 ist weiter anwendbar. 
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Kapitel 2 
Bewirtschaftung von Gewässern 

Abschnitt 1 
Gemeinsame Bestimmungen 

  

§ 6 Allgemeine Grundsätze der Gewässerbewirt-
schaftung 
(1) Die Gewässer sind nachhaltig zu bewirtschaf-
ten, insbesondere mit dem Ziel, 
1. ihre Funktions- und Leistungsfähigkeit als Be-

standteil des Naturhaushalts und als Lebensraum 
für Tiere und Pflanzen zu erhalten und zu 
verbessern, insbesondere durch Schutz vor 
nachteiligen Veränderungen von Gewässer-
eigenschaften, 

2. Beeinträchtigungen auch im Hinblick auf den 
Wasserhaushalt der direkt von den Gewässern 
abhängenden Landökosysteme und Feuchtge-
biete zu vermeiden und unvermeidbare, nicht 
nur geringfügige Beeinträchtigungen so weit wie 
möglich auszugleichen, 

3. sie zum Wohl der Allgemeinheit und im Ein-
klang mit ihm auch im Interesse Einzelner zu 
nutzen, 

4. bestehende oder künftige Nutzungsmöglichkei-
ten insbesondere für die öffentliche Wasserver-
sorgung zu erhalten oder zu schaffen, 

5. möglichen Folgen des Klimawandels vorzubeu-
gen, 

6. an oberirdischen Gewässern so weit wie mög-
lich natürliche und schadlose Abflussverhält-
nisse zu gewährleisten und insbesondere durch 
Rückhaltung des Wassers in der Fläche der Ent-
stehung von nachteiligen Hochwasserfolgen 
vorzubeugen, 

7. zum Schutz der Meeresumwelt beizutragen. 
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Die nachhaltige Gewässerbewirtschaftung hat ein 
hohes Schutzniveau für die Umwelt insgesamt zu 
gewährleisten; dabei sind mögliche Verlagerungen 
nachteiliger Auswirkungen von einem Schutzgut 
auf ein anderes sowie die Erfordernisse des Klima-
schutzes zu berücksichtigen. 
 
(2) Gewässer, die sich in einem natürlichen oder 
naturnahen Zustand befinden, sollen in diesem Zu-
stand erhalten bleiben und nicht naturnah ausge-
baute natürliche Gewässer sollen so weit wie mög-
lich wieder in einen naturnahen Zustand zurückge-
führt werden, wenn überwiegende Gründe des 
Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegenste-
hen. 
 Zweiter Abschnitt 

Bewirtschaftung von Gewässern 
 

§ 7 Bewirtschaftung nach Flussgebietseinheiten 
(1) Die Gewässer sind nach Flussgebietseinheiten 
zu bewirtschaften. Die Flussgebietseinheiten sind: 
1. Donau, 
2. Rhein, 
3. Maas, 
4. Ems, 
5. Weser, 
6. Elbe, 
7. Eider, 
8. Oder, 
9. Schlei/Trave, 
10. Warnow/Peene. 
Die Flussgebietseinheiten sind in der Anlage 2 in 
Kartenform dargestellt. 
 
(2) Die zuständigen Behörden der Länder koordi-
nieren untereinander ihre wasserwirtschaftlichen 

§ 31 Bewirtschaftung nach Flussgebietseinheiten 
(1) Die Gewässer sind nach Flussgebietseinheiten 
zu bewirtschaften. 
 
(2) Flussgebietseinheiten sind: 
1. Elbe, 
2. Weser und 
3. Rhein. 
 
(3) Die im Einzugsgebiet einer in Absatz 2 ge-
nannten Flussgebietseinheit liegenden oberirdi-
schen Gewässer einschließlich des zugeordneten 
Grundwassers werden der jeweiligen Flussgebiets-
einheit zugeordnet. Die Einzugsgebiete und Fluss-
gebietseinheiten sind in Anlage 2 in Kartenform 
dargestellt. 
 

 
§ 31 Abs. 1 und 2 sind nicht weiter anwendbar, da 
durch Bundesrecht geregelt, § 7 Abs. 1 WHG. 
 
 
 
 
 
 
§ 31 Abs. 3 S. 1 ist nicht weiter anwendbar, da 
durch Bundesrecht geregelt, § 7 Abs. 5 Satz 1 
WHG. 
 
 
§ 31 Abs. 3 S. 2 bleibt wegen der Öffnungsklausel 
in § 7 Abs. 5 Satz 3 WHG weiter anwendbar. 
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Planungen und Maßnahmen, soweit die Belange der 
flussgebietsbezogenen Gewässerbewirtschaftung 
dies erfordern. 
 
(3) Zur Erreichung der in diesem Gesetz festgeleg-
ten Bewirtschaftungsziele 
1. koordinieren die zuständigen Behörden der Län-

der die Maßnahmenprogramme und Bewirt-
schaftungspläne mit den zuständigen Behörden 
anderer Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union, in deren Hoheitsgebiet die Flussgebiets-
einheiten ebenfalls liegen, 

2. bemühen sich die zuständigen Behörden der 
Länder um eine der Nummer 1 entsprechende 
Koordinierung mit den zuständigen Behörden 
von Staaten, die nicht der Europäischen Union 
angehören. 

 
(4) Soweit die Verwaltung der Bundeswasserstra-
ßen berührt ist, ist bei der Koordinierung nach den 
Absätzen 2 und 3 das Einvernehmen der zuständi-
gen Wasser- und Schifffahrtsdirektionen einzuho-
len. Soweit gesamtstaatliche Belange bei der Pflege 
der Beziehungen zur Europäischen Union, zu aus-
wärtigen Staaten oder zu internationalen Organisa-
tionen berührt sind, ist bei der Koordinierung nach 
Absatz 3 das Einvernehmen des Bundesministeri-
ums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit einzuholen. 
 
(5) Die zuständigen Behörden der Länder ordnen 
innerhalb der Landesgrenzen die Einzugsgebiete 
oberirdischer Gewässer sowie Küstengewässer und 
das Grundwasser einer Flussgebietseinheit zu. Bei 
Küstengewässern gilt dies für die Flächen auf der 
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landwärtigen Seite einer Linie, auf der sich jeder 
Punkt eine Seemeile seewärts vom nächsten Punkt 
der Basislinie befindet, von der aus die Breite der 
Hoheitsgewässer gemessen wird, mindestens bis 
zur äußeren Grenze der Gewässer, die im Wesentli-
chen von Süßwasserströmungen beeinflusst sind. 
Die Länder können die Zuordnung auch durch Ge-
setz regeln. 
 
§ 8 Erlaubnis, Bewilligung 
(1) Die Benutzung eines Gewässers bedarf der Er-
laubnis oder der Bewilligung, soweit nicht durch 
dieses Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes erlas-
sener Vorschriften etwas anderes bestimmt ist. 
 
(2) Keiner Erlaubnis oder Bewilligung bedürfen 
Gewässerbenutzungen, die der Abwehr einer ge-
genwärtigen Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
dienen, sofern der drohende Schaden schwerer 
wiegt als die mit der Benutzung verbundenen 
nachteiligen Veränderungen von Gewässereigen-
schaften. Die zuständige Behörde ist unverzüglich 
über die Benutzung zu unterrichten. 
 
(3) Keiner Erlaubnis oder Bewilligung bedürfen 
ferner bei Übungen und Erprobungen für Zwecke 
der Verteidigung oder der Abwehr von Gefahren 
für die öffentliche Sicherheit 
1. das vorübergehende Entnehmen von Wasser aus 

einem Gewässer, 
2. das Wiedereinleiten des Wassers in ein Gewäs-

ser mittels beweglicher Anlagen und 
3. das vorübergehende Einbringen von Stoffen in 

ein Gewässer, 
wenn durch diese Benutzungen andere nicht oder 

§ 17 Erlaubnis 
Die Erlaubnis nach § 7 WHG schließt eine nach 
wasserrechtlichen oder nach baurechtlichen Vor-
schriften erforderliche Genehmigung oder Zustim-
mung ein.  
 
§ 21 Bewilligung 
(1) Für die Bewilligung gilt § 17 entsprechend. 
 
(2) Für die durch die Bewilligung verliehene 
Rechtsstellung finden die Bestimmungen des bür-
gerlichen Rechts über den Schutz des Eigentums 
entsprechende Anwendung. 
 
 
§ 19 Erlaubnisfreiheit 
Eine Erlaubnis ist nicht erforderlich, soweit im 
Rahmen der Gewässeraufsicht Maßnahmen durch-
geführt werden. Das Gleiche gilt, wenn aufgrund 
einer behördlichen Anordnung Maßnahmen durch-
zuführen sind, sofern die Wasserbehörde die 
Anordnung getroffen oder dieser zugestimmt hat. 

§ 17 ist weiter anwendbar. 
 
 
 
 
 
 
§ 21 Abs. 1 ist weiter anwendbar. 
 
§ 21 Abs. 2 ist nicht weiter anwendbar, da § 65 
EGBGB aufgehoben ist, Art. 13 des Gesetzes zur 
Neuordnung des Wasserrechts vom 31.7.2009 
(BGBl. I S. 2585) 
 
 
§ 19 ist nicht weiter anwendbar, da durch Bundes-
recht geregelt, § 8 Abs. 2 und 3 WHG. 
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nur geringfügig beeinträchtigt werden und keine 
nachteilige Veränderung der Gewässereigenschaf-
ten zu erwarten ist. Die Gewässerbenutzung ist der 
zuständigen Behörde rechtzeitig vor Beginn der 
Übung oder der Erprobung anzuzeigen. 
 
(4) Ist bei der Erteilung der Erlaubnis oder der Be-
willigung nichts anderes bestimmt worden, geht die 
Erlaubnis oder die Bewilligung mit der Wasserbe-
nutzungsanlage oder, wenn sie für ein Grundstück 
erteilt worden ist, mit diesem auf den Rechtsnach-
folger über. 
§ 9 Benutzungen 
(1) Benutzungen im Sinne dieses Gesetzes sind 
1. das Entnehmen und Ableiten von Wasser aus 

oberirdischen Gewässern, 
2. das Aufstauen und Absenken von oberirdischen 

Gewässern, 
3. das Entnehmen fester Stoffe aus oberirdischen 

Gewässern, soweit sich dies auf die Gewässer-
eigenschaften auswirkt, 

4. das Einbringen und Einleiten von Stoffen in 
Gewässer, 

5. das Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten 
und Ableiten von Grundwasser. 

 
(2) Als Benutzungen gelten auch 
1. das Aufstauen, Absenken und Umleiten von 

Grundwasser durch Anlagen, die hierfür be-
stimmt oder geeignet sind, 

2. Maßnahmen, die geeignet sind, dauernd oder in 
einem nicht nur unerheblichen Ausmaß nachtei-
lige Veränderungen der Wasserbeschaffenheit 
herbeizuführen. 

 

§ 15 Benutzungen 
(1) Die Bestimmungen des Wasserhaushaltsgeset-
zes und dieses Gesetzes über die Benutzungen der 
Gewässer gelten auch für  
1. das Betreiben von Häfen, Lade- und Löschplät-

zen sowie Werftanlagen,  
2. das Errichten und Betreiben von Fähren sowie  
3. den Umschlag wassergefährdender Stoffe von 

Schiff zu Schiff. 
 
(2) Für diese Benutzungen darf eine Bewilligung 
nicht erteilt werden.  
 

§ 15 ist nicht weiter anwendbar, da durch Bundes-
recht geregelt, § 9 WHG. 
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(3) Keine Benutzungen sind Maßnahmen, die dem 
Ausbau eines Gewässers im Sinne des § 67 Absatz 
2 dienen. Das Gleiche gilt für Maßnahmen der Un-
terhaltung eines Gewässers, soweit hierbei keine 
chemischen Mittel verwendet werden. 
§ 10 Inhalt der Erlaubnis und der Bewilligung 
(1) Die Erlaubnis gewährt die Befugnis, die Bewil-
ligung das Recht, ein Gewässer zu einem be-
stimmten Zweck in einer nach Art und Maß be-
stimmten Weise zu benutzen. 
 
(2) Erlaubnis und Bewilligung geben keinen An-
spruch auf Zufluss von Wasser in einer bestimmten 
Menge und Beschaffenheit. 

  

§ 11 Erlaubnis-, Bewilligungsverfahren 
(1) Erlaubnis und Bewilligung können für ein Vor-
haben, das nach dem Gesetz über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung unterliegt, nur in einem Verfahren erteilt 
werden, das den Anforderungen des genannten 
Gesetzes entspricht. 
 
(2) Die Bewilligung kann nur in einem Verfahren 
erteilt werden, in dem die Betroffenen und die be-
teiligten Behörden Einwendungen geltend machen 
können. 

§ 23 Zusammentreffen mehrerer Erlaubnis- 
oder Bewilligungsanträge 
Treffen mehrere Erlaubnis- oder Bewilligungsan-
träge für Benutzungen zusammen, die sich auch bei 
Festsetzung von Bedingungen und Auflagen gegen-
seitig teilweise oder ganz ausschließen würden, so 
ist zunächst die Bedeutung der Benutzung für das 
Wohl der Allgemeinheit und sodann die 
wirtschaftliche Bedeutung maßgebend. Sonst 
entscheidet die zeitliche Reihenfolge der Anträge. 

§ 23 ist weiter anwendbar. 
 

§ 12 Voraussetzungen für die Erteilung der Er-
laubnis und der Bewilligung, Bewirtschaftungs-
ermessen 
(1) Die Erlaubnis und die Bewilligung sind zu ver-
sagen, wenn 
1. schädliche, auch durch Nebenbestimmungen 

nicht vermeidbare oder nicht ausgleichbare Ge-
wässerveränderungen zu erwarten sind oder 

2. andere Anforderungen nach öffentlich-rechtli-

§ 18 Zulassungsvoraussetzungen 
(1) Erlaubnisse, Bewilligungen, Genehmigungen, 
Planfeststellungen und sonstige wasserrechtliche 
Entscheidungen über die Zulässigkeit von Anlagen 
und Maßnahmen, die Auswirkungen auf den Zu-
stand der Gewässer haben können, dürfen nur er-
teilt werden, wenn sie sich an den maßgebenden 
Bewirtschaftungszielen nach den §§ 25a bis 25d 
und 33a WHG sowie § 25 Abs. 1 dieses Gesetzes 

 
§ 18 Abs. 1 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 12 WHG. 
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chen Vorschriften nicht erfüllt werden. 
 
(2) Im Übrigen steht die Erteilung der Erlaubnis 
und der Bewilligung im pflichtgemäßen Ermessen 
(Bewirtschaftungsermessen) der zuständigen Be-
hörde. 

ausrichten, der Erreichung dieser Ziele nicht entge-
genstehen und den im jeweiligen Maßnahmen-
programm nach § 36 WHG in Verbindung mit § 32 
dieses Gesetzes gestellten Anforderungen entspre-
chen. 
 
(2) Die Entscheidungen können insbesondere zur 
Sicherstellung der Zulassungsvoraussetzungen nach 
Absatz 1 unter Bedingungen erteilt und mit Aufla-
gen verbunden werden. § 4 WHG bleibt unberührt. 
 
(3) Die zuständigen Behörden haben die Entschei-
dungen nach Absatz 1 regelmäßig zu überprüfen 
und, soweit es zum Erreichen der jeweiligen Be-
wirtschaftungsziele und zur Erfüllung der Maß-
nahmenprogramme erforderlich ist, anzupassen. § 5 
WHG bleibt unberührt. 
 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für 
behördliche Entscheidungen nach anderen Rechts-
vorschriften, sofern diese wasserrechtliche Ent-
scheidungen ersetzen oder konzentrieren. 

 
 
 
 
 
 
§ 18 Abs. 2 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 13WHG. 
 
 
 
§ 18 Abs. 3 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 100 Abs. 2 WHG. 
 
 
 
 
 
§ 18 Abs. 4 ist nicht weiter anwendbar, da er auf 
§ 18 Abs. 1 bis 3 Bezug nimmt. 

§ 13 Inhalts- und Nebenbestimmungen der Er-
laubnis und der Bewilligung 
(1) Inhalts- und Nebenbestimmungen sind auch 
nachträglich sowie auch zu dem Zweck zulässig, 
nachteilige Wirkungen für andere zu vermeiden 
oder auszugleichen. 
 
(2) Die zuständige Behörde kann durch Inhalts- und 
Nebenbestimmungen insbesondere 
1. Anforderungen an die Beschaffenheit einzubrin-

gender oder einzuleitender Stoffe stellen, 
2. Maßnahmen anordnen, die 

a) in einem Maßnahmenprogramm nach § 82 

§ 16 Benutzungsbedingungen und Auflagen 
(1) Benutzungsbedingungen nach § 4 des WHG 
können insbesondere zur näheren Bestimmung über 
Art, Maß und Umfang von Eingriffen in den Was-
serhaushalt erteilt werden.  
 
(2) Auflagen nach § 4 WHG können insbesondere 
erteilt werden, um nachteilige Wirkungen für 
1. die Ordnung des Wasserhaushalts, 
2. die Gesundheit der Bevölkerung, 
3. die Sicherheit und Ordnung auf oder unmittelbar 

am Gewässer, 
4. den Naturschutz und die Landschaftspflege,  

 
§ 16 Abs. 1 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 13 Abs. 1 WHG. 
 
 
 
§ 16 Abs. 2 und 3 sind weiter anwendbar, da im 
Bundesrecht nicht abschließend geregelt, § 13 
Abs. 2 WHG. 
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enthalten oder zu seiner Durchführung erfor-
derlich sind, 

b) geboten sind, damit das Wasser mit Rück-
sicht auf den Wasserhaushalt sparsam ver-
wendet wird, 

c) der Feststellung der Gewässereigenschaften 
vor der Benutzung oder der Beobachtung der 
Gewässerbenutzung und ihrer Auswirkungen 
dienen, 

d) zum Ausgleich einer auf die Benutzung zu-
rückzuführenden nachteiligen Veränderung 
der Gewässereigenschaften erforderlich sind, 

3. die Bestellung verantwortlicher Betriebsbeauf-
tragter vorschreiben, soweit nicht die Bestellung 
eines Gewässerschutzbeauftragten nach § 64 
vorgeschrieben ist oder angeordnet werden 
kann, 

4. dem Benutzer angemessene Beiträge zu den 
Kosten von Maßnahmen auferlegen, die eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts getroffen 
hat oder treffen wird, um eine mit der Benut-
zung verbundene Beeinträchtigung des Wohls 
der Allgemeinheit zu vermeiden oder auszuglei-
chen. 

 
(3) Für die Bewilligung gilt Absatz 1 mit der Maß-
gabe, dass nachträglich nur Inhalts- und Nebenbe-
stimmungen im Sinne von Absatz 2 Nummer 1 bis 
4 zulässig sind. 

5. das Wohnungs- und Siedlungswesen sowie den 
Verkehr, 

6. die Land- und Forstwirtschaft sowie die Fische-
rei, 

7. den Bergbau und die gewerbliche Wirtschaft,  
8. die Nutzung von Wasserkraft, 
9. den Fremdenverkehr  
zu verhüten oder auszugleichen. 
 
(3) Bei Grundwasserabsenkungen ist das entnom-
mene Wasser vor Verunreinigungen zu schützen 
und - soweit zumutbar und wasserwirtschaftlich 
geboten - dem Grundwasserleiter wieder zuzufüh-
ren. 

§ 14 Besondere Vorschriften für die Erteilung 
der Bewilligung 
(1) Die Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn 
die Gewässerbenutzung 
1. dem Benutzer ohne eine gesicherte Rechtsstel-

lung nicht zugemutet werden kann, 
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2. einem bestimmten Zweck dient, der nach einem 
bestimmten Plan verfolgt wird, und 

3. keine Benutzung im Sinne des § 9 Absatz 1 
Nummer 4 und Absatz 2 Nummer 2 ist, ausge-
nommen das Wiedereinleiten von nicht nachtei-
lig verändertem Triebwasser bei Ausleitungs-
kraftwerken. 

 
(2) Die Bewilligung wird für eine bestimmte ange-
messene Frist erteilt, die in besonderen Fällen 30 
Jahre überschreiten darf. 
 
(3) Ist zu erwarten, dass die Gewässerbenutzung 
auf das Recht eines Dritten nachteilig einwirkt und 
erhebt dieser Einwendungen, so darf die Bewilli-
gung nur erteilt werden, wenn die nachteiligen 
Wirkungen durch Inhalts- oder Nebenbestimmun-
gen vermieden oder ausgeglichen werden. Ist dies 
nicht möglich, so darf die Bewilligung gleichwohl 
erteilt werden, wenn Gründe des Wohls der Allge-
meinheit dies erfordern. In den Fällen des Satzes 2 
ist der Betroffene zu entschädigen. 
 
 
 
 
 
(4) Absatz 3 Satz 1 und 2 gilt entsprechend, wenn 
ein Dritter ohne Beeinträchtigung eines Rechts 
nachteilige Wirkungen dadurch zu erwarten hat, 
dass 
1. der Wasserabfluss, der Wasserstand oder die 

Wasserbeschaffenheit verändert, 
2. die bisherige Nutzung seines Grundstücks beein-

trächtigt, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 22 Einwendungen im Bewilligungsverfahren 
(1) Außer in den Fällen des § 8 Abs. 3 WHG kann 
gegen die Erteilung einer Bewilligung Einwendun-
gen erheben, wer dadurch erhebliche Nachteile zu 
erwarten hat, dass die Benutzung  
1. den Wasserabfluss verändert, das Wasser verun-

reinigt oder sonst in seinen Eigenschaften ver-
ändert,  

2. den Wasserstand verändert,  
3. die bisherige Benutzung seines Grundstücks 

beeinträchtigt,  
4. seiner Wassergewinnungsanlage Wasser ent-

zieht oder  
5. die ihm obliegende Gewässerunterhaltung er-

schwert.  
 
(2) Die Bewilligung darf auch erteilt werden, wenn 
der aus der beabsichtigten Benutzung zu erwar-
tende Nutzen den für den Betroffenen zu erwarten-
den Nachteil erheblich übersteigt.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 22 Abs. 1 ist nicht mehr anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 14 Abs. 3 und 4 WHG. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 22 Abs. 2 ist nicht mehr anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 14 Abs. 4 Satz 3 WHG. 
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3. seiner Wassergewinnungsanlage Wasser entzo-
gen oder 

4. die ihm obliegende Gewässerunterhaltung er-
schwert  

wird. Geringfügige und solche nachteiligen Wir-
kungen, die vermieden worden wären, wenn der 
Betroffene die ihm obliegende Gewässerunterhal-
tung ordnungsgemäß durchgeführt hätte, bleiben 
außer Betracht. Die Bewilligung darf auch dann 
erteilt werden, wenn der aus der beabsichtigten 
Gewässerbenutzung zu erwartende Nutzen den für 
den Betroffenen zu erwartenden Nachteil erheblich 
übersteigt. 
 
(5) Hat der Betroffene nach Absatz 3 oder Absatz 4 
gegen die Erteilung der Bewilligung Einwendungen 
erhoben und lässt sich zur Zeit der Entscheidung 
nicht feststellen, ob und in welchem Maße nachtei-
lige Wirkungen eintreten werden, so ist die Ent-
scheidung über die deswegen festzusetzenden In-
halts- oder Nebenbestimmungen und Entschädi-
gungen einem späteren Verfahren vorzubehalten. 
 
(6) Konnte der Betroffene nach Absatz 3 oder Ab-
satz 4 nachteilige Wirkungen bis zum Ablauf der 
Frist zur Geltendmachung von Einwendungen nicht 
voraussehen, so kann er verlangen, dass dem Ge-
wässerbenutzer nachträglich Inhalts- oder Neben-
bestimmungen auferlegt werden. Können die 
nachteiligen Wirkungen durch nachträgliche In-
halts- oder Nebenbestimmungen nicht vermieden 
oder ausgeglichen werden, so ist der Betroffene im 
Sinne des Absatzes 3 zu entschädigen. Der Antrag 
ist nur innerhalb einer Frist von drei Jahren nach 
dem Zeitpunkt zulässig, zu dem der Betroffene von 
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den nachteiligen Wirkungen der Bewilligung 
Kenntnis erhalten hat; er ist ausgeschlossen, wenn 
nach der Herstellung des der Bewilligung entspre-
chenden Zustands 30 Jahre vergangen sind. 
§ 15 Gehobene Erlaubnis 
(1) Die Erlaubnis kann als gehobene Erlaubnis er-
teilt werden, wenn hierfür ein öffentliches Interesse 
oder ein berechtigtes Interesse des Gewässerbenut-
zers besteht. 
 
(2) Für die gehobene Erlaubnis gelten § 11 Absatz 
2 und § 14 Absatz 3 bis 5 entsprechend. 

§ 20 Gehobene Erlaubnis 
(1) Eine Erlaubnis für die Benutzung von Gewäs-
sern kann auch in der Form der gehobenen Erlaub-
nis erteilt werden, wenn eine Benutzung, die im 
öffentlichen Interesse liegt, insbesondere den Zwe-
cken der 
1. öffentlichen Abwasserbeseitigung,  
2. öffentlichen Energieversorgung oder  
3. Be- oder Entwässerung landwirtschaftlich ge-

nutzter Flächen durch eine Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts  

dienen soll. Das Gleiche gilt für eine Benutzung 
unter den Voraussetzungen des § 8 Abs. 2 Satz 1 
WHG, soweit für diese keine Bewilligung erteilt 
werden kann. Für die gehobene Erlaubnis gelten § 8 
Abs. 3 und § 10 WHG und § 22 entsprechend. Die 
gehobene Erlaubnis ist als solche zu bezeichnen.  
 
(2) Der § 12 Abs. 2 WHG gilt entsprechend.  
 
(3) Für eine Entschädigung gilt § 8 Abs. 3 Satz 2 
WHG entsprechend. Der Betroffene kann von dem 
Inhaber einer gehobenen Erlaubnis eine Entschädi-
gung auch wegen nachteiliger Wirkungen einer 
erlaubten Benutzung verlangen. 

§ 20 ist nicht weiter anwendbar, da durch Bundes-
recht geregelt, § 15 WHG. 
 
 

§ 16 Ausschluss privatrechtlicher Abwehran-
sprüche 
(1) Ist eine Gewässerbenutzung durch eine unan-
fechtbare gehobene Erlaubnis zugelassen, kann auf 
Grund privatrechtlicher Ansprüche zur Abwehr 
nachteiliger Wirkungen der Gewässerbenutzung 
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nicht die Einstellung der Benutzung verlangt wer-
den. Es können nur Vorkehrungen verlangt werden, 
die die nachteiligen Wirkungen ausschließen. So-
weit solche Vorkehrungen nach dem Stand der 
Technik nicht durchführbar oder wirtschaftlich 
nicht vertretbar sind, kann lediglich Entschädigung 
verlangt werden. 
 
(2) Ist eine Gewässerbenutzung durch eine unan-
fechtbare Bewilligung zugelassen, können wegen 
nachteiliger Wirkungen der Gewässerbenutzung 
keine Ansprüche geltend gemacht werden, die auf 
die Beseitigung der Störung, auf die Unterlassung 
der Benutzung, auf die Herstellung von Vorkehrun-
gen oder auf Schadenersatz gerichtet sind. Satz 1 
schließt Ansprüche auf Schadenersatz wegen 
nachteiliger Wirkungen nicht aus, die darauf beru-
hen, dass der Gewässerbenutzer angeordnete In-
halts- oder Nebenbestimmungen nicht erfüllt hat. 
 
(3) Absatz 1 sowie Absatz 2 Satz 1 gelten nicht für 
privatrechtliche Ansprüche gegen den Gewässerbe-
nutzer aus Verträgen oder letztwilligen Verfügun-
gen und für Ansprüche aus dinglichen Rechten am 
Grundstück, auf dem die Gewässerbenutzung statt-
findet. 
§ 17 Zulassung vorzeitigen Beginns 
(1) In einem Erlaubnis- oder Bewilligungsverfahren 
kann die zuständige Behörde auf Antrag zulassen, 
dass bereits vor Erteilung der Erlaubnis oder der 
Bewilligung mit der Gewässerbenutzung begonnen 
wird, wenn 
1. mit einer Entscheidung zugunsten des Benutzers 

gerechnet werden kann, 
2. an dem vorzeitigen Beginn ein öffentliches Inte-
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resse oder ein berechtigtes Interesse des Benut-
zers besteht und 

3. der Benutzer sich verpflichtet, alle bis zur Ent-
scheidung durch die Benutzung verursachten 
Schäden zu ersetzen und, falls die Benutzung 
nicht erlaubt oder bewilligt wird, den früheren 
Zustand wiederherzustellen. 

 
(2) Die Zulassung des vorzeitigen Beginns kann 
jederzeit widerrufen werden. § 13 gilt entspre-
chend. 
§ 18 Widerruf der Erlaubnis und der Bewilli-
gung 
(1) Die Erlaubnis ist widerruflich. 
 
(2) Die Bewilligung darf aus den in § 49 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 2 bis 5 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes genannten Gründen widerrufen werden. 
Die Bewilligung kann ferner ohne Entschädigung 
ganz oder teilweise widerrufen werden, wenn der 
Inhaber der Bewilligung 
1. die Benutzung drei Jahre ununterbrochen nicht 

ausgeübt oder ihrem Umfang nach erheblich 
unterschritten hat, 

2. 2. den Zweck der Benutzung so geändert hat, 
dass er mit dem Plan (§ 14 Absatz 1 Nummer 2) 
nicht mehr übereinstimmt. 

  

§ 19 Planfeststellungen und bergrechtliche Be-
triebspläne 
(1) Wird für ein Vorhaben, mit dem die Benutzung 
eines Gewässers verbunden ist, ein Planfeststel-
lungsverfahren durchgeführt, so entscheidet die 
Planfeststellungsbehörde über die Erteilung der 
Erlaubnis oder der Bewilligung. 
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(2) Sieht ein bergrechtlicher Betriebsplan die Be-
nutzung von Gewässern vor, so entscheidet die 
Bergbehörde über die Erteilung der Erlaubnis. 
 
(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 ist die Ent-
scheidung im Einvernehmen, bei Planfeststellungen 
durch Bundesbehörden im Benehmen mit der zu-
ständigen Wasserbehörde zu treffen. 
 
(4) Über den Widerruf einer nach Absatz 1 erteilten 
Erlaubnis oder Bewilligung oder einer nach Absatz 
2 erteilten Erlaubnis sowie über den nachträglichen 
Erlass von Inhalts- und Nebenbestimmungen ent-
scheidet auf Antrag der zuständigen Wasserbehörde 
in den Fällen des Absatzes 1 die Planfeststellungs-
behörde, in den Fällen des Absatzes 2 die Bergbe-
hörde. Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden.  
§ 20 Alte Rechte und alte Befugnisse 
(1) Soweit die Länder nichts anderes bestimmen, ist 
keine Erlaubnis oder Bewilligung erforderlich für 
Gewässerbenutzungen auf Grund 
1. von Rechten, die nach den Landeswassergeset-

zen erteilt oder durch sie aufrechterhalten wor-
den sind, 

2. von Bewilligungen nach § 1 Absatz 1 Satz 1 der 
Verordnung über Vereinfachungen im Wasser- 
und Wasserverbandsrecht vom 10. Februar 1945 
(RGBl. I S. 29), 

3. einer nach der Gewerbeordnung erteilten 
Anlagegenehmigung, 

4. von Zulassungen, die in einem förmlichen Ver-
fahren nach den Landeswassergesetzen erteilt 
und die den in den Nummern 1 bis 3 genannten 
Zulassungen gleichgestellt worden sind sowie 

5. gesetzlich geregelter Planfeststellungsverfahren 

§ 129 Alte Rechte und Alte Befugnisse 
 
(1) Wasserrechtliche Entscheidungen, die nach dem 
Wassergesetz vom 2. Juli 1982 (GBl. I Nr. 26 
S. 467) und den dazu erlassenen Durchführungs-
verordnungen und Durchführungsbestimmungen 
getroffen wurden oder aufgrund des genannten 
Wassergesetzes fortbestehen, behalten ihre Gültig-
keit. Der § 15 Abs. 4 WHG ist entsprechend an-
wendbar.  
 
(2) Inhalt und Umfang der alten Rechte und alten 
Befugnisse bestimmen sich, soweit sie auf einem 
besonderen Titel beruhen, nach diesem, im Übrigen 
nach den bisherigen Gesetzen. Stehen Inhalt und 
Umfang eines alten Rechts oder einer alten Befug-
nis nicht oder nur teilweise fest, so werden sie auf 
Antrag ihres Inhabers von der Wasserbehörde 

§ 129 ist weiter anwendbar. Nach § 129 Abs. 1 
Satz 2 findet nunmehr § 20 Abs. 2 WHG entspre-
chende Anwendung. 
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oder hoheitlicher Widmungsakte für Anlagen 
des öffentlichen Verkehrs. 

Satz 1 gilt nur, wenn zur Ausübung der Benutzung 
am 12. August 1957, in dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiet am 1. Juli 1990 
oder zu einem anderen von den Ländern bestimm-
ten Zeitpunkt rechtmäßige Anlagen vorhanden wa-
ren. 
 
(2) Die in Absatz 1 aufgeführten Rechte und Be-
fugnisse (alte Rechte und alte Befugnisse) können 
gegen Entschädigung widerrufen werden, soweit 
von der Fortsetzung der Gewässerbenutzung eine 
erhebliche Beeinträchtigung des Wohls der Allge-
meinheit zu erwarten ist. Sie können ohne Entschä-
digung widerrufen werden, soweit dies nicht schon 
nach dem vor dem 1. März 2010 geltenden Recht 
zulässig war, wenn 
1. die Benutzung drei Jahre ununterbrochen nicht 

ausgeübt worden ist; 
2. die Benutzung im bisher zulässigen Umfang für 

den Benutzer nicht mehr erforderlich ist; dies 
gilt insbesondere, wenn der zulässige Umfang 
drei Jahre lang erheblich unterschritten wurde; 

3. der Zweck der Benutzung so geändert worden 
ist, dass er mit der festgelegten Zweckbestim-
mung nicht mehr übereinstimmt; 

4. der Benutzer trotz einer mit der Androhung des 
Widerrufs verbundenen Warnung die Benutzung 
über den Rahmen des alten Rechts oder der alten 
Befugnis hinaus erheblich ausgedehnt oder Be-
dingungen oder Auflagen nicht erfüllt hat.  

Für die Zulässigkeit nachträglicher Anforderungen 
und Maßnahmen ohne Entschädigung gilt § 13 
Absatz 2 entsprechend. 

festgestellt. Diese Feststellung kann auch von Amts 
wegen erfolgen. Rechte Dritter werden von der 
Feststellung nicht berührt.  
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§ 21 Anmeldung alter Rechte und alter Befug-
nisse 
(1) Alte Rechte und alte Befugnisse, die bis zum 
28. Februar 2010 noch nicht im Wasserbuch einge-
tragen oder zur Eintragung in das Wasserbuch an-
gemeldet worden sind, können bis zum 1. März 
2013 bei der zuständigen Behörde zur Eintragung 
in das Wasserbuch angemeldet werden. § 32 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes gilt entsprechend. 
Alte Rechte und alte Befugnisse, die nicht nach den 
Sätzen 1 und 2 angemeldet worden sind, erlöschen 
am 1. März 2020, soweit das alte Recht oder die 
alte Befugnis nicht bereits zuvor aus anderen Grün-
den erloschen ist. 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht für alte Rechte und alte Be-
fugnisse, die nach einer öffentlichen Aufforderung 
nach § 16 Absatz 2 Satz 1 des Wasserhaushaltsge-
setzes in der am 28. Februar 2010 geltenden Fas-
sung innerhalb der dort genannten Frist nicht zur 
Eintragung in das Wasserbuch angemeldet worden 
sind. Für diese alten Rechte und alten Befugnisse 
gilt § 16 Absatz 2 Satz 2 und 3 des Wasserhaus-
haltsgesetzes in der am 28. Februar 2010 geltenden 
Fassung. 

  

§ 22 Ausgleich zwischen konkurrierenden Ge-
wässerbenutzungen 
Art, Maß und Zeiten der Gewässerbenutzung im 
Rahmen von Erlaubnissen, Bewilligungen, alten 
Rechten und alten Befugnissen können auf Antrag 
eines Beteiligten oder von Amts wegen in einem 
Ausgleichsverfahren geregelt oder beschränkt wer-
den, wenn das Wasser nach Menge oder Beschaf-
fenheit nicht für alle Benutzungen ausreicht oder 
zumindest eine Benutzung beeinträchtigt ist und 

§ 24 Ausgleich von Rechten und Befugnissen 
Der Ausgleich von Rechten und Befugnissen nach 
§ 18 WHG ist unter Abwägung der Interessen der 
Beteiligten und unter Berücksichtigung des Ge-
meingebrauchs nach billigem Ermessen vorzuneh-
men. Ausgleichszahlungen sind nur festzusetzen, 
soweit Nachteile nicht durch Vorteile aufgewogen 
werden.  
 

§ 24 ist nicht weiter anwendbar, da durch Bundes-
recht geregelt, § 22 WHG. 
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wenn das Wohl der Allgemeinheit es erfordert. Der 
Ausgleich ist unter Abwägung der Interessen der 
Beteiligten und des Wohls der Allgemeinheit sowie 
unter Berücksichtigung des Gemeingebrauchs nach 
pflichtgemäßem Ermessen festzulegen. 
 § 26 Verzicht 

Auf eine Erlaubnis, eine Bewilligung, ein altes 
Recht oder eine alte Befugnis kann der Unterneh-
mer schriftlich oder zur Niederschrift bei der Was-
serbehörde verzichten. 

§ 26 ist weiter anwendbar. 

 § 27 Vorkehrungen bei Erlöschen einer Erlaub-
nis, einer Bewilligung, eines alten Rechts oder 
einer alten Befugnis 
(1) Ist eine Erlaubnis oder eine Bewilligung ganz 
oder teilweise erloschen, so kann die Wasserbe-
hörde den Unternehmer verpflichten,  
1. die Wasserbenutzungsanlage ganz oder teilweise 

auf seine Kosten zu beseitigen und den früheren 
Zustand wiederherzustellen oder  

2. auf seine Kosten Vorkehrungen zu treffen, die 
geeignet sind, nachteilige Folgen zu verhüten. 

Die dem Unternehmer obliegenden Pflichten nach 
Satz 1 Nr. 1 und 2 können dem Ausbau- oder Un-
terhaltungspflichtigen durch schriftlichen Vertrag 
übertragen werden.  
 
(2) Steht eine Anordnung nach Absatz 1 in Zu-
sammenhang mit der Beschränkung oder Rück-
nahme einer Bewilligung nach § 12 Abs. 1 WHG, 
so ist dafür Entschädigung zu leisten.  
 
(3) Ist eine Erlaubnis oder Bewilligung, ein Gewäs-
ser mittels einer Wasserbenutzungsanlage zu be-
nutzen, erloschen, so kann die Anlage oder, wenn 
sie wesentlicher Bestandteil eines Grundstücks ist, 

§ 27 ist weiter anwendbar. 
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das Grundstück, soweit es für die Anlage benötigt 
wird, zum Wohl der Allgemeinheit enteignet wer-
den. Der Betroffene ist zu entschädigen. 
 
(4) Die Wasserbehörde stellt die Zulässigkeit der 
Enteignung nach Absatz 3 fest. Im Übrigen gelten 
die Vorschriften über das Enteignungsverfahren. 
 
(5) Diese Vorschriften gelten bei Erlöschen alter 
Rechte oder alter Befugnisse entsprechend. 

§ 23 Rechtsverordnungen zur Gewässerbewirt-
schaftung 
(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach 
Anhörung der beteiligten Kreise durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates, auch 
zur Umsetzung bindender Rechtsakte der Europäi-
schen Gemeinschaften und zwischenstaatlicher 
Vereinbarungen, Vorschriften zum Schutz und zur 
Bewirtschaftung der Gewässer nach den Grundsät-
zen des § 6 und den Bewirtschaftungszielen nach 
Maßgabe der §§ 27 bis 31, 44 und 47 sowie zur 
näheren Bestimmung der sich aus diesem Gesetz 
ergebenden Pflichten zu erlassen, insbesondere 
nähere Regelungen über 
1. Anforderungen an die Gewässereigenschaften, 
2. die Ermittlung, Beschreibung, Festlegung und 

Einstufung sowie Darstellung des Zustands von 
Gewässern, 

3. Anforderungen an die Benutzung von Gewäs-
sern, insbesondere an das Einbringen und Ein-
leiten von Stoffen, 

4. Anforderungen an die Erfüllung der 
Abwasserbeseitigungspflicht, 

5. Anforderungen an die Errichtung, den Betrieb 
und die Benutzung von Abwasseranlagen und 
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sonstigen in diesem Gesetz geregelten Anlagen, 
6. den Schutz der Gewässer gegen nachteilige Ver-

änderungen ihrer Eigenschaften durch den Um-
gang mit wassergefährdenden Stoffen, 

7. die Festsetzung von Schutzgebieten sowie 
Anforderungen, Gebote und Verbote, die in den 
festgesetzten Gebieten zu beachten sind, 

8. die Überwachung der Gewässereigenschaften 
und die Überwachung der Einhaltung der An-
forderungen, die durch dieses Gesetz oder auf 
Grund dieses Gesetzes erlassener Rechtsvor-
schriften festgelegt worden sind, 

9. Messmethoden und Messverfahren einschließ-
lich Verfahren zur Gewährleistung der Ver-
gleichbarkeit von Bewertungen der Gewässerei-
genschaften im Rahmen der flussgebietsbezoge-
nen Gewässerbewirtschaftung (Interkalibrie-
rung) sowie die Qualitätssicherung analytischer 
Daten, 

10. die durchzuführenden behördlichen Verfahren, 
11. die Beschaffung, Bereitstellung und Übermitt-

lung von Informationen sowie Berichtspflichten, 
12. die wirtschaftliche Analyse von Wassernutzun-

gen, die Auswirkungen auf Gewässer haben. 
 
(2) Beteiligte Kreise sind ein jeweils auszuwählen-
der Kreis von Vertreterinnen und Vertretern der 
Wissenschaft, der beteiligten Wirtschaft, der kom-
munalen Spitzenverbände, der Umweltvereinigun-
gen, der sonstigen Betroffenen und der für die Was-
serwirtschaft zuständigen obersten Landesbehör-
den. 
§ 24 Erleichterungen für EMAS-Standorte 
(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur För-
derung der privaten Eigenverantwortung für 
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EMAS-Standorte durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates Erleichterungen zum 
Inhalt der Antragsunterlagen in wasserrechtlichen 
Verfahren sowie überwachungsrechtliche Erleich-
terungen vorzusehen, soweit die entsprechenden 
Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 761/2001 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
19. März 2001 über die freiwillige Beteiligung von 
Organisationen an einem Gemeinschaftssystem für 
das Umweltmanagement und die Umweltbetriebs-
prüfung (EMAS) (ABl. L 114 vom 24.4.2001, S. 1, 
L 327 vom 4.12.2002, S. 10, L 60 vom 27.2.2007, 
S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 
1791/2006 (ABl. L 363 vom 
20.12.2006, S. 1) geändert worden ist, gleichwertig 
mit den Anforderungen sind, die zur Überwachung 
und zu den Antragsunterlagen nach den wasser-
rechtlichen Vorschriften vorgesehen sind, oder 
soweit die Gleichwertigkeit durch die Rechtsver-
ordnung nach dieser Vorschrift sichergestellt wird; 
dabei können insbesondere Erleichterungen zu 
1. Kalibrierungen, Ermittlungen, Prüfungen und 

Messungen, 
2. Messberichten sowie sonstigen Berichten und 

Mitteilungen von Ermittlungsergebnissen, 
3. Aufgaben von Gewässerschutzbeauftragten und 
4. zur Häufigkeit der behördlichen Überwachung 

vorgesehen werden. 
 
(2) Ordnungsrechtliche Erleichterungen können 
gewährt werden, wenn ein Umweltgutachter die 
Einhaltung der Umweltvorschriften geprüft und 
keine Abweichungen festgestellt hat und dies in der 
Gültigkeitserklärung nach Artikel 3 Absatz 2 Buch-
stabe d der Verordnung (EG) Nr. 761/2001 be-
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scheinigt. 
 Zweiter Teil 

Besondere Bestimmungen 
 

Abschnitt 2 
Bewirtschaftung oberirdischer Gewässer 

Erster Abschnitt 
Besondere Bestimmungen für oberirdische Ge-

wässer 

 

 § 36 (aufgehoben)  
§ 25 Gemeingebrauch 
Jede Person darf oberirdische Gewässer in einer 
Weise und in einem Umfang benutzen, wie dies 
nach Landesrecht als Gemeingebrauch zulässig ist, 
soweit nicht Rechte anderer dem entgegenstehen 
und soweit Befugnisse oder der Eigentümer- oder 
Anliegergebrauch anderer nicht beeinträchtigt wer-
den. Der Gemeingebrauch umfasst nicht das Ein-
bringen und Einleiten von Stoffen in oberirdische 
Gewässer. Die Länder können den Gemein-
gebrauch erstrecken auf 
1. das schadlose Einleiten von Niederschlagswas-

ser, 
2. das Einbringen von Stoffen in oberirdische Ge-

wässer für Zwecke der Fischerei, wenn dadurch 
keine signifikanten nachteiligen Auswirkungen 
auf den Gewässerzustand zu erwarten sind. 

§ 37 Gemeingebrauch 
(1) Jedermann darf oberirdische Gewässer, mit 
Ausnahme von Talsperren, die der öffentlichen 
Trinkwasserversorgung dienen, sowie künstlichen 
fließenden Gewässern, zum Baden, zum Tauchen 
mit und ohne Atemgerät, zum Tränken, Schwem-
men, Schöpfen mit Handgefäßen, zum Eissport und 
zum Befahren mit kleinen Fahrzeugen ohne eigene 
Triebkraft benutzen, soweit nicht 
1. andere Rechtsvorschriften oder Rechte anderer 

entgegenstehen, 
2. Befugnisse anderer dadurch beeinträchtigt wer-

den, 
3. Das Erreichen der maßgebenden Bewirtschaf-

tungsziele nach den §§ 25a bis 25d und 33a 
WHG dadurch erschwert wird oder 

4. Inhalte der jeweiligen Maßnahmenprogramme 
nach § 36 WHG in Verbindung mit § 32 dieses 
Gesetzes entgegenstehen. 

Dasselbe gilt für das Einleiten von nicht verunrei-
nigtem Quell- und Grundwasser und für Nieder-
schlagswasser, das nicht von gewerblich genutzten 
Flächen abgeleitet wird.  
 
(2) Absatz 1 gilt nicht für Gewässer, die in Hof-
räumen, Betriebsgrundstücken, Gärten und Park-
anlagen liegen. 
 

§ 37 ist weiter anwendbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Aktuelle bundesrechtliche Regelung Aktuelle landesrechtliche Regelung Hinweise 
 

 33 

(3) Die Wasserbehörde kann an künstlichen flie-
ßenden Gewässern den Gemeingebrauch zulassen.  
 
(4) Die Wasserbehörde kann den Gemeingebrauch 
durch Rechtsverordnung oder im  Einzelfall regeln, 
insbesondere  
1. den Gemeingebrauch zum Wohl der Allgemein-

heit, vornehmlich zum Schutz des Wasserhaus-
haltes, beschränken oder ausschließen,  

2. das Befahren mit Motorbooten als Gemein-
gebrauch oder im Einzelfall gestatten, soweit 
dadurch eine Beeinträchtigung des Wohls der 
Allgemeinheit nicht zu erwarten ist,  

2a. Bestimmungen zur Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs auf den Gewässern treffen; hierzu 
kann eine Registrierung und zahlenmäßige Be-
schränkung der Wasserfahrzeuge festgelegt wer-
den,  

4. die Zulassung des Gemeingebrauchs von der 
Herstellung, Unterhaltung und Überwachung er-
forderlicher Einrichtungen und Anlagen abhän-
gig machen.  

 
§ 39 Benutzung zum Zwecke der Fischerei  
Das Einbringen von Stoffen in oberirdische Gewäs-
ser zu Zwecken der Fischerei (beispielsweise Fi-
schereigeräte, Fischnahrung, Düngemittel) bedarf 
keiner Erlaubnis oder Bewilligung, soweit dadurch 
der Wasserabfluss nicht nachteilig verändert wird 
und keine signifikanten nachteiligen Auswirkungen 
auf den Zustand der Gewässer zu erwarten sind 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 39 ist weiter anwendbar. 

 § 40 Schiff- und Floßfahrt 
Das für das Binnenschifffahrtsverkehrsrecht zu-
ständige Ministerium wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit dem für die Wasserwirtschaft zustän-

§ 40 ist weiter anwendbar. 
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digen Ministerium im Interesse der Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs, der öffentlichen Ord-
nung und des Schutzes der Gewässer Rechtsver-
ordnungen insbesondere  
1. über die Zulassung und den Betrieb von Wasser-

fahrzeugen, über die Voraussetzungen und das 
Verfahren zur Erteilung und den Entzug der 
Zulassung,  

2. über das Erfordernis und die Voraussetzungen 
für Fahrerlaubnisse zum Führen von 
Wasserfahrzeugen sowie die Voraussetzungen 
zur Erteilung und zum Entzug der Fahrerlaubnis  

zu erlassen. 
 § 41 (aufgehoben)  

 Zweiter Abschnitt 
Stauanlagen 

 

 § 42 Stauanlagen 
(1) Talsperren, Hochwasserrückhalte- und Pump-
speicherbecken, bei denen die Höhe des Absperr-
bauwerks vom tiefsten Punkt der Gründungssohle 
bis zur Krone mehr als fünf Meter beträgt oder der 
Gesamtstauraum gefüllt mehr als 100 000 Kubik-
meter umfasst, dürfen nur nach einem Plan angelegt 
und geändert werden, der genaue Angaben über die 
gesamte Anlage, die Errichtung, den Betrieb und 
die Unterhaltung enthält und alle Einrichtungen 
berücksichtigt, durch die Nachteile und Gefahren 
für andere und für die Gewässerökologie verhütet 
werden. Satz 1 gilt auch für Staustufen, bei denen 
die Höhe von der Sohle des Tosbeckens bis zur 
Überlaufkrone mehr als 2,5 Meter beträgt. 
 
(2) Die Vorschriften, die für die in Absatz 1 ge-
nannten Anlagen gelten, sind auch auf andere Stau-
anlagen anzuwenden, wenn die Wasserbehörde 

 
§ 42 ist hinsichtlich der Definition der Stauanlagen 
in Satz 1 weiter anwendbar (vgl. auch § 105 Abs. 2 
Nr. 6 ThürWG). Materielles Recht ist durch Bun-
desrecht geregelt, §§ 68 ff. WHG. 
§ 42 Abs. 1 Satz 2 ist für nicht planfeststellungs- 
oder plangenehmigungsbedürftige Gewässernut-
zungen weiter anwendbar (vgl. etwa § 36 WHG). 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 42 Abs. 2 ist nicht weiter anwendbar. 
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feststellt, dass im Falle einer Störung der Anlage 
erhebliche Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
zu befürchten sind.  
 
(3) Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mi-
nisterium kann durch Rechtsverordnung Vor-
schriften über Planung, Bau, Inbetriebnahme, Be-
trieb und Unterhaltung von Stauanlagen erlassen. 
Es kann insbesondere Regelungen treffen über 
Überwachungs- und Anordnungsbefugnisse der für 
die Talsperrenaufsicht zuständigen Behörde gegen-
über dem Talsperrenunternehmer in den in Satz 1 
genannten Phasen, um die Einhaltung der für Stau-
anlagen allgemein anerkannten Regeln der Technik 
sicherzustellen, oder über die Verpflichtung des 
Talsperrenunternehmers, eine Eigenüberwachung 
der Stauanlage durchzuführen. 

 
 
 
 
§ 42 Abs. 3 ist weiter anwendbar. 

 § 43 (aufgehoben)  
 § 44 (aufgehoben)  
 § 45 (aufgehoben)  

 § 46 Außerbetriebsetzen von Stauanlagen 
Der Stauberechtigte darf eine Stauanlage nur mit 
Genehmigung der Wasserbehörde dauernd außer 
Betrieb setzen oder beseitigen. Dies gilt nicht, wenn 
ein Verfahren nach § 31 WHG durchzuführen ist. 

§ 46 ist weiter anwendbar. 

 § 47 Unbefugtes Aufstauen und Ablassen 
(1) Es ist verboten, Wasser über die zugelassenen 
Höhen aufzustauen oder aufgestautes Wasser so 
abzulassen, dass für fremde Grundstücke und Anla-
gen oder das Gewässer selbst Gefahren oder 
Nachteile entstehen, die Ausübung von Rechten 
und Befugnissen zur Benutzung des Gewässers 
beeinträchtigt oder die Unterhaltung des Gewässers 
erschwert wird. 
 

§ 47 ist weiter anwendbar. 



Aktuelle bundesrechtliche Regelung Aktuelle landesrechtliche Regelung Hinweise 
 

 36 

(2) Sobald das Wasser über die zugelassene Höhe 
wächst, hat der Unternehmer ohne Anspruch auf 
Entschädigung das aufgestaute Wasser nach Maß-
gabe des Absatzes 1 abzulassen, bis das Wasser 
wieder auf die zugelassene Stauhöhe gesunken ist. 

§ 26 Eigentümer- und Anliegergebrauch 
(1) Eine Erlaubnis oder eine Bewilligung ist, soweit 
durch Landesrecht nicht etwas anderes bestimmt 
ist, nicht erforderlich für die Benutzung eines ober-
irdischen Gewässers durch den Eigentümer oder die 
durch ihn berechtigte Person für den eigenen Be-
darf, wenn dadurch andere nicht beeinträchtigt 
werden und keine nachteilige Veränderung der 
Wasserbeschaffenheit, keine wesentliche Vermin-
derung der Wasserführung sowie keine andere Be-
einträchtigung des Wasserhaushalts zu erwarten 
sind. Der Eigentümergebrauch umfasst nicht das 
Einbringen und Einleiten von Stoffen in oberirdi-
sche Gewässer. § 25 Satz 3 gilt entsprechend. 
 
(2) Die Eigentümer der an oberirdische Gewässer 
grenzenden Grundstücke und die zur Nutzung die-
ser Grundstücke Berechtigten (Anlieger) dürfen 
oberirdische Gewässer ohne Erlaubnis oder Bewil-
ligung nach Maßgabe des Absatzes 1 benutzen. 
 
(3) An Bundeswasserstraßen und an sonstigen Ge-
wässern, die der Schifffahrt dienen oder künstlich 
errichtet sind, findet ein Gebrauch nach Absatz 2 
nicht statt. 

§ 38 Eigentümergebrauch 
Der Eigentümergebrauch nach § 24 WHG ist aus-
geschlossen.  
 

§ 38 ist weiter anwendbar mit der Folge, dass § 26 
Abs. 1 WHG keine Anwendung findet. 

§ 27 Bewirtschaftungsziele für oberirdische Ge-
wässer 
(1) Oberirdische Gewässer sind, soweit sie nicht 
nach § 28 als künstlich oder erheblich verändert 
eingestuft werden, so zu bewirtschaften, dass 

§ 25 Anpassungsmaßnahmen 
(1) Die Gewässer sind so zu bewirtschaften, dass 
nachteilige Veränderungen des erreichten Zustands 
vermieden werden und bei oberirdischen Gewäs-
sern die Beschaffenheit mäßiger Belastung nicht 

 
§ 25 Abs. 1 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, §§ 27 Abs. 1 und 47 Abs. 1 
WHG. 
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1. eine Verschlechterung ihres ökologischen und 
ihres chemischen Zustands vermieden wird und 

2. ein guter ökologischer und ein guter chemischer 
Zustand erhalten oder erreicht werden. 

 
(2) Oberirdische Gewässer, die nach § 28 als 
künstlich oder erheblich verändert eingestuft wer-
den, sind so zu bewirtschaften, dass 
1. eine Verschlechterung ihres ökologischen 

Potenzials und ihres chemischen Zustands ver-
mieden wird und 

2. ein gutes ökologisches Potenzial und ein guter 
chemischer Zustand erhalten oder erreicht wer-
den. 

überschritten wird. Die nach den § 25 a bis 25d und 
33a WHG und nach internationalen Vorschriften 
oder Vereinbarungen maßgebenden Bewirtschaf-
tungsziele bleiben unberührt. Bei oberirdischen 
Gewässern, deren Beschaffenheit nicht den Anfor-
derungen nach Satz 1 entspricht, kann die zustän-
dige Wasserbehörde Anordnungen zur Anpassung 
vorhandener Benutzungen treffen, um dieses Be-
schaffenheitsziel zu erreichen. 
 
(2) Vorhandene Gewässerbenutzungen, die den 
Anforderungen dieses Gesetzes oder des Wasser-
haushaltgesetzes nicht entsprechen, sind innerhalb 
angemessener Frist anzupassen oder außer Betreib 
zu nehmen. Die Wasserbehörde kann hierzu An-
ordnungen treffen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 25 Abs. 2 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 100 Abs. 2 WHG. 

§ 28 Einstufung künstlicher und erheblich ver-
änderter Gewässer 
Oberirdische Gewässer können als künstliche oder 
erheblich veränderte Gewässer im Sinne des § 3 
Nummer 4 und 5 eingestuft werden, wenn 
1. die Änderungen der hydromorphologischen 

Merkmale, die für einen guten ökologischen 
Gewässerzustand erforderlich wären, signifi-
kante nachteilige Auswirkungen hätten auf 
a) die Umwelt insgesamt, 
b) die Schifffahrt, einschließlich Hafenanlagen, 
c) die Freizeitnutzung, 
d) Zwecke der Wasserspeicherung, insbeson-

dere zur Trinkwasserversorgung, der Strom-
erzeugung oder der Bewässerung, 

e) die Wasserregulierung, den Hochwasser-
schutz oder die Landentwässerung oder 

f) andere, ebenso wichtige nachhaltige 
Entwicklungstätigkeiten des Menschen, 
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2. die Ziele, die mit der Schaffung oder der Verän-
derung des Gewässers verfolgt werden, nicht mit 
anderen geeigneten Maßnahmen erreicht werden 
können, die wesentlich geringere nachteilige 
Auswirkungen auf die Umwelt haben, technisch 
durchführbar und nicht mit unverhältnismäßig 
hohem Aufwand verbunden sind und 

3. die Verwirklichung der in den §§ 27, 44 und 47 
Absatz 1 festgelegten Bewirtschaftungsziele in 
anderen Gewässern derselben Flussgebietsein-
heit nicht dauerhaft ausgeschlossen oder gefähr-
det ist. 

§ 29 Fristen zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele 
(1) Ein guter ökologischer und ein guter chemischer 
Zustand der oberirdischen Gewässer sowie ein gu-
tes ökologisches Potenzial und ein guter chemi-
scher Zustand der künstlichen und erheblich verän-
derten Gewässer sind bis zum 22. Dezember 2015 
zu erreichen. 
 
(2) Die zuständige Behörde kann die Frist nach 
Absatz 1 verlängern, wenn sich der Gewässerzu-
stand nicht weiter verschlechtert und 
1. die notwendigen Verbesserungen des Gewässer-

zustands auf Grund der natürlichen Gegeben-
heiten nicht fristgerecht erreicht werden können, 

2. die vorgesehenen Maßnahmen nur schrittweise 
in einem längeren Zeitraum technisch durch-
führbar sind oder 

3. die Einhaltung der Frist mit unverhältnismäßig 
hohem Aufwand verbunden wäre. 

Fristverlängerungen nach Satz 1 dürfen die Ver-
wirklichung der in den §§ 27, 44 und 47 Absatz 1 
festgelegten Bewirtschaftungsziele in anderen Ge-

§ 35 Fristen 
(1) Ein guter ökologischer und chemischer Zustand 
der oberirdischen Gewässer nach § 25a Abs. 1 Nr. 2 
WHG, ein gutes ökologisches Potential und ein 
guter chemischer Zustand der künstlichen und er-
heblich veränderten Gewässer nach § 25b Abs. 1 
Nr. 2 WHG sowie ein guter mengenmäßiger und 
chemischer Zustand des Grundwassers nach § 33a 
Abs. 1 Nr. 4 WHG sind bis zum 22. Dezember 
2015 zu erreichen. 
 
(2) Die Frist nach Absatz 1 gilt auch für Gewässer 
in Schutzgebieten nach Anlage 4, sofern die 
Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaft, 
nach denen die Schutzgebiete ausgewiesen wurden, 
keine anderweitigen Bestimmungen enthalten. 
 
(3) Die in Absatz 1 festgelegte Frist kann unter den 
in § 25c Abs. 2 und 3 WHG genannten Voraus-
setzungen zweimal um jeweils sechs Jahre verlän-
gert werden. Lassen sich die Ziele aufgrund der 
natürlichen Gegebenheiten nicht innerhalb des ver-
längerten Zeitraums erreichen, sind weitere Ver-

§ 35 ist nicht weiter anwendbar, da durch Bundes-
recht geregelt, §§ 29, 47 Abs. 2 Satz 2 WHG. 
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wässern derselben Flussgebietseinheit nicht dauer-
haft ausschließen oder gefährden. 
 
(3) Fristverlängerungen nach Absatz 2 Satz 1 sind 
höchstens zweimal für einen Zeitraum von jeweils 
sechs Jahren zulässig. Lassen sich die Bewirt-
schaftungsziele auf Grund der natürlichen Gege-
benheiten nicht innerhalb der Fristverlängerungen 
nach Satz 1 erreichen, sind weitere Verlängerungen 
möglich. 
 
(4) Die Fristen nach den Absätzen 1 bis 3 gelten 
auch für Gewässer in Schutzgebieten im Sinne des 
Artikels 6 in Verbindung mit Anhang IV der Richt-
linie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung 
eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Ge-
meinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABl. L 
327 vom 22.12.2000, S. 1), die zuletzt durch die 
Richtlinie 2008/105/EG (ABl. L 348 vom 
24.12.2008, S. 84) geändert worden ist, in ihrer 
jeweils geltenden Fassung, sofern die Rechtsvor-
schriften der Europäischen Gemeinschaften, nach 
denen die Schutzgebiete ausgewiesen worden sind, 
keine anderweitigen Bestimmungen enthalten. 

längerungen möglich. 

§ 30 Abweichende Bewirtschaftungsziele 
Abweichend von § 27 können die zuständigen Be-
hörden für bestimmte oberirdische Gewässer weni-
ger strenge Bewirtschaftungsziele festlegen, wenn 
1. die Gewässer durch menschliche Tätigkeiten so 

beeinträchtigt oder ihre natürlichen Gegeben-
heiten so beschaffen sind, dass die Erreichung 
der Ziele unmöglich ist oder mit unverhältnis-
mäßig hohem Aufwand verbunden wäre, 

2. die ökologischen und sozioökonomischen Erfor-
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dernisse, denen diese menschlichen Tätigkeiten 
dienen, nicht durch andere Maßnahmen erreicht 
werden können, die wesentlich geringere 
nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hät-
ten und nicht mit unverhältnismäßig hohem 
Aufwand verbunden wären, 

3. weitere Verschlechterungen des Gewässerzu-
stands vermieden werden und 

4. unter Berücksichtigung der Auswirkungen auf 
die Gewässereigenschaften, die infolge der Art 
der menschlichen Tätigkeiten nicht zu vermei-
den waren, der bestmögliche ökologische Zu-
stand oder das bestmögliche ökologische Poten-
zial und der bestmögliche chemische Zustand 
erreicht werden. 

 
§ 29 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 
§ 31 Ausnahmen von den Bewirtschaftungszielen 
(1) Vorübergehende Verschlechterungen des Zu-
stands eines oberirdischen Gewässers verstoßen 
nicht gegen die Bewirtschaftungsziele nach den 
§§ 27 und 30, wenn 
1. sie auf Umständen beruhen, die 

a) in natürlichen Ursachen begründet oder 
durch höhere Gewalt bedingt sind und die 
außergewöhnlich sind und nicht vorhersehbar 
waren oder 

b) durch Unfälle entstanden sind, 
2. alle praktisch geeigneten Maßnahmen ergriffen 

werden, um eine weitere Verschlechterung des 
Gewässerzustands und eine Gefährdung der zu 
erreichenden Bewirtschaftungsziele in anderen, 
von diesen Umständen nicht betroffenen Gewäs-
sern zu verhindern, 

3. nur solche Maßnahmen ergriffen werden, die 
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eine Wiederherstellung des vorherigen Gewäs-
serzustands nach Wegfall der Umstände nicht 
gefährden dürfen und die im Maßnahmenpro-
gramm nach § 82 aufgeführt werden und 

4. die Auswirkungen der Umstände jährlich über-
prüft und praktisch geeignete Maßnahmen er-
griffen werden, um den vorherigen Gewässerzu-
stand vorbehaltlich der in § 29 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 bis 3 genannten Gründe so bald wie 
möglich wiederherzustellen. 

 
(2) Wird bei einem oberirdischen Gewässer der 
gute ökologische Zustand nicht erreicht oder ver-
schlechtert sich sein Zustand, verstößt dies nicht 
gegen die Bewirtschaftungsziele nach den §§ 27 
und 30, wenn 
1. dies auf einer neuen Veränderung der physischen 

Gewässereigenschaften oder des Grundwasser-
stands beruht, 

2. die Gründe für die Veränderung von übergeord-
netem öffentlichen Interesse sind oder wenn der 
Nutzen der neuen Veränderung für die Gesund-
heit oder Sicherheit des Menschen oder für die 
nachhaltige Entwicklung größer ist als der Nut-
zen, den die Erreichung der Bewirtschaftungs-
ziele für die Umwelt und die Allgemeinheit hat, 

3. die Ziele, die mit der Veränderung des Gewäs-
sers verfolgt werden, nicht mit anderen geeigne-
ten Maßnahmen erreicht werden können, die we-
sentlich geringere nachteilige Auswirkungen auf 
die Umwelt haben, technisch durchführbar und 
nicht mit unverhältnismäßig hohem Aufwand 
verbunden sind und 

4. alle praktisch geeigneten Maßnahmen ergriffen 
werden, um die nachteiligen Auswirkungen auf 
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den Gewässerzustand zu verringern. 
Bei neuen nachhaltigen Entwicklungstätigkeiten 
des Menschen im Sinne des § 28 Nummer 1 ist 
unter den in Satz 1 Nummer 2 bis 4 genannten 
Voraussetzungen auch eine Verschlechterung von 
einem sehr guten in einen guten Gewässerzustand 
zulässig. 
 

(3) Für Ausnahmen nach den Absätzen 1 und 2 gilt 
§ 29 Absatz 2 Satz 2 entsprechend. 
§ 32 Reinhaltung oberirdischer Gewässer 
(1) Feste Stoffe dürfen in ein oberirdisches Gewäs-
ser nicht eingebracht werden, um sich ihrer zu ent-
ledigen. Satz 1 gilt nicht, wenn Sediment, das 
einem Gewässer entnommen wurde, in ein oberirdi-
sches Gewässer eingebracht wird. 
 
(2) Stoffe dürfen an einem oberirdischen Gewässer 
nur so gelagert oder abgelagert werden, dass eine 
nachteilige Veränderung der Wasserbeschaffenheit 
oder des Wasserabflusses nicht zu besorgen ist. Das 
Gleiche gilt für das Befördern von Flüssigkeiten 
und Gasen durch Rohrleitungen. 

  

§ 33 Mindestwasserführung 
Das Aufstauen eines oberirdischen Gewässers oder 
das Entnehmen oder Ableiten von Wasser aus 
einem oberirdischen Gewässer ist nur zulässig, 
wenn die Abflussmenge erhalten bleibt, die für das 
Gewässer und andere hiermit verbundene Gewässer 
erforderlich ist, um den Zielen des § 6 Absatz 1 und 
der §§ 27 bis 31 zu entsprechen (Mindestwasser-
führung). 

  

§ 34 Durchgängigkeit oberirdischer Gewässer 
(1) Die Errichtung, die wesentliche Änderung und 
der Betrieb von Stauanlagen dürfen nur zugelassen 
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werden, wenn durch geeignete Einrichtungen und 
Betriebsweisen die Durchgängigkeit des Gewässers 
erhalten oder wiederhergestellt wird, soweit dies 
erforderlich ist, um die Bewirtschaftungsziele nach 
Maßgabe der §§ 27 bis 31 zu erreichen. 
 
(2) Entsprechen vorhandene Stauanlagen nicht den 
Anforderungen nach Absatz 1, so hat die zustän-
dige Behörde die Anordnungen zur Wiederherstel-
lung der Durchgängigkeit zu treffen, die erforder-
lich sind, um die Bewirtschaftungsziele nach Maß-
gabe der §§ 27 bis 31 zu erreichen. 
 
(3) Die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des 
Bundes führt bei Stauanlagen an Bundeswasser-
straßen, die von ihr errichtet oder betrieben werden, 
die nach den Absätzen 1 und 2 erforderlichen Maß-
nahmen im Rahmen ihrer Aufgaben nach dem 
Bundeswasserstraßengesetz hoheitlich durch. 
§ 35 Wasserkraftnutzung 
(1) Die Nutzung von Wasserkraft darf nur zugelas-
sen werden, wenn auch geeignete Maßnahmen zum 
Schutz der Fischpopulation ergriffen werden. 
 
(2) Entsprechen vorhandene Wasserkraftnutzungen 
nicht den Anforderungen nach Absatz 1, so sind die 
erforderlichen Maßnahmen innerhalb angemessener 
Fristen durchzuführen. 
 
(3) Die zuständige Behörde prüft, ob an Staustufen 
und sonstigen Querverbauungen, die am 1. März 
2010 bestehen und deren Rückbau zur Erreichung 
der Bewirtschaftungsziele nach Maßgabe der §§ 27 
bis 31 auch langfristig nicht vorgesehen ist, eine 
Wasserkraftnutzung nach den Standortgegebenhei-
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ten möglich ist. Das Ergebnis der Prüfung wird der 
Öffentlichkeit in geeigneter Weise zugänglich ge-
macht. 
§ 36 Anlagen in, an, über und unter oberirdi-
schen Gewässern 
Anlagen in, an, über und unter oberirdischen Ge-
wässern sind so zu errichten, zu betreiben, zu un-
terhalten und stillzulegen, dass keine schädlichen 
Gewässerveränderungen zu erwarten sind und die 
Gewässerunterhaltung nicht mehr erschwert wird, 
als es den Umständen nach unvermeidbar ist. Anla-
gen im Sinne von Satz 1 sind insbesondere 
1. bauliche Anlagen wie Gebäude, Brücken, Stege, 

Unterführungen, Hafenanlagen und Anlegestel-
len, 

2. Leitungsanlagen, 
3. Fähren. 
Im Übrigen gelten die landesrechtlichen Vorschrif-
ten. 

§ 79 Genehmigung für bauliche Anlagen und 
Gebäude 
(1) Die Errichtung, Veränderung oder Beseitigung 
von baulichen Anlagen und Gebäuden an, in, unter 
oder über oberirdischen Gewässern und im Uferbe-
reich bedürfen der Genehmigung der Wasserbe-
hörde. Dies gilt nicht für bauliche Anlagen, die 
einer sonstigen behördlichen Zulassung aufgrund 
des Wasserhaushaltsgesetzes, dieses Gesetzes oder 
einer aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechts-
verordnung bedürfen. Für die Genehmigung nach 
§ 81 gilt Satz 2 nicht.  
 
(2) Die Genehmigung kann mit Auflagen und Be-
dingungen erteilt werden.  
 
(3) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn das 
Vorhaben den Wasser- oder Naturhaushalt, das 
Landschaftsbild oder sonstige Belange des Wohls 
der Allgemeinheit wesentlich beeinträchtigt.  
 
(4) Andere öffentlich-rechtliche Entscheidungen 
ersetzen die Genehmigung nach Absatz 1, wenn sie 
im Einvernehmen mit der Wasserbehörde ergehen. 
Das Einvernehmenserfordernis des Satzes 1 gilt 
nicht für Planfeststellungen und Plangenehmigun-
gen. 

§ 79 ist weiter anwendbar, da der Sachverhalt durch 
Bundesrecht nicht geregelt ist. 
Hinweise: 
Die Definition des Uferbereiches in § 78 Abs. 1 
ThürWG ist nicht weiter anwendbar. 
§ 81 ThürWG ist nicht weiter anwendbar. 
 

§ 37 Wasserabfluss 
(1) Der natürliche Ablauf wild abfließenden Was-
sers auf ein tiefer liegendes Grundstück darf nicht 
zum Nachteil eines höher liegenden Grundstücks 
behindert werden. Der natürliche Ablauf wild ab-

§ 83 Maßnahmen bei wild abfließendem Wasser 
(1) Aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit, 
insbesondere der Wasserwirtschaft und des öffentli-
chen Verkehrs, kann die Wasserbehörde eine 
künstliche Veränderung des Zu- oder Abflusses von 

§ 83 ist nicht mehr anwendbar, da durch Bundes-
recht geregelt, § 37 WHG. 
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fließenden Wassers darf nicht zum Nachteil eines 
tiefer liegenden Grundstücks verstärkt oder auf 
andere Weise verändert werden. 
 
(2) Eigentümer oder Nutzungsberechtigte von 
Grundstücken, auf denen der natürliche Ablauf wild 
abfließenden Wassers zum Nachteil eines höher 
liegenden Grundstücks behindert oder zum Nachteil 
eines tiefer liegenden Grundstücks verstärkt oder 
auf andere Weise verändert wird, haben die Besei-
tigung des Hindernisses oder der eingetretenen 
Veränderung durch die Eigentümer oder Nutzungs-
berechtigten der benachteiligten Grundstücke zu 
dulden. Satz 1 gilt nur, soweit die zur Duldung 
Verpflichteten die Behinderung, Verstärkung oder 
sonstige Veränderung des Wasserabflusses nicht zu 
vertreten haben und die Beseitigung vorher ange-
kündigt wurde. Der Eigentümer des Grundstücks, 
auf dem das Hindernis oder die Veränderung ent-
standen ist, kann das Hindernis oder die eingetre-
tene Veränderung auf seine Kosten auch selbst 
beseitigen. 
 
(3) Aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit, 
insbesondere der Wasserwirtschaft, der Landes-
kultur und des öffentlichen Verkehrs, kann die zu-
ständige Behörde Abweichungen von den Absätzen 
1 und 2 zulassen. Soweit dadurch das Eigentum 
unzumutbar beschränkt wird, ist eine Entschädi-
gung zu leisten. 
 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für wild abflie-
ßendes Wasser, das nicht aus Quellen stammt. 

wild abfließendem Wasser anordnen. Stellt die 
Anordnung eine Enteignung dar, ist dafür 
Entschädigung zu leisten.  
 
(2) Der Eigentümer eines Grundstücks darf den 
Ablauf des wild abfließenden Wassers nicht künst-
lich so ändern, dass tiefer liegende Grundstücke 
belästigt werden.  
 
(3) Im Fall der künstlichen Veränderung des Ab-
laufs des wild abfließenden Wassers kann der 
Eigentümer eines Grundstücks von dem Eigentü-
mer des tiefer liegenden Grundstücks die Auf-
nahme des wild abfließenden Wassers verlangen, 
wenn er es durch Anlagen von seinem Grundstück 
nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Auf-
wand abführen kann. Können die Eigentümer der 
tiefer liegenden Grundstücke das Wasser nicht oder 
nur mit erheblichem Aufwand weiter abführen, so 
sind sie zur Aufnahme nur gegen Schadenersatz 
und nur dann verpflichtet, wenn der Vorteil für den 
Eigentümer des höher liegenden Grundstücks er-
heblich größer ist als ihr Schaden. 
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§ 38 Gewässerrandstreifen 
(1) Gewässerrandstreifen dienen der Erhaltung und 
Verbesserung der ökologischen Funktionen oberir-
discher Gewässer, der Wasserspeicherung, der Si-
cherung des Wasserabflusses sowie der Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen. 
 
(2) Der Gewässerrandstreifen umfasst das Ufer und 
den Bereich, der an das Gewässer landseits der 
Linie des Mittelwasserstandes angrenzt. Der Ge-
wässerrandstreifen bemisst sich ab der Linie des 
Mittelwasserstandes, bei Gewässern mit ausge-
prägter Böschungsoberkante ab der Böschungs-
oberkante. 
 
(3) Der Gewässerrandstreifen ist im Außenbereich 
fünf Meter breit. Die zuständige Behörde kann für 
Gewässer oder Gewässerabschnitte 
1. Gewässerrandstreifen im Außenbereich aufhe-

ben, 
2. im Außenbereich die Breite des Gewässerrand-

streifens abweichend von Satz 1 festsetzen, 
3. innerhalb der im Zusammenhang bebauten 

Ortsteile Gewässerrandstreifen mit einer ange-
messenen Breite festsetzen. 

Die Länder können von den Sätzen 1 und 2 abwei-
chende Regelungen erlassen. 
 
(4) Eigentümer und Nutzungsberechtigte sollen 
Gewässerrandstreifen im Hinblick auf ihre Funkti-
onen nach Absatz 1 erhalten. Im Gewässerrand-
streifen ist verboten: 
1. die Umwandlung von Grünland in Ackerland, 
2. das Entfernen von standortgerechten Bäumen 

§ 78 Schutz der oberirdischen Gewässer, der 
Ufer und der Uferbereiche 
(1) Die Ufer der Gewässer einschließlich ihrer Be-
festigung und ihres Bewuchses sowie die Uferbe-
reiche sind zu schützen. 
 
(2) Als Uferbereich gilt die an die Gewässer an-
grenzende Fläche in einer Breite von zehn Meter 
bei Gewässern erster Ordnung, in einer Breite von 
fünf Meter bei Gewässern zweiter Ordnung jeweils 
landseits der Böschungsoberkante. Die Wasserbe-
hörde kann wegen der Breite des Uferbereichs 
Ausnahmen zulassen. Sie entscheidet im Streitfall 
über den Verlauf der Böschungsoberkante. Im 
Uferbereich dürfen Bäume und Sträucher außerhalb 
von Wald nur beseitigt werden, wenn dies für den 
Ausbau oder die Unterhaltung des Gewässers, zur 
Verjüngung des Bestandes oder zur Gefahren-
abwehr erforderlich ist.  
 
(3) Im Uferbereich von natürlichen Gewässern, die 
in der Regel ständig Wasser führen, darf Grünland 
nicht in Ackerland umgebrochen werden. Das Auf-
bringen, Lagern und Ablagern wassergefährdender 
Stoffe ist verboten. Für die Aufbringung von Pflan-
zenschutzmitteln gelten die im Rahmen der Zulas-
sung festgelegten Abstandsregelungen zu Oberflä-
chengewässern. Düngemittel dürfen nur nach den 
Bestimmungen der Düngeverordnung in der Fas-
sung vom 27. Februar 2007 (BGBl. I S. 221) in der 
jeweils geltenden Fassung aufgebracht werden. 
 
(4) Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mi-
nisterium kann durch Rechtsverordnung Vor-

 
 
§ 78 Abs. 1 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 38 WHG. 
 
 
§ 78 Abs. 2 ist nicht weiter anwendbar, da der 
Uferbereich nicht identisch ist mit dem Gewässer-
randstreifen des § 38 Abs. 2 WHG. § 78 Abs. 2 
kann deshalb nicht als eine abweichende Regelung 
im Sinne von § 38 Abs. 3 Satz 3 WHG angesehen 
werden. 
Hinweis: § 79 ThürWG bleibt unberührt (siehe zu 
§ 36 WHG). 
 
 
 
 
 
 
§ 78 Abs. 3 ist nicht weiter anwendbar, da der 
Uferbereich nicht identisch ist mit dem Gewässer-
randstreifen des § 38 Abs. 2 WHG. § 78 Abs. 3 
kann deshalb nicht als eine abweichende Regelung 
im Sinne von § 38 Abs. 3 Satz 3 WHG angesehen 
werden. 
Hinweis: § 79 ThürWG bleibt unberührt (siehe zu 
§ 36 WHG). 
 
 
 
 
§ 78 Abs. 4 ist weiter anwendbar 
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und Sträuchern, ausgenommen die Entnahme im 
Rahmen einer ordnungsgemäßen Forstwirt-
schaft, sowie das Neuanpflanzen von nicht 
standortgerechten Bäumen und Sträuchern, 

3. der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, 
ausgenommen die Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln und Düngemitteln, soweit durch 
Landesrecht nichts anderes bestimmt ist, und der 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen in und 
im Zusammenhang mit zugelassenen Anlagen, 

4. die nicht nur zeitweise Ablagerung von Gegens-
tänden, die den Wasserabfluss behindern können 
oder die fortgeschwemmt werden können. 

Zulässig sind Maßnahmen, die zur Gefahrenabwehr 
notwendig sind. Satz 2 Nummer 1 und 2 gilt nicht 
für Maßnahmen des Gewässerausbaus sowie der 
Gewässer- und Deichunterhaltung. 
 
(5) Die zuständige Behörde kann von einem Verbot 
nach Absatz 4 Satz 2 eine widerrufliche Befreiung 
erteilen, wenn überwiegende Gründe des Wohls der 
Allgemeinheit die Maßnahme erfordern oder das 
Verbot im Einzelfall zu einer unbilligen Härte 
führt. Die Befreiung kann aus Gründen des Wohls 
der Allgemeinheit auch nachträglich mit Nebenbe-
stimmungen versehen werden, insbesondere um zu 
gewährleisten, dass der Gewässerrandstreifen die in 
Absatz 1 genannten Funktionen erfüllt. 

schriften zum Schutze der Ufer, der Anlagen an 
einem Ufer sowie der Uferanpflanzungen erlassen.  

§ 39 Gewässerunterhaltung 
(1) Die Unterhaltung eines oberirdischen Gewäs-
sers umfasst seine Pflege und Entwicklung als öf-
fentlichrechtliche Verpflichtung (Unterhaltungs-
last). Zur Gewässerunterhaltung gehören insbeson-
dere: 
1. die Erhaltung des Gewässerbettes, auch zur Si-

§ 67 Herstellung und Erhaltung eines naturna-
hen Gewässerzustandes 
(1) Die Unterhaltung der Gewässer ist eine öffent-
lich-rechtliche Verpflichtung. Sie wird unter 
Beachtung der Ergebnisse der Gewässerschau nach 
Maßgabe der von der obersten Wasserbehörde ein-
geführten Richtlinien durchgeführt.  

 
 
§ 67 Abs. 1 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 39 Abs. 1 S. 1 WHG. 
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cherung eines ordnungsgemäßen Wasserabflus-
ses, 

2. die Erhaltung der Ufer, insbesondere durch Er-
haltung und Neuanpflanzung einer standortge-
rechten Ufervegetation, sowie die Freihaltung 
der Ufer für den Wasserabfluss, 

3. die Erhaltung der Schiffbarkeit von schiffbaren 
Gewässern mit Ausnahme der besonderen Zu-
fahrten zu Häfen und Schiffsanlegestellen, 

4. die Erhaltung und Förderung der ökologischen 
Funktionsfähigkeit des Gewässers insbesondere 
als Lebensraum von wild lebenden Tieren und 
Pflanzen, 

5. die Erhaltung des Gewässers in einem Zustand, 
der hinsichtlich der Abführung oder Rückhal-
tung von Wasser, Geschiebe, Schwebstoffen und 
Eis den wasserwirtschaftlichen Bedürfnissen 
entspricht. 

 
(2) Die Gewässerunterhaltung muss sich an den 
Bewirtschaftungszielen nach Maßgabe der §§ 27 
bis 31 ausrichten und darf die Erreichung dieser 
Ziele nicht gefährden. Sie muss den Anforderungen 
entsprechen, die im Maßnahmenprogramm nach 
§ 82 an die Gewässerunterhaltung gestellt sind. Bei 
der Unterhaltung ist der Erhaltung der Leistungs- 
und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts Rech-
nung zu tragen; Bild und Erholungswert der Ge-
wässerlandschaft sind zu berücksichtigen. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für die Unter-
haltung ausgebauter Gewässer, soweit nicht in 
einem Planfeststellungsbeschluss oder einer Plan-
genehmigung nach § 68 etwas anderes bestimmt ist. 

 
(2) Durch die Unterhaltung der Gewässer sind auch 
das natürliche Erscheinungsbild sowie die ökolo-
gischen Funktionen der Gewässer zu erhalten und 
zu pflegen. Dazu gehören insbesondere die Er-
haltung oder die Neuanpflanzung einer standortge-
rechten Ufervegetation sowie die naturnahe Ge-
staltung des Uferbereiches und die Bekämpfung 
von Schädlingen, die die Standsicherheit von Ufer-
böschungen und Dämmen beeinträchtigen. Die 
Regelungen des Artenschutzes sind zu beachten. 
Den Belangen des Hochwasserschutzes, der Fische-
rei, der Energieversorgung, der Erholung und der 
Schifffahrt ist Rechnung zu tragen.  
 
(3) Befindet sich ein Gewässer in natürlichem oder 
naturnahem Zustand, so soll dieser Zustand erhalten 
werden. Nicht naturnah ausgebaute natürliche Ge-
wässer sind, sofern nicht überwiegende Gründe des 
Wohls der Allgemeinheit entgegenstehen, in einem 
angemessenen Zeitraum wieder in einen naturnahen 
Zustand zurückzuführen. Die Wasserbehörde kann 
für Gewässer, die sich nicht in einem naturnahen 
Zustand befinden, Fristen bestimmen, innerhalb 
derer die Unterhaltungspflichtigen einen natur-
nahen Gewässerzustand herbeiführen müssen.  
 
(4) Anlagen in und an Gewässern sind von ihren 
Eigentümern oder Besitzern so zu unterhalten und 
zu betreiben, dass die Erfüllung der Pflichten nach 
den Absätzen 1 bis 3 nicht mehr erschwert wird, als 
den Umständen nach unvermeidbar ist. Mehrauf-
wendungen sind dem Unterhaltungspflichtigen zu 
ersetzen. Ist strittig, wem die Unterhaltung einer 
Anlage am oder in einem Gewässer obliegt, so ent-

 
§ 67 Abs. 2 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 39 Abs. 1 WHG. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 67 Abs. 3 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, §§ 39, 6 Abs. 2 WHG. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 67 Abs. 4 ist weiter anwendbar. Bundesrecht 
regelt nicht, wem die Unterhaltung der Anlagen 
obliegt. 
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scheidet die Wasserbehörde. 
 
(5) Dem Land obliegt die Unterhaltung einschließ-
lich des Betriebes und der Instandsetzung oder die 
Beseitigung der in Anlage 5 genannten Talsperren. 
Stellt die für die Talsperrenaufsicht zuständige Be-
hörde fest, dass eine Talsperre nach Satz 1 oder 
eine nach der Beseitigung der Talsperre verblei-
bende Anlage am und im Gewässer allen maßgebli-
chen Anforderungen nach den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik sowie den maßgeben-
den bautechnischen Anforderungen genügt und teilt 
sie dies der Gemeinde, in deren Gebiet die Anlage 
liegt, mit, geht die Unterhaltungslast mit Beginn 
des ersten Tages des zweiten Jahres, das der Mit-
teilung folgt, auf die jeweilige Gemeinde über. Die 
Gemeinde nimmt diese Aufgabe im eigenen Wir-
kungskreis wahr. Das Land gewährt den Aufga-
benträgern zur Deckung des aus der Erfüllung der 
Unterhaltungslast entstehenden Finanzbedarfs an-
gemessene Finanzzuweisungen. Die Finanzzuwei-
sung ist für jede Gemeinde auf der Grundlage des 
ermittelten regelmäßigen Aufwandes (Sach- und 
Personalkosten) festzulegen; sie kann auch pau-
schaliert werden. 

 
 
§ 67 Abs. 5 ist weiter anwendbar. Der Bund hat den 
Sachverhalt nicht geregelt. Im Übrigen ist es eine 
zulässige Landesregelung nach § 40 Abs. 1 WHG. 

§ 40 Träger der Unterhaltungslast 
(1) Die Unterhaltung oberirdischer Gewässer ob-
liegt den Eigentümern der Gewässer, soweit sie 
nicht nach landesrechtlichen Vorschriften Aufgabe 
von Gebietskörperschaften, Wasser- und Boden-
verbänden, gemeindlichen Zweckverbänden oder 
sonstigen Körperschaften des öffentlichen Rechts 
ist. Ist der Gewässereigentümer Träger der Unter-
haltungslast, sind die Anlieger sowie diejenigen 
Eigentümer von Grundstücken und Anlagen, die 

§ 68 Unterhaltungspflichtige 
(1) Die Unterhaltung der Gewässer obliegt  
1. für Gewässer erster Ordnung dem Land, soweit 

die Unterhaltung nicht dem Bund obliegt,  
2. für Gewässer zweiter Ordnung den Gemeinden 

oder den zur Unterhaltung gegründeten Verbän-
den. 

 
(2) Zur Unterhaltung und zum Ausbau der Gewäs-
ser zweiter Ordnung können sich die 

 
§ 68 Abs. 1 und 2 sind weiter anwendbar. Es han-
delt sich um eine zulässige Reglung im Sinne von 
§ 40 Abs. 1 WHG. 
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aus der Unterhaltung Vorteile haben oder die Un-
terhaltung erschweren, verpflichtet, sich an den 
Kosten der Unterhaltung zu beteiligen. Ist eine 
Körperschaft nach Satz 1 unterhaltungspflichtig, 
können die Länder bestimmen, inwieweit die Ge-
wässereigentümer, die in Satz 2 genannten Perso-
nen, andere Personen, die aus der Unterhaltung 
Vorteile haben, oder sonstige Eigentümer von 
Grundstücken im Einzugsgebiet verpflichtet sind, 
sich an den Kosten der Unterhaltung zu beteiligen. 
 
(2) Die Unterhaltungslast kann mit Zustimmung der 
zuständigen Behörde auf einen Dritten übertragen 
werden. 
 
(3) Ist ein Hindernis für den Wasserabfluss oder für 
die Schifffahrt oder eine andere Beeinträchtigung, 
die Unterhaltungsmaßnahmen nach § 39 erforder-
lich macht, von einer anderen als der unterhal-
tungspflichtigen Person verursacht worden, so soll 
die zuständige Behörde die andere Person zur Be-
seitigung verpflichten. Hat die unterhaltungspflich-
tige Person das Hindernis oder die andere Beein-
trächtigung beseitigt, so hat ihr die andere Person 
die Kosten zu erstatten, soweit die Arbeiten erfor-
derlich waren und die Kosten angemessen sind. 
 
(4) Erfüllt der Träger der Unterhaltungslast seine 
Verpflichtungen nicht, so sind die erforderlichen 
Unterhaltungsarbeiten auf seine Kosten durch das 
Land oder, sofern das Landesrecht dies bestimmt, 
durch eine andere öffentlich-rechtliche Körper-
schaft im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 durchzufüh-
ren. Satz 1 gilt nicht, soweit eine öffentlich-rechtli-
che Körperschaft Träger der Unterhaltungslast ist. 

Unterhaltungspflichtigen zu Körperschaften des 
öffentlichen Rechts zusammenschließen. Ein Ver-
band kann von Amts wegen durch die obere Was-
serbehörde auf der Grundlage des Wasserverbands-
gesetzes (WVG) vom 12. Februar 1991 (BGBl. I S. 
405) in der jeweils geltenden Fassung gebildet wer-
den, soweit die Unterhaltung zweckmäßig durch 
einen Verband durchgeführt werden kann.  
 
(3) Die Wasserbehörde kann abweichend von Ab-
satz 1 die Unterhaltungspflicht ganz oder teilweise 
auf diejenigen Eigentümer von Grundstücken und 
Anlagen, die aus der Unterhaltung Vorteile haben 
oder die die Unterhaltung erschweren, übertragen. 
 
§ 69 Beseitigungspflicht des Verantwortlichen 
Wird der Wasserabfluss oder die Schifffahrt durch 
ein Hindernis beeinträchtigt, das von einem anderen 
als dem Unterhaltungspflichtigen verursacht wor-
den ist, so kann die Wasserbehörde den Verant-
wortlichen zur Beseitigung anhalten. Hat der Unter-
haltungspflichtige das Hindernis beseitigt, so hat 
ihm der andere die notwendigen Aufwendungen zu 
erstatten.  
 
§ 70 Ausbaupflicht 
(1) Die Wasserbehörde kann den Unterhaltungs-
pflichtigen zum Ausbau eines Gewässers ver-
pflichten, wenn dies zum Wohl der Allgemeinheit 
geboten ist. Dies gilt nicht für Bundeswasserstra-
ßen.  
 
(2) Der § 71 Abs. 1 und 2 gilt entsprechend. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 68 Abs. 3 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 40 Abs. 2 WHG. 
 
 
 
 
§ 69 ist nicht weiter anwendbar, da durch Bundes-
recht geregelt, § 40 Abs. 3 WHG. 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 70 ist weiter anwendbar, da durch Bundesrecht 
nicht geregelt. 
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§ 71 Kostenbeteiligung zugunsten der Unterhal-
tungs- und Ausbaupflichtigen 
(1) Der zur Unterhaltung von Gewässern zweiter 
Ordnung Verpflichtete kann von den Eigentümern 
derjenigen Grundstücke oder Anlagen, die die Un-
terhaltung erschweren oder die durch die Unterhal-
tung Vorteile haben, eine angemessene Beteiligung 
an den Kosten zur Erhaltung eines ordnungsge-
mäßen Zustands für den Wasserabfluss verlangen. 
Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, 
so tritt an die Stelle des Grundeigentümers der Erb-
bauberechtigte. Ist das Grundstück mit einem ding-
lichen Nutzungsrecht nach Artikel 233 § 4 des Ein-
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
belastet, so tritt an die Stelle des Grundeigentümers 
der Inhaber dieses Rechts. Als Vorteil gilt auch die 
Lage im seitlichen Einzugsgebiet des zu unter-
haltenden Gewässers. Die Kostenbeteiligung richtet 
sich nach dem Maß der Erschwernis oder der 
Grundstücksfläche. Dabei können Flächen unter-
schiedlich bewertet werden.  
 
(2) Die Gemeinden oder die nach dem Thüringer 
Gesetz über die kommunale Gemeinschaftsarbeit in 
der Fassung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. S. 290) 
in der jeweils geltenden Fassung zur Unterhaltung 
gegründeten Zweckverbände können die Kosten-
beteiligung nach Absatz 1 durch Satzung nach den 
Bestimmungen des Thüringer Kommunalabgaben-
gesetzes regeln; sie können eine Umlegung der 
Verbandsbeiträge, die sie an Wasser- und Boden-
verbände entrichten, vorsehen. 
 
(3) Das Land fördert Maßnahmen an Gewässern 
zweiter Ordnung, die aus den Verpflichtungen nach 

 
 
§ 71 Abs. 1 bis 3 sind weiter anwendbar. Es handelt 
sich um Regelung im Sinne von § 40 Abs. 1 Satz 3 
WHG. 
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den §§ 67, 70 Abs. 1 oder § 75 Abs. 2 entstehen, 
mit einem den zur Verfügung stehenden Haus-
haltsmitteln entsprechenden Anteil. 
 
(4) Die Unterhaltungspflichtigen können nur dann 
nach § 67 Abs. 3 Satz 3 zur Herstellung eines na-
turnahen Zustands verpflichtet werden, wenn das 
Land sich unter Berücksichtigung der Leistungsfä-
higkeit der Betroffenen an den Kosten angemessen 
beteiligt.  
 

 
 
 
 
§ 71 Abs. 4 ist weiter anwendbar, da durch Bundes-
recht nicht geregelt. 
 

§ 41 Besondere Pflichten bei der Gewässerun-
terhaltung 
(1) Soweit es zur ordnungsgemäßen Unterhaltung 
eines oberirdischen Gewässers erforderlich ist, ha-
ben 
1. die Gewässereigentümer Unterhaltungsmaßnah-

men am Gewässer zu dulden; 
2. die Anlieger und Hinterlieger zu dulden, dass 

die zur Unterhaltung verpflichtete Person oder 
ihre Beauftragten die Grundstücke betreten, vo-
rübergehend benutzen und aus ihnen Bestand-
teile für die Unterhaltung entnehmen, wenn 
diese anderweitig nur mit unverhältnismäßig 
hohen Kosten beschafft werden können; Hinter-
lieger sind die Eigentümer der an Anlieger-
grundstücke angrenzenden Grundstücke und die 
zur Nutzung dieser Grundstücke Berechtigten; 

3. die Anlieger zu dulden, dass die zur Unterhal-
tung verpflichtete Person die Ufer bepflanzt; 

4. die Inhaber von Rechten und Befugnissen an 
Gewässern zu dulden, dass die Benutzung vorü-
bergehend behindert oder unterbrochen wird. 

Die zur Unterhaltung verpflichtete Person hat der 
duldungspflichtigen Person die beabsichtigten 

§ 99 Vorbereitung und Durchführung des Vor-
habens 
(1) Soweit es die Vorbereitung und die Durchfüh-
rung des Ausbaus, der Unterhaltung oder eines son-
stigen Vorhabens erfordern, haben die Eigentümer 
und Nutzungsberechtigten der betroffenen Grund-
stücke zu dulden, dass der Unternehmer oder des-
sen Beauftragte nach vorheriger Ankündigung 
Grundstücke betreten und vorübergehend benutzen. 
 
(2) Die Inhaber von Rechten und Befugnissen an 
Gewässern haben nach vorheriger Ankündigung zu 
dulden, dass die Benutzung vorübergehend behin-
dert oder unterbrochen wird, soweit es zur Unter-
haltung des Gewässers erforderlich ist. 
 
(3) Der § 30 Abs. 3 WHG gilt entsprechend. 
 

§ 99 ist für die Gewässerunterhaltung nicht weiter 
anwendbar, § 41 WHG. 
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Maßnahmen rechtzeitig vorher anzukündigen. 
Weitergehende Rechtsvorschriften der Länder blei-
ben unberührt. 
 
(2) Die nach Absatz 1 Verpflichteten haben Hand-
lungen zu unterlassen, die die Unterhaltung un-
möglich machen oder wesentlich erschweren wür-
den. 
 
(3) Die Anlieger können verpflichtet werden, die 
Ufergrundstücke in erforderlicher Breite so zu be-
wirtschaften, dass die Unterhaltung nicht beein-
trächtigt wird. 
 
(4) Entstehen durch Handlungen nach Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 bis 3 Schäden, so hat der Ge-
schädigte gegen die zur Unterhaltung verpflichtete 
Person Anspruch auf Schadenersatz. 
§ 42 Behördliche Entscheidungen zur Gewässer-
unterhaltung 
(1) Die zuständige Behörde kann 
1. die nach § 39 erforderlichen Unterhaltungsmaß-

nahmen sowie die Pflichten nach § 41 Absatz 1 
bis 3 näher festlegen, 

2. anordnen, dass Unterhaltungsmaßnahmen nicht 
durchzuführen sind, soweit dies notwendig ist, 
um die Bewirtschaftungsziele zu erreichen. 

 
(2) Die zuständige Behörde hat in den Fällen des 
§ 40 Absatz 1 Satz 2 und 3 und Absatz 3 Satz 2 den 
Umfang der Kostenbeteiligung oder -erstattung 
festzusetzen, wenn die Beteiligten sich hierüber 
nicht einigen können. 
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§ 46 Erlaubnisfreie Benutzungen des Grundwas-
sers 
(1) Keiner Erlaubnis oder Bewilligung bedarf das 
Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten oder Ab-
leiten von Grundwasser 
1. für den Haushalt, für den landwirtschaftlichen 

Hofbetrieb, für das Tränken von Vieh außerhalb 
des Hofbetriebs oder in geringen Mengen zu 
einem vorübergehenden Zweck, 

2. für Zwecke der gewöhnlichen Bodenentwässe-
rung landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder 
gärtnerisch genutzter Grundstücke,  

soweit keine signifikanten nachteiligen Auswirkun-
gen auf den Wasserhaushalt zu besorgen sind. Wird 
in den Fällen und unter den Voraussetzungen des 
Satzes 1 Nummer 2 das Wasser aus der Bodenent-
wässerung in ein oberirdisches Gewässer eingelei-
tet, findet § 25 Satz 2 keine Anwendung. 
 
(2) Keiner Erlaubnis bedarf ferner das Einleiten von 
Niederschlagswasser in das Grundwasser durch 
schadlose Versickerung, soweit dies in einer 
Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 bestimmt ist. 
 
(3) Durch Landesrecht kann bestimmt werden, dass 
weitere Fälle von der Erlaubnis- oder Bewilli-
gungspflicht ausgenommen sind oder eine Erlaub-
nis oder eine Bewilligung in den Fällen der Absätze 
1 und 2 erforderlich ist. 

§ 49 Erweiterung und Beschränkung der er-
laubnisfreien Nutzung  
(1) Eine Erlaubnis oder eine Bewilligung ist erfor-
derlich, wenn 
1. im Falle des § 33 Abs. 1 Nr. 1 WHG das 

Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten oder 
Ableiten von Grundwasser für den landwirt-
schaftlichen Hofbetrieb eine Menge von 2 000 
Kubikmetern im Kalenderjahr pro Entnahme-
stelle überschreitet; soll die für die Erlaubnis- 
oder Bewilligungspflicht maßgebliche Nut-
zungsmenge durch die Erweiterung der Nutzung 
erstmals überschritten werden, bedarf die ge-
samte Nutzung der Entnahmestelle der Erlaubnis 
oder Bewilligung, 

2. im Falle des § 33 Abs. 1 Nr. 2 WHG die entwäs-
serte Fläche 1 000 Quadratmeter überschreitet. 

Grundwasserbenutzungen nach Satz 1 Nr. 1, die vor 
dem In-Kraft-Treten des Gesetzes zur Änderung 
des Thüringer Wassergesetzes und der Thüringer 
Indirekteinleiterverordnung begonnen wurden und 
nicht Bestandsschutz nach § 129 genießen, sind der 
Wasserbehörde innerhalb eines Jahres nach In-
Kraft-Treten des Gesetzes anzuzeigen. 
 
(2) Eine Erlaubnis oder eine Bewilligung ist nicht 
erforderlich für das Entnehmen, Zutagefördern, 
Zutageleiten oder Ableiten von Grundwasser in 
geringen Mengen für Zwecke des nicht gewerbs-
mäßigen Gartenbaus zur Erhaltung der Boden-
fruchtbarkeit, wenn durch die Benutzung keine 
signifikanten nachteiligen Auswirkungen auf den 
Zustand der Gewässers zu erwarten sind. Die beab-
sichtigte Erschließung des Grundwassers ist der 

 
 
§ 49 Abs. 1 und 2 sind weiter anwendbar. Es han-
delt sich um Landesregelungen im Sinne von § 46 
Abs. 3 WHG. 
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Wasserbehörde anzuzeigen. Der § 54 Abs. 3 und 4 
gilt entsprechend. 
 
(3) Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mi-
nisterium kann durch Rechtsverordnung  
1. die Voraussetzungen regeln, unter denen 

Niederschlagswasser schadlos versickert werden 
kann oder schadlos zu versickern ist,  

2. die zur schadlosen Versickerung geeigneten 
Anlagen bestimmen sowie Anforderungen an 
die Beschaffenheit des zu versickernden Nieder-
schlagswassers stellen,  

3. die Voraussetzungen bestimmen, unter denen 
die schadlose Versickerung von Niederschlags-
wasser erlaubnisfrei ist. 

 
 
 
§ 49 Abs. 3 ist weiter anwendbar, da noch nicht 
durch Bundesrecht geregelt. Es handelt sich um 
eine Regelung im Sinne § 46 Abs. 3 WHG. Die 
Thüringer Niederschlagswasserersickerungsverord-
nung vom 3. April 2002 (GVBl. S. 204) ist weiter 
anwendbar. 

§ 47 Bewirtschaftungsziele für das Grundwasser 
(1) Das Grundwasser ist so zu bewirtschaften, dass 
1. eine Verschlechterung seines mengenmäßigen 

und seines chemischen Zustands vermieden 
wird; 

2. alle signifikanten und anhaltenden Trends 
ansteigender Schadstoffkonzentrationen auf 
Grund der Auswirkungen menschlicher Tätig-
keiten umgekehrt werden; 

3. ein guter mengenmäßiger und ein guter chemi-
scher Zustand erhalten oder erreicht werden; zu 
einem guten mengenmäßigen Zustand gehört 
insbesondere ein Gleichgewicht zwischen 
Grundwasserentnahme und Grundwasserneubil-
dung. 

 
(2) Die Bewirtschaftungsziele nach Absatz 1 
Nummer 3 sind bis zum 22. Dezember 2015 zu 
erreichen. Fristverlängerungen sind in entsprechen-
der Anwendung des § 29 Absatz 2 bis 4 zulässig. 

§ 48 Bewirtschaftung des Grundwassers 
(1) Das Grundwasser ist so zu bewirtschaften, dass 
nur das langfristig nutzbare Dargebot entnommen 
und eine erhebliche Beeinträchtigung des Natur-
haushalts vermieden wird. Bei beabsichtigten 
Grundwasserentnahmen von über zwei Millionen 
Kubikmeter pro Jahr und Entnahmegebiet oder 
wenn eine wesentliche Beeinträchtigung des Was-
ser- und Naturhaushalts zu besorgen ist, ist auf 
Kosten des Antragstellers vor der Grundwasserent-
nahme ein Beweissicherungsverfahren durchzufüh-
ren. In besonderen Fällen kann die Behörde eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung im Rahmen des 
Beweissicherungsverfahrens durchführen.  
 
(2) Die öffentliche Wasserversorgung genießt den 
Vorrang vor allen anderen Benutzungen des 
Grundwassers. Für sonstige Zwecke soll die Ent-
nahme von Grundwasser, das aufgrund seiner Be-
schaffenheit für die Wasserversorgung nutzbar ist, 

 
§ 48 Abs. 1 Satz 1 und 3 sind nicht weiter anwend-
bar, da durch Bundesrecht geregelt, § 47 WHG. 
§ 48 Abs. 1 Satz 2 ist weiter anwendbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 48 Abs. 2 ist weiter anwendbar, da das Bewirt-
schaftungsregime insoweit nicht durch die §§ 6 ff. 
WHG abschließend geregelt ist. 
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(3) Für Ausnahmen von den Bewirtschaftungszie-
len nach Absatz 1 gilt § 31 Absatz 1, 2 Satz 1 und 
Absatz 3 entsprechend. Für die Bewirtschaftungs-
ziele nach Absatz 1 Nummer 3 gilt darüber hinaus § 
30 entsprechend mit der Maßgabe, dass nach Satz 1 
Nummer 4 der bestmögliche mengenmäßige und 
chemische Zustand des Grundwassers zu erreichen 
ist. 

auf solche Fälle beschränkt werden, in denen be-
reits genutztes Wasser, Oberflächen- und Nieder-
schlagswasser nicht eingesetzt werden kann.  
 
(3) Die Grundwasserneubildung darf durch Versie-
gelung des Bodens oder andere Beeinträchtigungen 
der Versickerung nicht wesentlich eingeschränkt 
werden; Feuchtgebiete und bedeutende Einsicke-
rungsbereiche sind von baulichen Anlagen frei-
zuhalten. Dies gilt nicht, wenn andere überwie-
gende Gründe des Wohls der Allgemeinheit dem 
entgegenstehen.  

 
 
 
 
§ 48 Abs. 3 ist weiter anwendbar. 

§ 48 Reinhaltung des Grundwassers 
(1) Eine Erlaubnis für das Einbringen und Einleiten 
von Stoffen in das Grundwasser darf nur erteilt 
werden, wenn eine nachteilige Veränderung der 
Wasserbeschaffenheit nicht zu besorgen ist. Durch 
Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 Nummer 3 
kann auch festgelegt werden, unter welchen Vor-
aussetzungen die Anforderung nach Satz 1, insbe-
sondere im Hinblick auf die Begrenzung des Ein-
trags von Schadstoffen, als erfüllt gilt. Die Verord-
nung bedarf der Zustimmung des Bundestages. Die 
Zustimmung gilt als erteilt, wenn der Bundestag 
nicht innerhalb von drei Sitzungswochen nach Ein-
gang der Vorlage der Bundesregierung die Zu-
stimmung verweigert hat. 
 
(2) Stoffe dürfen nur so gelagert oder abgelagert 
werden, dass eine nachteilige Veränderung der 
Grundwasserbeschaffenheit nicht zu besorgen ist. 
Das Gleiche gilt für das Befördern von Flüssigkei-
ten und Gasen durch Rohrleitungen. Absatz 1 Satz 
2 bis 4 gilt entsprechend. 
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§ 49 Erdaufschlüsse 
(1) Arbeiten, die so tief in den Boden eindringen, 
dass sie sich unmittelbar oder mittelbar auf die Be-
wegung, die Höhe oder die Beschaffenheit des 
Grundwassers auswirken können, sind der zustän-
digen Behörde einen Monat vor Beginn der Arbei-
ten anzuzeigen. Werden bei diesen Arbeiten Stoffe 
in das Grundwasser eingebracht, ist abweichend 
von § 8 Absatz 1 in Verbindung mit § 9 Absatz 1 
Nummer 4 anstelle der Anzeige eine Erlaubnis nur 
erforderlich, wenn sich das Einbringen nachteilig 
auf die Grundwasserbeschaffenheit auswirken 
kann. Die zuständige Behörde kann für bestimmte 
Gebiete die Tiefe nach Satz 1 näher bestimmen. 
 
(2) Wird unbeabsichtigt Grundwasser erschlossen, 
ist dies der zuständigen Behörde unverzüglich an-
zuzeigen. 
 
(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 hat die zu-
ständige Behörde die Einstellung oder die Beseiti-
gung der Erschließung anzuordnen, wenn eine 
nachteilige Veränderung der Grundwasserbeschaf-
fenheit zu besorgen oder eingetreten ist und der 
Schaden nicht anderweitig vermieden oder ausge-
glichen werden kann; die zuständige Behörde hat 
die insoweit erforderlichen Maßnahmen anzuord-
nen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn unbefugt 
Grundwasser erschlossen wird. 
 
(4) Durch Landesrecht können abweichende Reg-
lungen getroffen werden. 

§ 50 Erdaufschlüsse 
(1) Arbeiten, wie Grabungen und Bohrungen, die so 
tief in den Boden eindringen, dass sie unmittelbar 
oder mittelbar auf die Bewegung oder die Beschaf-
fenheit des Grundwassers einwirken können, hat 
der Unternehmer vor ihrem Beginn der Wasser-
behörde anzuzeigen. 
 
(2) Die Durchführung von Arbeiten im Sinne des 
Absatzes 1 bedarf der Genehmigung, wenn die 
standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls nach 
den §§ 3 und 4 ThürUVPG in Verbindung mit § 3c 
Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) in der Fassung vom 25. Juni 
2005 (BGBl. I S. 1757, 2797) in der jeweils gelten-
den Fassung ergibt, dass eine Umweltverträglich-
keitsprüfung durchzuführen ist (Tiefbohrung zum 
Zwecke der Wasserversorgung nach Anlage 1 Nr. 
1.4 ThürUVPG). Die Genehmigung kann nur in 
einem Verfahren erteilt werden, das den Anforde-
rungen des Thüringer UVP-Gesetzes entspricht. 
Die Genehmigung kann mit Auflagen oder Bedin-
gungen erteilt werden. Sie ist zu versagen, wenn 
wasserwirtschaftliche Belange oder Belange des 
Wohls der Allgemeinheit wesentlich beeinträchtigt 
werden. 
 
(3) Bei einer unbeabsichtigten Erschließung von 
Grundwasser sind die Arbeiten einzustellen; die Er-
schließung ist der Wasserbehörde unverzüglich 
anzuzeigen.  
 
(4) Der § 54 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend.  

 
§ 50 ist weiter anwendbar. Es handelt sich um 
Regelungen im Sinne von § 49 Abs. 4 WHG. 
Hinweis: Ab dem 01.03.2010 ist für Tiefenbohrun-
gen Anlage 1 Ziffer 13.4 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung vom 25. Juni 2005 
(BGBl. I S. 1757, 2797) anwendbar. 
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§ 50 Öffentliche Wasserversorgung 
(1) Die der Allgemeinheit dienende Wasserversor-
gung (öffentliche Wasserversorgung) ist eine Auf-
gabe der Daseinsvorsorge. 
 
(2) Der Wasserbedarf der öffentlichen Wasserver-
sorgung ist vorrangig aus ortsnahen Wasservor-
kommen zu decken, soweit überwiegende Gründe 
des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegen-
stehen. Der Bedarf darf insbesondere dann mit 
Wasser aus ortsfernen Wasservorkommen gedeckt 
werden, wenn eine Versorgung aus ortsnahen Was-
servorkommen nicht in ausreichender Menge oder 
Güte oder nicht mit vertretbarem Aufwand sicher-
gestellt werden kann. 
 
(3) Die Träger der öffentlichen Wasserversorgung 
wirken auf einen sorgsamen Umgang mit Wasser 
hin. Sie halten insbesondere die Wasserverluste in 
ihren Einrichtungen gering und informieren die 
Endverbraucher über Maßnahmen zur Einsparung 
von Wasser unter Beachtung der hygienischen An-
forderungen. 
 
(4) Wassergewinnungsanlagen dürfen nur nach den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik errich-
tet, unterhalten und betrieben werden. 
 
(5) Durch Rechtsverordnung der Landesregierung 
oder durch Entscheidung der zuständigen Behörde 
können Träger der öffentlichen Wasserversorgung 
verpflichtet werden, auf ihre Kosten die Beschaf-
fenheit des für Zwecke der öffentlichen Wasserver-
sorgung gewonnenen oder gewinnbaren Wassers zu 

§ 61 Aufgaben der öffentlichen Wasserversor-
gung 
(1) Die Gemeinden haben in ihrem Gebiet die Be-
völkerung und die gewerblichen und sonstigen Ein-
richtungen ausreichend und nachhaltig mit Trink- 
und Betriebswasser zu versorgen, soweit diese Ver-
pflichtung nicht auf andere Körperschaften des 
öffentlichen Rechts übertragen wurde (Träger der 
öffentlichen Wasserversorgung). Die Versorgungs-
pflicht besteht nicht für  
1. Grundstücke im Außenbereich,  
2. gewerbliche oder andere Verbraucher mit ho-

hem oder stark schwankendem Wasserbedarf,  
3. die Versorgung mit Betriebswasser, wenn es 

dem Verbraucher zumutbar ist, diesen Bedarf 
einzuschränken oder anderweitig zu decken. 

 
(2) Der § 58 Abs. 4 gilt entsprechend.  
 
§ 62 Sparsamer Umgang mit Wasser 
Die Träger der öffentlichen Wasserversorgung sol-
len im Rahmen bestehender technischer und wirt-
schaftlicher Möglichkeiten auf eine rationelle Ver-
wendung des Wassers insbesondere durch folgende 
Maßnahmen hinwirken:  
1. Begrenzung der Wasserverluste in den Einrich-

tungen der öffentlichen Wasserversorgung auf 
das unvermeidbare Maß,  

2. Einbau von Verbrauchsmessgeräten bei den 
Abnehmern,  

3. Verwertung von Betriebs- und 
Niederschlagswasser,  

4. Verweisung von Gewerbebetrieben mit hohem 
Wasserbedarf auf Brauch- und Oberflächenwas-

 
 
§ 61 Abs. 1 ist weiter anwendbar. Der Bund hat 
Inhalt und Umfang der Wasserversorgung nicht 
geregelt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 61 Abs. 2 ist weiter anwendbar 
 
§ 62 ist nicht weiter anwendbar, da durch Bundes-
recht geregelt, § 50 Abs. 3 WHG. 
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untersuchen oder durch eine von ihr bestimmte 
Stelle untersuchen zu lassen. Insbesondere können 
Art, Umfang und Häufigkeit der Untersuchungen 
sowie die Übermittlung der Untersuchungsergeb-
nisse näher geregelt werden. Die Landesregierung 
kann die Ermächtigung nach Satz 1 durch Rechts-
verordnung auf andere Landesbehörden übertragen. 

ser,  
5. Förderung des rationellen Umgangs mit Wasser 

durch die Gestaltung der Benutzungsbedingun-
gen und -entgelte sowie  

6. Beratung von Wasserverbrauchern bei Maßnah-
men zur Einsparung von Wasser.  

 
§ 63 Fernwasserversorgung 
Die örtliche Wassergewinnung zum Zwecke der 
öffentlichen Wasserversorgung kann auch durch 
den Bezug von Wasser aus anderen Gewinnungs-
gebieten (Fernwasser) ersetzt oder ergänzt werden, 
wenn 
1. ausreichende örtliche Wasservorkommen nicht 

vorhanden sind, eine Nutzung nur mit unverhält-
nismäßig hohen Kosten möglich ist, die örtli-
chen Wasservorkommen aufgrund natürlicher 
Gegebenheiten für eine Nutzung nicht in Frage 
kommen oder nicht mehr genutzt werden kön-
nen, weil sie verunreinigt sind oder ihre Nut-
zung den Natur- oder Wasserhaushalt erheblich 
beeinträchtigen könnte, und  

2. die Fernwasserversorgung Bestandteil eines 
gebietsübergreifenden Verbundes ist oder wer-
den soll, der im Interesse einer regionalen siche-
ren öffentlichen Wasserversorgung oder im Inte-
resse einer regionalen ökologischen Ausgegli-
chenheit sinnvoll ist.  

 
§ 64 Rohwasserbereitstellung 
Für die Rückhaltung von Rohwasser in Talsperren 
für die öffentliche Wasserversorgung sind die Be-
vorteilten entgeltpflichtig.  
 
 

 
 
 
 
 
 
 
§ 63 ist nicht weiter anwendbar, da durch Bundes-
recht geregelt, § 50 Abs. 2 WHG. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 64 ist weiter anwendbar. 
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§ 65 Schutz der Wasservorkommen, Eigenkon-
trolle 
(1) Der Unternehmer der Wasserversorgung hat die 
Wassergewinnungsanlage zu überwachen und bei 
der Überwachung des festgesetzten Wasserschutz-
gebietes mitzuwirken. Er hat bestehende Gefahren 
unverzüglich der Wasserbehörde mitzuteilen und 
auf eine Begrenzung des Schadens hinzuwirken. 
Die Wasserbehörde kann geeigneten Mitarbeitern 
der Versorgungsunternehmen zum Zwecke der 
Überwachung des Schutzgebietes die Rechte nach § 
85 Abs. 1 übertragen. Wenn das Wasserschutzge-
biet noch nicht festgesetzt ist, gilt die Verpflichtung 
nach den Sätzen 1 und 2 für das Einzugsgebiet der 
Wassergewinnungsanlage.  
 
(2) Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mi-
nisterium kann durch Rechtsverordnung allgemein 
festlegen, dass die Unternehmer der Wasserversor-
gung auf ihre Kosten die Beschaffenheit des zur 
Wasserversorgung gewonnenen Wassers (Roh-
wasser) zu untersuchen oder untersuchen zu lassen 
haben. In der Rechtsverordnung kann auch geregelt 
werden, welche Untersuchungen von staatlichen 
oder staatlich anerkannten Stellen durchzuführen 
sind, in welcher Art und Häufigkeit und in welchem 
Umfang Proben zu entnehmen und zu untersuchen 
sind, an wen und in welcher Form die Untersu-
chungsergebnisse mitzuteilen sind. In ihr können 
auch Einzelheiten des Anerkennungsverfahrens von 
staatlich anerkannten Stellen geregelt werden.  
 
§ 66 Unterrichtung 
(1) Die Wasserbehörde kann von dem Unternehmer 
der öffentlichen Wasserversorgung Angaben ver-

§ 65 ist weiter anwendbar. Der Bund hat keine ab-
schließende Regelung getroffen und es handelt sich 
um eine Regelung im Sinne des § 50 Abs. 5 WHG. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 66 Abs. 1 ist weiter anwendbar. 
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langen über  
1. Menge und Qualität des im Versorgungsgebiet 

abgegebenen Wassers,  
2. Umfang und Struktur des Wasserverbrauchs und 

-bedarfs sowie  
3. Maßnahmen zur Verbesserung des sparsamen 

Umgangs mit Wasser im Versorgungsgebiet. 
 
(2) Die Träger der öffentlichen Wasserversorgung 
sollen die Bevölkerung des Versorgungsgebietes 
regelmäßig in geeigneter Form insbesondere über 
Angaben nach Absatz 1 unterrichten. 
 
 
(3) Für die Benutzung von Gewässern durch Ent-
nahme von Grundwasser und Oberflächenwasser 
kann das für die Wasserwirtschaft zuständige Mi-
nisterium durch Rechtsverordnung allgemein fest-
legen, 
1. dass die Gewässerbenutzer auf ihre Kosten  

a) die entnommene und die abgegebene Was-
sermenge messen und die Ergebnisse übermit-
teln sowie 
b) die zur Wasserentnahme, -aufbereitung und –
verteilung verwendeten Anlagen in ihren 
Grundzügen beschreiben und 

2. in welcher Form, in welchen Fällen, in welchen 
Zeitabständen und an welche Stellen die Anga-
ben nach Nummer 1 zu übermitteln sind. 

 
 
 
 
 
 
 
 
§ 66 Abs. 2 i. V. m. Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 sind 
weiter anwendbar. 
§ 66 Abs. 2 i. V. m. Abs. 1 Nr. 3 ist nicht weiter 
anwendbar, da durch Bundesrecht geregelt, § 50 
Abs. 3 WHG. 
 
§ 66 Abs. 3 ist weiter anwendbar. Es handelt sich 
um eine Regelung im Sinne von § 50 Abs. 5 WHG. 

§ 51 Festsetzung von Wasserschutzgebieten 
(1) Soweit es das Wohl der Allgemeinheit erfordert, 
1. Gewässer im Interesse der derzeit bestehenden 

oder künftigen öffentlichen Wasserversorgung 
vor nachteiligen Einwirkungen zu schützen, 

2. das Grundwasser anzureichern oder 

§ 28 Wasserschutzgebiete 
(1) Die Wasserbehörde kann durch Rechtsverord-
nung Wasserschutzgebiete festsetzen. Sie hat darin 
die Schutzbestimmungen und Anordnungen nach § 
19 Abs. 2 WHG festzulegen und den Begünstigten 
zu bezeichnen. Die Eigentümer und Nutzungsbe-

§ 28 ist als Zuständigkeitsbestimmung weiter an-
wendbar. Materielles Recht ist in den §§ 51 und 52 
WHG geregelt. 
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3. das schädliche Abfließen von 
Niederschlagswasser sowie das Abschwemmen 
und den Eintrag von Bodenbestandteilen, 
Dünge- oder Pflanzenschutzmitteln in Gewässer 
zu vermeiden,  

kann die Landesregierung durch Rechtsverordnung 
Wasserschutzgebiete festsetzen. In der Rechtsver-
ordnung ist die begünstigte Person zu benennen. 
Die Landesregierung kann die Ermächtigung nach 
Satz 1 durch Rechtsverordnung auf andere Landes-
behörden übertragen. 
 
(2) Trinkwasserschutzgebiete sollen nach Maßgabe 
der allgemein anerkannten Regeln der Technik in 
Zonen mit unterschiedlichen Schutzbestimmungen 
unterteilt werden.  

rechtigten von Grundstücken können in der Rechts-
verordnung auch zur Vornahme bestimmter Hand-
lungen verpflichtet werden, soweit dies zur Errei-
chung der Schutzziele erforderlich ist. Festgesetzte 
Wasserschutzgebiete sollen im Liegenschaftska-
taster nachgewiesen werden.  
 
(2) Die Wasserschutzgebiete können in Zonen mit 
verschiedenen Schutzbestimmungen eingeteilt 
werden.  
 
(3) Für mehrere Wasserschutzgebiete kann die 
oberste Wasserbehörde durch Rechtsverordnung 
Anordnungen nach § 19 Abs. 2 WHG zum Gewäs-
serschutz treffen. Die Befugnisse der oberen Was-
serbehörde bleiben unberührt. Der § 117 Abs. 1 und 
3 findet keine Anwendung.  
 
(4) Verbote, Beschränkungen und Duldungspflich-
ten nach § 19 Abs. 2 WHG können von der Wasser-
behörde durch Anordnung für den Einzelfall erlas-
sen werden.  
 
(5) Die Wasserbehörde kann auch außerhalb eines 
Wasserschutzgebietes Handlungen und Maß-
nahmen untersagen, wenn diese auf das Gewässer 
einwirken oder einwirken können und dadurch der 
Bestand einer Wasserversorgungsanlage gefährdet 
wird oder die Gefährdung eines für die Wasser-
versorgung benötigten Gewässers zu besorgen ist. 
Sind bereits Schäden entstanden, trifft die Was-
serbehörde die zur Beseitigung und Sanierung er-
forderliche Anordnung. Der § 19 Abs. 3 WHG gilt 
entsprechend. 
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§ 29 Wasservorbehaltsgebiete 
(1) In einem als Wasserschutzgebiet vorgesehenen 
Gebiet (Wasservorbehaltsgebiet) kann die Was-
serbehörde durch Rechtsverordnung oder im Ein-
zelfall vorläufige Anordnungen nach § 19 Abs. 2 
WHG treffen. Die vorläufige Anordnung ist aufzu-
heben, sobald über die Festsetzung entschieden ist. 
Sie tritt spätestens nach Ablauf von zwei Jahren 
außer Kraft. Wenn besondere Umstände es erfor-
dern, kann die Frist bis zu einem weiteren Jahr 
verlängert werden.  
 
(2) Im Fall des Absatzes 1 obliegt dem Land die 
Entschädigungspflicht.  
 
§ 30 Vorbeugender Gewässerschutz 
(1) Um Gefahren für die Gewässer zu vermeiden, 
dürfen wassergefährdende Stoffe für land- und 
forstwirtschaftliche Zwecke sowie zur Bodenver-
besserung nur in dem Umfang auf den Boden auf- 
und in den Boden eingebracht werden, dass davon 
ausgegangen werden kann, dass sie von Pflanzen 
aufgenommen, im Boden unschädlich umgewandelt 
oder festgelegt werden können. Weiter gehende 
Bestimmungen anderer Rechtsvorschriften bleiben 
unberührt.  
 
(2) Die Wasserbehörde kann durch Rechtsverord-
nung Wasserschutzgebiete nach § 19 Abs. 1 Nr. 3 
WHG festsetzen und insbesondere festlegen, dass  
1. Dünge- oder Pflanzenschutzmittel nicht, nur zu 

bestimmten Zeiten oder in bestimmten Mengen 
angewendet werden dürfen,  

2. beim Anwenden von Dünge- oder Pflanzen-
schutzmitteln bestimmte Arbeitsweisen ein-

 
§ 29 Abs. 1 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundrecht geregelt, § 52 Abs. 2 WHG. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 29 Abs. 2 ist nicht weiter anwendbar. 
 
 
 
§ 30 Abs. 1 ist nicht weiter anwendbar, da in den 
Vorschriften des Wasserhaushaltsgesetzes ein um-
fassender Schutz von Grundwasser und Oberflä-
chenwasser vorhanden ist. 
 
 
 
 
 
 
 
§ 30 Abs. 2 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 51 und 52 WHG. 
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gehalten oder Techniken angewendet werden 
müssen oder  

3. bestimmte Pflanzenkulturen oder Anbauweisen 
nicht zulässig sind. 

§ 52 Besondere Anforderungen in Wasser-
schutzgebieten 
(1) In der Rechtsverordnung nach § 51 Absatz 1 
oder durch behördliche Entscheidung können in 
Wasserschutzgebieten, soweit der Schutzzweck 
dies erfordert, 
1. bestimmte Handlungen verboten oder für nur 

eingeschränkt zulässig erklärt werden, 
2. die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von 

Grundstücken verpflichtet werden, 
a) bestimmte auf das Grundstück bezogene 

Handlungen vorzunehmen, insbesondere die 
Grundstücke nur in bestimmter Weise zu 
nutzen, 

b) Aufzeichnungen über die Bewirtschaftung 
der Grundstücke anzufertigen, aufzubewah-
ren und der zuständigen Behörde auf Verlan-
gen vorzulegen, 

c) bestimmte Maßnahmen zu dulden, insbeson-
dere die Beobachtung des Gewässers und des 
Bodens, die Überwachung von Schutzbe-
stimmungen, die Errichtung von Zäunen so-
wie Kennzeichnungen, Bepflanzungen und 
Aufforstungen, 

3. Begünstigte verpflichtet werden, die nach Num-
mer 2 Buchstabe c zu duldenden Maßnahmen 
vorzunehmen.  

Die zuständige Behörde kann von Verboten, Be-
schränkungen sowie Duldungs- und Handlungs-
pflichten nach Satz 1 eine Befreiung erteilen, wenn 
der Schutzzweck nicht gefährdet wird oder über-
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wiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit 
dies erfordern. Sie hat eine Befreiung zu erteilen, 
soweit dies zur Vermeidung unzumutbarer Be-
schränkungen des Eigentums erforderlich ist und 
hierdurch der Schutzzweck nicht gefährdet wird. 
 
(2) In einem als Wasserschutzgebiet vorgesehenen 
Gebiet können vorläufige Anordnungen nach Ab-
satz 1 getroffen werden, wenn andernfalls der mit 
der Festsetzung des Wasserschutzgebiets verfolgte 
Zweck gefährdet wäre. Die vorläufige Anordnung 
tritt mit dem Inkrafttreten der Rechtsverordnung 
nach § 51 Absatz 1 außer Kraft, spätestens nach 
Ablauf von drei Jahren. Wenn besondere Umstände 
es erfordern, kann die Frist um höchstens ein weite-
res Jahr verlängert werden. Die vorläufige Anord-
nung ist vor Ablauf der Frist nach Satz 2 oder Satz 
3 außer Kraft zu setzen, sobald und soweit die Vor-
aussetzungen für ihren Erlass weggefallen sind. 
 
(3) Behördliche Entscheidungen nach Absatz 1 
können auch außerhalb eines Wasserschutzgebiets 
getroffen werden, wenn andernfalls der mit der 
Festsetzung des Wasserschutzgebiets verfolgte 
Zweck gefährdet wäre. 
 
(4) Soweit eine Anordnung nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 oder Nummer 2, auch in Verbindung 
mit Absatz 2 oder Absatz 3, das Eigentum unzu-
mutbar beschränkt und diese Beschränkung nicht 
durch eine Befreiung nach Absatz 1 Satz 3 oder 
andere Maßnahmen vermieden oder ausgeglichen 
werden kann, ist eine Entschädigung zu leisten. 
 
(5) Setzt eine Anordnung nach Absatz 1 Satz 1 
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Nummer 1 oder Nummer 2, auch in Verbindung 
mit Absatz 2 oder Absatz 3, erhöhte Anforderungen 
fest, die die ordnungsgemäße land- oder forstwirt-
schaftliche Nutzung eines Grundstücks einschrän-
ken, so ist für die dadurch verursachten wirtschaft-
lichen Nachteile ein angemessener Ausgleich zu 
leisten, soweit nicht eine Entschädigungspflicht 
nach Absatz 4 besteht. 

 Vierter Abschnitt 
Heilquellen 

 

§ 53 Heilquellenschutz 
(1) Heilquellen sind natürlich zu Tage tretende oder 
künstlich erschlossene Wasser- oder Gasvorkom-
men, die auf Grund ihrer chemischen Zusammen-
setzung, ihrer physikalischen Eigenschaften oder 
der Erfahrung nach geeignet sind, Heilzwecken zu 
dienen. 
 
(2) Heilquellen, deren Erhaltung aus Gründen des 
Wohls der Allgemeinheit erforderlich ist, können 
auf Antrag staatlich anerkannt werden (staatlich 
anerkannte Heilquellen). Die Anerkennung ist zu 
widerrufen, wenn die Voraussetzungen nach Satz 1 
nicht mehr vorliegen. 
 
(3) Die zuständige Behörde kann besondere Be-
triebs- und Überwachungspflichten vorschreiben, 
soweit dies zur Erhaltung der staatlich anerkannten 
Heilquelle erforderlich ist. Die Überwachung von 
Betrieben und Anlagen ist zu dulden; § 101 gilt 
insoweit entsprechend. 
 
(4) Zum Schutz staatlich anerkannter Heilquellen 
kann die Landesregierung durch Rechtsverordnung 
Heilquellenschutzgebiete festsetzen. In der Rechts-

§ 51 Staatlich anerkannte Heilquellen 
(1) Heilquellen sind natürlich zutage tretende 
künstlich erschlossene Wasser, die aufgrund ihrer 
chemischen Zusammensetzung, ihrer physikali-
schen Eigenschaften oder nach der Erfahrung ge-
eignet sind, Heilzwecken zu dienen.  
 
(2) Heilquellen, deren Erhaltung zum Wohle der 
Allgemeinheit erforderlich erscheint, können staat-
lich anerkannt werden (staatlich anerkannte Heil-
quellen).  
 
(3) Die Anerkennung kann widerrufen werden, 
wenn die Voraussetzungen nicht oder nicht mehr 
vorliegen.  
 
(4) Über die Anerkennung und deren Widerruf 
entscheidet das für das öffentliche Gesundheitswe-
sen zuständige Ministerium im Einvernehmen mit 
dem für Heilbrunnen zuständigen Ministerium und 
dem für Wasserwirtschaft zuständigen Ministerium.  

 
§ 51 Abs. 1 bis 3 sind nicht weiter anwendbar, da 
durch Bundrecht geregelt: 
Für Abs. 1: § 53 Abs. 1 WHG 
Für Abs. 2 und 3: § 53 Abs. 2 WHG 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 51 Abs. 4 ist als Zuständigkeitsbestimmung wei-
ter anwendbar. 
 



Aktuelle bundesrechtliche Regelung Aktuelle landesrechtliche Regelung Hinweise 
 

 67 

verordnung ist die begünstigte Person zu benennen. 
Die Landesregierung kann die Ermächtigung nach 
Satz 1 durch Rechtsverordnung auf andere Landes-
behörden übertragen. 
 
(5) § 51 Absatz 2 und § 52 gelten entsprechend. 
 § 52 Heilquellenschutzgebiete 

(1) Soweit es der Schutz einer staatlich anerkannten 
Heilquelle erfordert, können durch Rechtsverord-
nung Heilquellenschutzgebiete festgesetzt werden. 
§ 19 Abs. 2 und 3 WHG sowie § 28 Abs. 1 Satz 3 
und § 29 Abs. 1 und 2 dieses Gesetzes gelten ent-
sprechend. 
 
(2) Auch außerhalb eines Heilquellenschutzgebietes 
können Handlungen untersagt werden, die auf 
Grundwasser einwirken oder einwirken können und 
dadurch den Bestand einer staatlich anerkannten 
Heilquelle gefährden können. Sind Schäden bereits 
entstanden, so kann die Wasserbehörde die zur 
Beseitigung erforderlichen Anordnungen treffen. 
§ 19 Abs. 3 WHG gilt entsprechend.  
 
(3) Zuständig ist die Wasserbehörde; sie entschei-
det im Einvernehmen mit der zuständigen Bergbe-
hörde. 

 
§ 52 Abs. 1 und 2 sind nicht weiter anwendbar, da 
durch Bundrecht geregelt, § 53 WHG. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 52 Abs. 3 ist als Zuständigkeitsbestimmung wei-
ter anwendbar. 

 § 53 Besondere Pflichten 
(1) Eigentümer und Unternehmer einer staatlich 
anerkannten Heilquelle sind verpflichtet, das 
Heilwasser in regelmäßigen, von dem für das 
öffentliche Gesundheitswesen zuständigen Ministe-
rium zu bestimmenden Abständen auf ihre Kosten 
bakteriologisch, chemisch und physikalisch prüfen 
und untersuchen zu lassen und das Untersuchungs-
ergebnis der oberen Gesundheitsbehörde und der 

 
§ 53 Abs. 1 ist noch als Zuständigkeitsbestimmung 
weiter anwendbar, ansonsten ist sein Sachverhalt 
durch Bundesrecht geregelt, § 53 Abs. 3 WHG. 
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Wasserbehörde mitzuteilen. Sie haben die Überwa-
chung ihrer Betriebe und Anlagen durch das zustän-
dige Gesundheitsamt und die Wasserbehörde zu 
dulden. 
 
(2) Den in Absatz 1 genannten Personen können 
besondere Betriebs- und Überwachungspflichten 
auferlegt werden, die im Interesse der Erhaltung der 
Heilquelle erforderlich sind.  

 
 
 
 
 
§ 53 Abs. 2 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 53 Abs. 3 WHG. 

Abschnitt 2 
Abwasserbeseitigung 

Vierter Teil 
Abwasserbeseitigung und Wasserversorgung 

Erster Abschnitt 
Abwasserbeseitigung 

 
 

§ 54 Abwasser, Abwasserbeseitigung 
(1) Abwasser ist 
1. das durch häuslichen, gewerblichen, landwirt-

schaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen 
Eigenschaften veränderte Wasser und das bei 
Trockenwetter damit zusammen abfließende 
Wasser (Schmutzwasser) sowie 

2. das von Niederschlägen aus dem Bereich von 
bebauten oder befestigten Flächen gesammelt 
abfließende Wasser (Niederschlagswasser). 

Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen 
zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen 
austretenden und gesammelten Flüssigkeiten. 
 
(2) Abwasserbeseitigung umfasst das Sammeln, 
Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Ver-
regnen und Verrieseln von Abwasser sowie das 
Entwässern von Klärschlamm in Zusammenhang 
mit der Abwasserbeseitigung. Zur Abwasserbesei-
tigung gehört auch die Beseitigung des in Klein-
kläranlagen anfallenden Schlamms. 

§ 57 Abwasser 
(1) Abwasser im Sinne dieses Gesetzes ist das 
durch Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte 
Wasser (Schmutzwasser), das von Niederschlägen 
aus dem Bereich von bebauten oder befestigten 
Flächen abfließende und gesammelte Wasser (Nie-
derschlagswasser) sowie das sonstige zusammen 
mit Schmutz- oder Niederschlagswasser in Abwas-
seranlagen abfließende Wasser. Als Abwasser gilt 
auch das aus Anlagen zum Behandeln, Lagern oder 
Ablagern von Abfällen austretende oder gesam-
melte Wasser sowie der aus Kleinkläranlagen an-
fallende Schlamm, soweit er aus häuslichem 
Abwasser stammt.  
 
(2) Flüssige Rückstände, die kein Abwasser sind, 
dürfen in Abwasseranlagen oder in Gewässer nicht 
eingeleitet werden; sie sind in Abfallentsorgungs-
anlagen zu beseitigen. In Ausnahmefällen kann ihre 
Einleitung in Abwasseranlagen allgemein oder im 
Einzelfall zugelassen werden, wenn dadurch eine 
umweltverträglichere Entsorgung möglich ist und 

 
§ 57 Abs. 1 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 54 WHG. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 57 Abs. 2 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 55 Abs. 3 WHG. 
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wasserwirtschaftliche Belange nicht entgegenste-
hen.  
 
(3) Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, 
soll von demjenigen, bei dem es anfällt, verwertet 
werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesund-
heitliche Belange nicht entgegenstehen. Nieder-
schlagswasser soll darüber hinaus in geeigneten 
Fällen versickert werden.  

 
 
 
§ 57 Abs. 3 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 55 Abs. 2 WHG. 

§ 55 Grundsätze der Abwasserbeseitigung 
(1) Abwasser ist so zu beseitigen, dass das Wohl 
der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird. Dem 
Wohl der Allgemeinheit kann auch die Beseitigung 
von häuslichem Abwasser durch dezentrale Anla-
gen entsprechen. 
 
(2) Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, 
verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation 
ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Ge-
wässer eingeleitet werden, soweit dem weder was-
serrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche 
Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange 
entgegenstehen. 
 
(3) Flüssige Stoffe, die kein Abwasser sind, können 
mit Abwasser beseitigt werden, wenn eine solche 
Entsorgung der Stoffe umweltverträglicher ist als 
eine Entsorgung als Abfall und wasserwirtschaftli-
che Belange nicht entgegenstehen. 

.  

§ 56 Pflicht zur Abwasserbeseitigung 
Abwasser ist von den juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts zu beseitigen, die nach Landes-
recht hierzu verpflichtet sind (Abwasserbeseiti-
gungspflichtige). Die Länder können bestimmen, 
unter welchen Voraussetzungen die Abwasserbe-

§ 58 Abwasserbeseitigungspflicht 
(1) Die Abwasserbeseitigung obliegt den Gemein-
den, in denen das Abwasser anfällt, soweit sie nicht 
nach Absatz 4 anderen Körperschaften des öffentli-
chen Rechts übertragen wurde. Sie haben das in 
ihrem Gebiet anfallende Abwasser zu beseitigen. 

§ 58 ist weiter anwendbar. Es handelt sich um eine 
Landesregelung im Sinne von § 56 WHG. 
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seitigung anderen als den in Satz 1 genannten Ab-
wasserbeseitigungspflichtigen obliegt. Die zur Ab-
wasserbeseitigung Verpflichteten können sich zur 
Erfüllung ihrer Pflichten Dritter bedienen.  

Die Beseitigungspflicht umfasst auch das Entneh-
men und Transportieren 
1. des angefallenen Schlamms aus Kleinkläranla-

gen und 
2. des Grubeninhalts aus abflusslosen Gruben. 
 
(2) Angefallenes Abwasser ist dem Beseitigungs-
pflichtigen zu überlassen. Die Beseitigungspflichti-
gen können, soweit anderweitig nichts geregelt ist, 
bestimmen, wie ihnen das angefallene Abwasser zu 
überlassen ist. Sie können insbesondere vorschrei-
ben, dass Abwasser vor der Überlassung behandelt 
werden muss.  
 
(3) Die Pflicht zur Abwasserbeseitigung nach Ab-
satz 1 und zur Überlassung des Abwassers nach 
Absatz 2 entfällt  
1. für Niederschlagswasser, das von öffentlichen 

Verkehrsflächen im Außenbereich abfließt,  
2. für Niederschlagswasser, das verwertet, versi-

ckert oder im Rahmen der Ausübung des Ge-
meingebrauchs nach § 37 Abs. 1 Satz 2 in ein 
oberirdisches Gewässer eingeleitet wird, 

3. für Abwasser, das bei der Mineralgewinnung 
oder beim Gebrauch von Wärmepumpen anfällt,  

4. für Schmutzwasser und Klärschlamm im Sinne 
des § 57 Abs. 1 Satz 2 aus land- und forst-wirt-
schaftlichen Betrieben oder Gärtnereibetrieben, 
soweit das Schmutzwasser oder der Klär-
schlamm in dem Betrieb, in dem sie anfallen, 
verwertet werden,  

5. für Abwasser, dessen Einleitung in ein Gewässer 
wasserrechtlich erlaubt ist, für die Dauer der 
Erlaubnis,  

6. für verunreinigtes Wasser, das im Rahmen einer 
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Grundwassersanierung mit Zustimmung der 
Wasserbehörde entnommen und nach einer Be-
handlung wieder versickert oder in ein Oberflä-
chengewässer eingeleitet wird,  

7. auf Antrag durch Entscheidung der Wasserbe-
hörde, wenn eine anderweitige Beseitigung des 
Abwassers aus Gründen des Gewässerschutzes 
oder wegen eines unvertretbar hohen Aufwands 
zweckmäßig ist und Belange der öffentlichen 
Abwasserbeseitigung dem nicht entgegenstehen; 
die Antragstellung durch einen Dritten genügt, 
wenn der Beseitigungspflichtige zustimmt; nach 
dem zwölften Monat ab dem Inkrafttreten des 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Thüringer 
Wassergesetzes ist der Antrag abzulehnen, wenn 
der Beseitigungspflichtige kein Abwasserbesei-
tigungskonzept nach § 58a veröffentlicht hat. 

Zur Beseitigung dieses Abwassers ist derjenige 
verpflichtet, bei dem das Abwasser anfällt; ander-
weitige Regelungen in Ortssatzungen bleiben 
unberührt. In den Fällen des Satzes 1 Nr. 5 und 7 
entfällt die Abwasserbeseitigungs- und Abwasser-
überlassungspflicht nicht für den in Kleinkläranla-
gen anfallenden Schlamm. 
 
(4) Die Beseitigungspflichtigen können die Aufga-
ben nach Absatz 1, nach § 60 dieses Gesetzes und 
nach § 21a Abs. 1 WHG oder deren Durchführung 
auf andere Körperschaften des öffentlichen Rechts 
übertragen, sie können insbesondere Wasser- und 
Bodenverbände oder Zweckverbände bilden. Sie 
können sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben Dritter 
bedienen. Wenn es aus Gründen des Wohls der All-
gemeinheit geboten ist, können die Beseitigungs-
pflichtigen auch zu Körperschaften des öffentlichen 
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Rechts zusammengeschlossen werden.  
 § 58a Abwasserbeseitigungskonzept 

(1) Die Beseitigungspflichtigen nach § 58 Abs. 1 
und 4 stellen für ihr gesamtes Gebiet schriftlich dar, 
wie das in ihrem Gebiet anfallende Abwasser be-
seitigt wird (Abwasserbeseitigungskonzept). Das 
Abwasserbeseitigungskonzept enthält einen Erläu-
terungsbericht, Tabellen sowie Lage- und Über-
sichtspläne in einem prüffähigen Maßstab mit 
Angaben über 
1. vorhandene und geplante Anlagen der öffentli-

chen Abwasserbeseitigung, deren Einzugsge-
biete und den Zeitpunkt der vorgesehenen Inbe-
triebnahme der geplanten Anlagen, 

2. nicht den Anforderungen des § 7a Abs. 1 WHG 
entsprechende Einleitungen aus öffentlichen 
Abwasseranlagen in Gewässer und den Zeit-
punkt der vorgesehenen Anpassung der Einlei-
tung an diese Anforderungen 

3. die grundstücksgenaue Benennung der Teile des 
Entsorgungsgebietes, in denen das Abwasser 
nicht innerhalb der nächsten 15 Jahre durch 
Abwasseranlagen der Beseitigungspflichtigen 
abgeleitet werden soll (Direkteinleiter) sowie 

4. Gründe, die eine Befreiung von der 
Abwasserbeseitigungspflicht nach § 58 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 7 rechtfertigen. 

Die betroffenen Behörden sind bei der Aufstellung 
des Abwasserbeseitigungskonzeptes zu beteiligen. 
Ihre Stellungnahmen sind dem Abwasserbeseiti-
gungskonzept beizufügen. Das Abwasserbeseiti-
gungskonzept muss sich an den Bewirtschaftungs-
zielen nach den §§ 25a bis 25d und § 33a WHG 
sowie § 25 dieses Gesetzes ausrichten, darf der 
Erreichung dieser Ziele nicht entgegenstehen und 

§ 58 a ist weiter anwendbar, da der Sachverhalt 
nicht durch Bundesrecht geregelt ist. 
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muss den im jeweiligen Maßnahmenprogramm 
nach § 36 WHG in Verbindung mit § 32 dieses 
Gesetzes gestellten Anforderungen entsprechen. 
 
(2) Die Beseitigungspflichtigen machen das Ab-
wasserbeseitigungskonzept innerhalb von zwölf 
Monaten nach dem Inkrafttreten des Dritten Geset-
zes zur Änderung des Thüringer Wassergesetzes in 
geeigneter Weise bekannt. Die Beseitigungspflich-
tigen legen das veröffentlichte Abwasserbeseiti-
gungskonzept der Wasserbehörde vor. Die Vorlage 
gilt als Antrag nach § 58 Abs. 3 Satz 1 Nr. 7 auf 
Befreiung von der Abwasserbeseitigungspflicht für 
die Grundstücke, die nicht innerhalb der Frist nach 
Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 an eine öffentliche Abwas-
seranlage angeschlossen werden. 
 
(3) Die Beseitigungspflichtigen schreiben das Ab-
wasserbeseitigungskonzept regelmäßig in Abstän-
den von sechs Jahren, gerechnet ab dem 1. Januar 
2008, sowie bei wesentlichen Änderungen der bis-
her vorgesehenen Abwasserbeseitigung fort. Absatz 
2 gilt mit Ausnahme der in Satz 1 geregelten Frist 
entsprechend. 
 
(4) Vor dem Ablauf von 15 Jahren nach Inbetrieb-
nahme einer Kleinkläranlage, die die Anforderun-
gen nach Anhang 1 Buchst. C Abs. 1 der Abwas-
serverordnung (AbwV) vom 17. Juni 2004 (BGBl. I 
S. 1108, 2625) in der jeweils geltenden Fassung 
einhalten kann, sind die Beseitigungspflichtigen ge-
hindert, den Anschluss des betreffenden Grund-
stücks an die öffentliche Abwasseranlage oder de-
ren Benutzung vorzuschreiben, wenn 
1. die Kleinkläranlage aufgrund einer behördlichen 



Aktuelle bundesrechtliche Regelung Aktuelle landesrechtliche Regelung Hinweise 
 

 74 

Anordnung errichtet wurde oder 
2. das Grundstück in den Teilen des Entsorgungs-

gebiets liegt, in denen das Abwasser nicht in-
nerhalb der nächsten 15 Jahre nach Bekanntma-
chung des Abwasserbeseitigungskonzepts durch 
Abwasseranlagen der Beseitigungspflichtigen 
abgeleitet werden soll, und für das Grundstück 
keine Abwasserbeseitigungspflicht nach § 58 
Abs. 3 Satz 1 besteht. 

§ 57 Einleiten von Abwasser in Gewässer 
(1) Eine Erlaubnis für das Einleiten von Abwasser 
in Gewässer (Direkteinleitung) darf nur erteilt wer-
den, wenn 
1. die Menge und Schädlichkeit des Abwassers so 

gering gehalten wird, wie dies bei Einhaltung 
der jeweils in Betracht kommenden Verfahren 
nach dem Stand der Technik möglich ist, 

2. die Einleitung mit den Anforderungen an die 
Gewässereigenschaften und sonstigen rechtli-
chen Anforderungen vereinbar ist und 

3. Abwasseranlagen oder sonstige Einrichtungen 
errichtet und betrieben werden, die erforderlich 
sind, um die Einhaltung der Anforderungen nach 
den Nummern 1 und 2 sicherzustellen. 

 
(2) Durch Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 
Nummer 3 können an das Einleiten von Abwasser 
in Gewässer Anforderungen festgelegt werden, die 
nach Absatz 1 Nummer 1 dem Stand der Technik 
entsprechen. Die Anforderungen können auch für 
den Ort des Anfalls des Abwassers oder vor seiner 
Vermischung festgelegt werden. Für vorhandene 
Einleitungen legt die Rechtsverordnung abwei-
chende Anforderungen fest, soweit die danach er-
forderlichen Anpassungsmaßnahmen unverhältnis-

 Hinweis: Die Abwasserverordnung in der Fassung 
vom 17. Juni 2004 (BGBl. I S. 1108, 2625) wurde 
nicht aufgehoben, sondern durch Art. 20 des Geset-
zes zur Neuregelung des Wasserrechts vom 31. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2585) angepasst. Sie ist deshalb 
bei der Anwendung des § 57 Abs. 1 WHG ein-
schlägig. 
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mäßig wären. 
 
(3) Entsprechen vorhandene Abwassereinleitungen 
nicht den Anforderungen nach Absatz 2, so sind die 
erforderlichen Anpassungsmaßnahmen innerhalb 
angemessener Fristen durchzuführen. 
§ 58 Einleiten von Abwasser in öffentliche Ab-
wasseranlagen 
(1) Das Einleiten von Abwasser in öffentliche Ab-
wasseranlagen (Indirekteinleitung) bedarf der Ge-
nehmigung durch die zuständige Behörde, soweit 
an das Abwasser in einer Rechtsverordnung nach § 
23 Absatz 1 Nummer 3 in Verbindung mit § 57 
Absatz 2 Anforderungen für den Ort des Anfalls 
des Abwassers oder vor seiner Vermischung fest-
gelegt sind. Durch Rechtsverordnung nach § 23 
Absatz 1 Nummer 5, 8 und 10 kann bestimmt wer-
den, 
1. unter welchen Voraussetzungen die Indirektein-

leitung anstelle einer Genehmigung nach Satz 1 
nur einer Anzeige bedarf, 

2. dass die Einhaltung der Anforderungen nach 
Absatz 2 auch durch Sachverständige überwacht 
wird. 

Weitergehende Rechtsvorschriften der Länder, die 
den Maßgaben des Satzes 2 entsprechen oder die 
über Satz 1 oder Satz 2 hinausgehende Genehmi-
gungserfordernisse vorsehen, bleiben unberührt. 
Ebenfalls unberührt bleiben Rechtsvorschriften der 
Länder, nach denen die Genehmigung der zuständi-
gen Behörde durch eine Genehmigung des Betrei-
bers einer öffentlichen Abwasseranlage ersetzt 
wird. 
 
(2) Eine Genehmigung für eine Indirekteinleitung 

§ 59 Genehmigungspflicht für das Einleiten in 
Abwasseranlagen 
(1) Das Einleiten oder Einbringen von Abwasser 
aus Herkunftsbereichen, für die in der 
Abwasserverordnung Anforderungen an den Ort 
des Anfalls oder vor dem Vermischen festgelegt 
sind, in öffentliche Abwasseranlagen bedarf der 
Genehmigung. Die §§ 4 bis 6 WHG und die §§ 16 
und 17 gelten entsprechend.  
 
(2) Eine Genehmigung nach Absatz 1 ist für das 
Einleiten von Abwasser in öffentliche Abwasser-
anlagen nicht erforderlich, wenn die Einleitung aus 
Abwasserbehandlungsanlagen erfolgt, für die ein 
Verwendbarkeits- oder Übereinstimmungsnachweis 
im Sinne des § 55 Abs. 4 erbracht worden ist. 
Satz 1 gilt entsprechend für das Einbringen von 
Abwasser in öffentliche Abwasseranlagen. 
 
(3) Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mi-
nisterium kann durch Rechtsverordnung bestim-
men, dass das Einleiten oder Einbringen von Ab-
wasser nach Absatz 1 in öffentliche Abwasseranla-
gen nur einer Anzeige bei der Wasserbehörde 
bedarf, wenn die Abwasserbehandlungsanlagen den 
von der obersten Wasserbehörde eingeführten 
Anforderungen an Bauart, Errichtung, Betrieb und 
Überwachung entsprechen. Sie kann für bestimmte, 
genehmigungsfreie Einleitungen eine Anzeige-

§ 59 ist weiter anwendbar. Es handelt sich um eine 
Landesregelung im Sinne von § 58 Abs. 1 Satz 3 
WHG. 
Hinweis: siehe auch den Hinweis zu § 57 WHG. 
 
 
 
 
 
 
Hinweis: Die Genehmigungsfreiheit der in § 55 
Abs. 4 ThürWG genannten Anlagen bleibt beste-
hen. 
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darf nur erteilt werden, wenn 
1. die nach der Rechtsverordnung nach § 23 Ab-

satz 1 Nummer 3 in Verbindung mit § 57 Absatz 
2 für die Einleitung maßgebenden Anforderun-
gen einschließlich der allgemeinen Anforderun-
gen eingehalten werden, 

2. die Erfüllung der Anforderungen an die Direkt-
einleitung nicht gefährdet wird und 

3. Abwasseranlagen oder sonstige Einrichtungen 
errichtet und betrieben werden, die erforderlich 
sind, um die Einhaltung der Anforderungen nach 
den Nummern 1 und 2 sicherzustellen. 

 
(3) Entsprechen vorhandene Indirekteinleitungen 
nicht den Anforderungen nach Absatz 2, so sind die 
erforderlichen Maßnahmen innerhalb angemessener 
Fristen durchzuführen. 
 
(4) § 13 Absatz 1 und § 17 gelten entsprechend. 
Eine Genehmigung kann auch unter dem Vorbehalt 
des Widerrufs erteilt werden. 

pflicht vorschreiben. Der § 54 Abs. 4 gilt entspre-
chend.  
 
(4) Die §§ 118 a bis 118g bleiben unberührt. 

§ 59 Einleiten von Abwasser in private Abwas-
seranlagen 
(1) Dem Einleiten von Abwasser in öffentliche 
Abwasseranlagen stehen Abwassereinleitungen 
Dritter in private Abwasseranlagen, die der Beseiti-
gung von gewerblichem Abwasser dienen, gleich. 
 
(2) Die zuständige Behörde kann Abwassereinlei-
tungen nach Absatz 1 von der Genehmigungsbe-
dürftigkeit nach Absatz 1 in Verbindung mit § 58 
Absatz 1 freistellen, wenn durch vertragliche Re-
gelungen zwischen dem Betreiber der privaten Ab-
wasseranlage und dem Einleiter die Einhaltung der 
Anforderungen nach § 58 Absatz 2 sichergestellt 
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ist. 
§ 60 Abwasseranlagen 
(1) Abwasseranlagen sind so zu errichten, zu 
betreiben und zu unterhalten, dass die Anforderun-
gen an die Abwasserbeseitigung eingehalten wer-
den. Im Übrigen dürfen Abwasseranlagen nur nach 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
errichtet, betrieben und unterhalten werden. 
 
(2) Entsprechen vorhandene Abwasseranlagen nicht 
den Anforderungen nach Absatz 1, so sind die er-
forderlichen Maßnahmen innerhalb angemessener 
Fristen durchzuführen. 
 
(3) Die Errichtung, der Betrieb und die wesentliche 
Änderung einer Abwasserbehandlungsanlage, für 
die nach dem Gesetz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung eine Verpflichtung zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, be-
dürfen einer Genehmigung. Die Genehmigung ist 
zu versagen oder mit den notwendigen Nebenbe-
stimmungen zu versehen, wenn die Anlage den 
Anforderungen des Absatzes 1 nicht entspricht oder 
sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften dies 
erfordern. § 13 Absatz 1, § 16 Absatz 1 und 3 und § 
17 gelten entsprechend. 
 
(4) Die Länder können regeln, dass die Errichtung, 
der Betrieb und die wesentliche Änderung von Ab-
wasseranlagen, die nicht unter Absatz 3 fallen, 
einer Anzeige oder Genehmigung bedürfen. Ge-
nehmigungserfordernisse nach anderen öffentlich-
rechtlichen Vorschriften bleiben unberührt. 

§ 55 Anpassung an die Regeln der Technik 
(1) Wasserbenutzungsanlagen und Anlagen zum 
Zu- und Ableiten, Behandeln und Speichern von 
Wasser sind nach den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik herzustellen, zu betreiben und zu 
unterhalten.  
 
(2) Entsprechen vorhandene Anlagen nicht den 
Anforderungen des Absatzes 1 oder Abwasseranla-
gen nicht den Anforderungen nach § 18b WHG, hat 
sie der Unternehmer innerhalb einer angemessenen 
Frist diesen Anforderungen anzupassen.  
 
(3) Die Wasserbehörde kann zur Erfüllung der Ver-
pflichtungen nach den Absätzen 1 und 2 Anordnun-
gen treffen.  
 
(4) Die Einhaltung der Anforderungen nach § 18b 
WHG an Abwasseranlagen kann über 
1. eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung 

nach § 21 der Thüringer Bauordnung (ThürBO) 
in der Fassung vom 16. März 2004 (GVBl. S. 
349) in der jeweils geltenden Fassung, 

2. ein allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis 
nach § 21 a ThürBO oder 

3. die Zustimmung im Einzelfall nach § 22 
ThürBO nachgewiesen werden, wenn der Ver-
wendbarkeits- und Übereinstimmungsnachweis 
auch die wasserrechtlichen Anforderungen, wie 
sie sich insbesondere aus § 7a WHG ergeben, 
einschließt. 

 
(5) Einleitungen aus Kleinkläranlagen privater 
Betreiber, die nach dem Inkrafttreten des Dritten 

 
§ 55 Abs. 1 und 2 sind für Abwasseranlagen nicht 
weiter anwendbar, da durch Bundesrecht geregelt, 
§ 60 WHG. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 55 Abs. 3 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 100 WHG. 
 
 
§ 55 Abs. 4 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 60 Abs. 1 WHG. 
Hinweis: siehe auch den Hinweis zu § 59 Abs. 2 
ThürWG (§ 58WHG). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 55 Abs. 5 ist nicht weiter anwendbar, da die Ge-
wässerbenutzung durch Bundesrecht geregelt ist, 
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Gesetzes zur Änderung des Thüringer Wasserge-
setzes errichtet oder saniert werden, können nur 
zugelassen werden, wenn die Anlagen über allge-
meine bauaufsichtliche Zulassungen nach 
§ 21 ThürBO verfügen. Die Wasserbehörde kann 
im Einzelfall andere Kleinkläranlagen zulassen, 
wenn die Anlage nach dem Abwasserbeseitigungs-
konzept nicht länger als fünf Jahre betrieben wer-
den soll. 
 
§ 56 Abwasserbehandlungsanlagen 
(1) Der Bau und Betrieb sowie die wesentliche 
Änderung einer Abwasserbehandlungsanlage im 
Sinne des § 18c WHG bedürfen der Genehmigung. 
Das Genehmigungsverfahren hat den Anforderun-
gen des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung und des Thüringer UVP-Gesetzes zu ent-
sprechen.  
 
(2) Der Bau und Betrieb sowie die Änderung einer 
sonstigen Abwasserbehandlungsanlage bedarf der 
Genehmigung, wenn die allgemeine oder die stand-
ortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls einer in 
Anlage 1 Nr. 1.1 ThürUVPG genannten Abwasser-
behandlungsanlage ergibt, dass eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach den §§ 3 und 4 
ThürUVPG in Verbindung mit § 3c UVPG durch-
zuführen ist. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
 
(3) (aufgehoben)  
 
(4) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn sicher-
gestellt ist, dass die wasserwirtschaftlichen und ge-
sundheitlichen Belange erfüllt werden und andere 
öffentlich-rechtliche Vorschriften nicht 

§§ 57, 12 WHG. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 56 ist nicht weiter anwendbar, da durch Bundes-
recht geregelt, § 60 WHG. 
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entgegenstehen. Sie kann unter Bedingungen erteilt 
und mit Auflagen verbunden werden, um die Er-
füllung der in Satz 1 genannten Genehmigungsvor-
aussetzungen sicherzustellen. 
 
(5) Die Genehmigung schließt eine erforderliche 
Baugenehmigung ein. Die Wasserbehörde entschei-
det insoweit im Einvernehmen mit der 

§ 61 Selbstüberwachung bei Abwassereinleitun-
gen und Abwasseranlagen 
(1) Wer Abwasser in ein Gewässer oder in eine 
Abwasseranlage einleitet, ist verpflichtet, das Ab-
wasser nach Maßgabe einer Rechtsverordnung nach 
Absatz 3 oder der die Abwassereinleitung zulas-
senden behördlichen Entscheidung durch fachkun-
diges Personal zu untersuchen oder durch eine ge-
eignete Stelle untersuchen zu lassen (Selbstüberwa-
chung). 
 
(2) Wer eine Abwasseranlage betreibt, ist ver-
pflichtet, ihren Zustand, ihre Funktionsfähigkeit, 
ihre Unterhaltung und ihren Betrieb sowie Art und 
Menge des Abwassers und der Abwasserinhalts-
stoffe selbst zu überwachen. Er hat nach Maßgabe 
einer Rechtsverordnung nach Absatz 3 hierüber 
Aufzeichnungen anzufertigen, aufzubewahren und 
auf Verlangen der zuständigen Behörde vorzulegen. 
 
(3) Durch Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 
Nummer 8, 9 und 11 können insbesondere Rege-
lungen über die Ermittlung der Abwassermenge, 
die Häufigkeit und die Durchführung von Probe-
nahmen, Messungen und Analysen einschließlich 
der Qualitätssicherung, Aufzeichnungs- und Auf-
bewahrungspflichten sowie die Voraussetzungen 

§ 60 Betrieb, Eigenkontrolle und Überwachung 
der Abwasseranlagen 
(1) Die Unternehmer von Abwasseranlagen haben 
diese daraufhin zu überwachen, dass sie ordnungs-
gemäß betrieben und unterhalten werden und die 
Anforderungen an das Einleiten von Abwasser 
insbesondere nach § 7a WHG, im Übrigen die 
allgemein anerkannten Regeln der Technik einhal-
ten oder den im Einzelfall vorgeschriebenen höhe-
ren Wirkungsgrad erzielen.  
 
(2) Für den Betrieb von Abwasseranlagen ist geeig-
netes Personal zu beschäftigen.  
 
(2a) Die Wartung von Kleinkläranlagen hat deren 
Betreiber sicherzustellen. Der Betreiber einer 
Kleinkläranlage, die so bemessen ist, dass sie die 
Anforderungen nach Anhang 1 Buchst. C Abs. 1 
der Abwasserverordnung einhalten kann, hat die 
Wartung der Anlage einem Fachbetrieb zu übertra-
gen, der die Anforderungen der Verordnung nach 
Absatz 3 Satz 1 Nr. 7 erfüllt. Die Übertragung ist 
nicht erforderlich, sofern der Betreiber nach den 
Anforderungen dieser Verordnung die Wartung 
selbst durchführen kann (fachkundige Eigenwar-
tung). 
 

 
 
§ 60 Abs. 1 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 61 Abs. 2 WHG. 
 
 
 
 
 
 
 
§ 60 Abs. 2 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 61 Abs. 1 und 2 WHG. 
 
§ 60 Abs. 2a ist weiter anwendbar, da die Wartung 
von Kleinkläranlagen im Wasserhaushaltsgesetz 
nicht geregelt ist. 
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getroffen werden, nach denen keine Pflicht zur 
Selbstüberwachung besteht. 

(2b) Bei Kleinkläranlagen, aus denen Abwasser 
direkt in ein Gewässer eingeleitet wird, obliegt die 
Kontrolle des Betriebs sowie der Wartung der An-
lagen den Abwasserbeseitigungspflichtigen nach 
§ 58 Abs. 1 und 4. Dies gilt auch, wenn die Abwas-
serbeseitigungspflicht nach § 58 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 
oder 7 entfallen ist. 
 
(2c) Dem Abwasserbeseitigungspflichtigen nach 
§ 58 Abs. 1 und 4 sind für seine Tätigkeiten nach 
Absatz 2b vom Eigentümer der Anlage seine Kos-
ten und Auslagen zu erstatten. § 11 Abs. 2 bis 5 des 
Thüringer Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) 
vom 19. September 2000 (GVBl. S. 301) in der 
jeweils geltenden Fassung gilt entsprechend. 
 
(2d) Die Wasserbehörde kann zur Erfüllung der 
Verpflichtungen nach Absatz 2a und 2b Anordnun-
gen treffen. 
 
(3) Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mi-
nisterium kann zum Schutz der Gewässer durch 
Rechtsverordnung allgemein festlegen,  
1. dass die Unternehmer von Abwasseranlagen 

Untersuchungen des Abwassers, der anfallenden 
Schlämme oder des von ihnen beeinflussten 
Gewässers auf ihre Kosten durchzuführen und 
ein Abwasserkataster zu führen haben, das eine 
Zusammenstellung über Art, Menge und Her-
kunft des Abwassers enthält,  

2. dass die Unternehmer von Abwasseranlagen die 
Einleitung nicht häuslichen Abwassers Dritter in 
ihre Anlage auf Kosten der Einleiter durch re-
gelmäßige Untersuchungen zu überwachen ha-
ben,  

§ 60 Abs. 2b ist weiter anwendbar, da durch Bun-
desrecht nicht geregelt. Die Kontrolle des Betriebes 
und der Wartung ist weder durch die Selbstüberwa-
chung noch durch die behördliche Überwachung im 
Sinne des Wasserhaushaltsgesetzes erfasst. 
 
 
 
§ 60 Abs. 2c ist weiter anwendbar, da durch Bun-
desrecht nicht geregelt. Die Kontrolle des Betriebes 
und der Wartung ist weder durch die Selbstüberwa-
chung noch durch die behördliche Überwachung im 
Sinne des Wasserhaushaltsgesetzes erfasst. 
 
 
 
§ 60 Abs. 2d ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 100 WHG. 
 
 
§ 60 Abs. 3 ist weiter anwendbar. 
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3. dass die Unternehmer von Abwasseranlagen die 
Sicherheit und Funktion ihrer Anlagen sowie 
den baulichen Zustand auf ihre Kosten daraufhin 
zu prüfen haben, ob diese den jeweils in Be-
tracht kommenden Regeln der Technik entspre-
chen und welche weiteren Anforderungen zu be-
rücksichtigen sind,  

4. dass bestimmte Untersuchungen nach den Num-
mern 1 und 2 sowie Prüfungen nach Nummer 3 
von staatlichen oder staatlich anerkannten Stel-
len durchzuführen sind,  

5. in welchen Zeitabständen und in welcher Form 
die Untersuchungen und Prüfungen nach den 
Nummern 1 bis 4 durchzuführen sind,  

6. in welcher Form, in welchen Fällen, in welchen 
Zeitabständen und welchen Stellen die Untersu-
chungsergebnisse, Aufzeichnungen und Prü-
fungsergebnisse nach den Nummern 1 bis 4 zu 
übermitteln sind, 

7. in welcher Form und in welchen Zeitabständen 
die Kontrolle und die Wartung sowie durch wen 
die Wartung einer Kleinkläranlage durchzufüh-
ren ist und welche Anforderungen an Fachbe-
triebe zur Wartung von Kleinkläranlagen und 
für die fachkundige Eigenwartung zu stellen 
sind. In der Verordnung kann auch geregelt 
werden, wie und in welcher Form personenbe-
zogene Daten zur Erfüllung der Pflicht nach § 
60 Abs. 2b erhoben und in sonstiger Weise ver-
arbeitet werden. 

Die Rechtsverordnung nach Satz 1 Nr. 4 hat auch 
die Voraussetzungen und das Verfahren der staat-
lichen Anerkennung zu regeln. 
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Abschnitt 3 

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
  

§ 62 Anforderungen an den Umgang mit was-
sergefährdenden Stoffen 
(1) Anlagen zum Lagern, Abfüllen, Herstellen und 
Behandeln wassergefährdender Stoffe sowie Anla-
gen zum Verwenden wassergefährdender Stoffe im 
Bereich der gewerblichen Wirtschaft und im Be-
reich öffentlicher Einrichtungen müssen so beschaf-
fen sein und so errichtet, unterhalten, betrieben und 
stillgelegt werden, dass eine nachteilige Verän-
derung der Eigenschaften von Gewässern nicht zu 
besorgen ist. Das Gleiche gilt für Rohrleitungsanla-
gen, die 
1. den Bereich eines Werksgeländes nicht über-

schreiten, 
2. Zubehör einer Anlage zum Umgang mit wasser-

gefährdenden Stoffen sind oder 
3. Anlagen verbinden, die in engem räumlichen 

und betrieblichen Zusammenhang miteinander 
stehen. Für Anlagen zum Umschlagen wasserge-
fährdender Stoffe sowie zum Lagern und Ab-
füllen von Jauche, Gülle und Silagesickersäften 
sowie von vergleichbaren in der Landwirtschaft 
anfallenden Stoffen gilt Satz 1 entsprechend mit 
der Maßgabe, dass der bestmögliche Schutz der 
Gewässer vor nachteiligen Veränderungen ihrer 
Eigenschaften erreicht wird. 

 
(2) Anlagen im Sinne des Absatzes 1 dürfen nur 
entsprechend den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik beschaffen sein sowie errichtet, unter-
halten, betrieben und stillgelegt werden. 
 

§ 54 Anlagen zum Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen 
(1) Wer Anlagen nach § 19g Abs. 1 und 2 WHG 
einbauen, aufstellen, unterhalten, betreiben oder 
wesentlich ändern will, hat dies der Wasserbehörde 
mindestens sechs Wochen vor Baubeginn oder der 
beabsichtigten Handlung anzuzeigen. Die Wasser-
behörde hat dem Anzeigenden den Zeitpunkt des 
Eingangs der Anzeige innerhalb von zwei Wochen 
schriftlich zu bestätigen. Eine Anzeigepflicht be-
steht nicht, wenn die Anlage schon nach anderen 
wasserrechtlichen Vorschriften einer Zulassung 
bedarf. Die endgültige Stilllegung einer nach Satz 1 
anzeigepflichtigen Anlage ist der Wasserbehörde 
unverzüglich anzuzeigen. 
 
(2) Anlagen nach § 19g Abs. 1 und 2 WHG sind so 
einzubauen, aufzustellen, instand zu halten, instand 
zu setzen, zu betreiben und zu reinigen, dass Un-
dichtigkeiten bei normalem Betrieb grundsätzlich 
ausgeschlossen und bei einer Störung leicht und 
zuverlässig feststellbar sind. Bei Anlagen nach 
§ 19g Abs. 1 WHG und bei Anlagen zum Um-
schlagen wassergefährdender Stoffe ist sicherzu-
stellen, dass wassergefährdende Stoffe nicht 
unkontrolliert über den Bereich der Anlage hinaus 
gelangen können; zulässig sind auch Anlagen, die 
unter Berücksichtigung des Gefährdungspotentials 
eine gleichwertige Sicherheit gewährleisten. Im 
Hinblick auf Störungen des bestimmungsgemäßen 
Betriebes sind besondere Vorsorgemaßnahmen zu 
treffen. Wenn die Anforderungen nach den Sätzen 

 
 
§ 54 Abs. 1 ist auf Anlagen nach § 62 WHG weiter 
anwendbar. 
Hinweis: Da die Eignungsfeststellung nach § 63 
WHG weiter gefasst ist, ist die Anzeige nur noch 
für Anlagen nach § 63 Abs. 2 und 3 WHG anwend-
bar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 54 Abs. 2 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 62 Abs. 1 WHG. 
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(3) Wassergefährdende Stoffe im Sinne dieses Ab-
schnitts sind feste, flüssige und gasförmige Stoffe, 
die geeignet sind, dauernd oder in einem nicht nur 
unerheblichen Ausmaß nachteilige Veränderungen 
der Wasserbeschaffenheit herbeizuführen. 
 
(4) Durch Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 
Nummer 5 bis 11 können nähere Regelungen erlas-
sen werden über 
1. die Bestimmung der wassergefährdenden Stoffe 

und ihre Einstufung entsprechend ihrer Gefähr-
lichkeit sowie über eine hierbei erforderliche 
Mitwirkung des Umweltbundesamtes und ande-
rer Stellen, 

2. Anforderungen an die Beschaffenheit von Anla-
gen nach Absatz 1, 

3. Pflichten bei der Errichtung, der Unterhaltung, 
dem Betrieb, einschließlich des Befüllens und 
Entleerens durch Dritte, und der Stilllegung von 
Anlagen nach Absatz 1, insbesondere Anzeige-
pflichten sowie Pflichten zur Überwachung und 
zur Beauftragung von Sachverständigen und 
Fachbetrieben mit der Durchführung bestimmter 
Tätigkeiten, 

4. Anforderungen an Sachverständige und Fachbe-
triebe, insbesondere im Hinblick auf Fachkunde, 
Zuverlässigkeit und gerätetechnische Ausstat-
tung. 

 
(5) Weitergehende landesrechtliche Vorschriften 
für besonders schutzbedürftige Gebiete bleiben 
unberührt. 
 
(6) Die §§ 62 und 63 gelten nicht für Anlagen im 
Sinne des Absatzes 1 zum Umgang mit 

1 bis 3 aus technischen oder betrieblichen Gründen 
nur teilweise erfüllbar sind, sind zum Ausgleich 
weitere Sicherheitseinrichtungen oder Maßnahmen 
vorzusehen, die eine schädliche Gewässerverun-
reinigung verhindern. 
 
(3) Der Anzeige sind die zur Beurteilung des Vor-
habens erforderlichen Unterlagen (Lageplan, Zeich-
nungen, Nachweise, Beschreibungen) beizufügen.  
 
(4) Die Wasserbehörde kann das angezeigte Vorha-
ben binnen sechs Wochen nach dem nach Absatz 1 
Satz 2 genannten Eingangstermin vorläufig unter-
sagen. Sie kann bei Unvollständigkeit oder Man-
gelhaftigkeit der Unterlagen die Frist nach Satz 1 
verlängern oder aber das Vorhaben endgültig unter-
sagen, wenn zu besorgen ist, dass Gewässer verun-
reinigt oder sonst in ihren Eigenschaften nachteilig 
verändert werden und dies nicht durch Auflagen 
verhütet werden kann. Wird das Vorhaben nicht 
untersagt oder werden Anordnungen nicht getrof-
fen, kann das Vorhaben in der beabsichtigten Art 
und Weise durchgeführt werden. Im Falle einer 
endgültigen Stilllegung kann die Wasserbehörde 
dem Betreiber binnen sechs Wochen nach Eingang 
der Anzeige nach Absatz 1 Satz 4 Beobachtungs-
maßnahmen nach Maßgabe des § 19i Abs. 3 Satz 1 
WHG auferlegen. Anordnungen nach § 84 bleiben 
unberührt. 
 
(5) Wer eine Anlage nach § 19g Abs. 1 und 2 WHG 
betreibt, befüllt oder entleert, instand hält, reinigt, 
überwacht oder prüft, hat das Austreten von was-
sergefährdenden Stoffen unverzüglich der Wasser-
behörde oder der nächsten Polizeibehörde anzuzei-

 
 
 
 
 
 
§ 54 Abs. 3 ist weiter anwendbar, da Bundesrecht 
das Verfahren nicht regelt. 
 
 
§ 54 Abs. 4 ist mit Ausnahme von Satz 4 (Wegfall 
des § 19i WHG a. F.) und 5 weiter anwendbar, da 
Bundesrecht das Verfahren nicht regelt. Satz 5 wird 
von § 100 WHG umfasst. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 54 Abs. 5 ist weiter anwendbar. 
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1. Abwasser, 
2. Stoffen, die hinsichtlich der Radioaktivität die 

Freigrenzen des Strahlenschutzrechts über-
schreiten. 

 
(7) Das Umweltbundesamt erhebt für in einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 4 Nummer 1 aufge-
führte Amtshandlungen Gebühren und Auslagen. 
Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundes-
rates die gebührenpflichtigen Tatbestände, die Ge-
bührensätze und die Auslagenerstattung für Amts-
handlungen nach Satz 1 zu bestimmen. Die zu er-
stattenden Auslagen können abweichend vom Ver-
waltungskostengesetz geregelt werden. 

gen, sofern die Stoffe in ein oberirdisches Gewäs-
ser, eine Abwasseranlage oder in den Boden einge-
drungen sind oder aus sonstigen Gründen eine Ver-
unreinigung oder Gefährdung eines Gewässers oder 
einer Abwasseranlage nicht auszuschließen ist. Die 
Verpflichtung besteht auch beim Verdacht, dass 
wassergefährdende Stoffe bereits aus einer solchen 
Anlage ausgetreten sind und eine Gefährdung 
entstanden ist. Die Verpflichtung besteht nicht, 
soweit es sich nur um unbedeutende Mengen han-
delt. 
 
(6) Die wesentlichen Merkmale, insbesondere die 
Sicherheitseinrichtungen von Anlagen nach § 19g 
Abs. 1 und 2 WHG sowie des Betriebsgeländes, 
sind vom Anlagenbetreiber in einem Anlagenka-
taster darzustellen und fortzuschreiben. Für Anla-
gen, von denen bei Störungen oder Unfällen erheb-
liche Gefahren für Gewässer ausgehen können, ist 
im Anlagenkataster darzulegen, durch welche Maß-
nahmen diese Gefahren gering gehalten werden 
sollen. Das Anlagenkataster ist der Wasserbehörde 
auf Anforderung vorzulegen.  
 
(7) Fortgeltende Entscheidungen über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen können 
durch die Wasserbehörde den geltenden Bestim-
mungen angepasst werden.  
 
(8) Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mi-
nisterium kann durch Rechtsverordnung für Anla-
gen nach § 19g Abs. 1 und 2 WHG  
1. Ausnahmen von der Anzeigepflicht nach Absatz 

1 Satz 1 zulassen,  
2. die an Anlagenkataster nach Absatz 6 zu stellen-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 54 Abs. 6 ist weiter anwendbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 54 Abs. 7 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt (§ 100 Abs. 2 WHG) oder 
von § 129 ThürWG umfasst. 
 
 
§ 54 Abs. 8 ist für Anlagen nach § 62 WHG weiter 
anwendbar. 
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den Mindestanforderungen festlegen und Aus-
nahmen von der Pflicht zur Erstellung eines 
Anlagenkatasters bestimmen,  

3. die Anforderungen für die Zulässigkeit und die 
technische Ausführung, einschließlich der Si-
cherheit im Störungsfall, regeln,  

4. nach § 19i Abs. 2 WHG Einzelheiten der Über-
wachungspflicht, die Zulassung von 
Sachverständigen und Einzelheiten der Prüfung 
regeln,  

5. bestimmen, in welchen Fällen ein Gewässer-
schutzbeauftragter nach § 19i Abs. 3 Satz 2 
WHG zu bestellen ist,  

6. bestimmen, wer Technische Überwachungsorga-
nisation nach § 19l Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 WHG ist, 
und Tätigkeiten bestimmen, die nicht von Fach-
betrieben nach § 19l WHG ausgeführt werden 
müssen, sowie 

7. Vorschriften über die Überprüfung und Kenn-
zeichnung von Fachbetrieben erlassen. 

§ 84 Abs. 5 gilt entsprechend. 
§ 63 Eignungsfeststellung 
(1) Anlagen zum Lagern, Abfüllen oder Umschla-
gen wassergefährdender Stoffe dürfen nur errichtet 
und betrieben werden, wenn ihre Eignung von der 
zuständigen Behörde festgestellt worden ist. Eine 
Eignungsfeststellung kann auch für Anlagenteile 
oder technische Schutzvorkehrungen erteilt werden. 
Für die Errichtung von Anlagen, Anlagenteilen und 
technischen Schutzvorkehrungen nach den Sätzen 1 
und 2 gilt § 58 Absatz 4 entsprechend. 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht 
1. für Anlagen zum Lagern und Abfüllen von Jau-

che, Gülle und Silagesickersäften sowie von 
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vergleichbaren in der Landwirtschaft anfallen-
den Stoffen, 

2. wenn wassergefährdende Stoffe 
a) kurzzeitig in Verbindung mit dem Transport 

bereitgestellt oder aufbewahrt werden und 
die Behälter oder Verpackungen den Vor-
schriften und Anforderungen für den Trans-
port im öffentlichen Verkehr genügen, 

b) in Laboratorien in der für den Handgebrauch 
erforderlichen Menge bereitgehalten werden. 

Durch Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 
Nummer 5, 6 und 10 kann bestimmt werden, unter 
welchen Voraussetzungen darüber hinaus keine 
Eignungsfeststellung erforderlich ist. 
 
(3) Die Eignungsfeststellung entfällt für Anlagen, 
Anlagenteile oder technische Schutzvorkehrungen, 
1. die nach den Vorschriften des Bauproduktenge-

setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. April 1998 (BGBl. I S. 812), das zuletzt 
durch Artikel 76 der Verordnung vom 31. Okto-
ber 2006 (BGBl. I S. 2407) geändert worden ist, 
oder anderen Rechtsvorschriften zur Umsetzung 
von Richtlinien der Europäischen Gemein-
schaften, deren Regelungen über die Brauchbar-
keit auch Anforderungen zum Schutz der Ge-
wässer umfassen, in Verkehr gebracht werden 
dürfen und das Kennzeichen der Europäischen 
Gemeinschaften (CE-Kennzeichen), das sie tra-
gen, nach diesen Vorschriften zulässige Klassen 
und Leistungsstufen nach Maßgabe landesrecht-
licher Vorschriften aufweist, 

2. bei denen nach den bauordnungsrechtlichen 
Vorschriften über die Verwendung von Baupro-
dukten, Bauarten oder Bausätzen auch die Ein-
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haltung der wasserrechtlichen Anforderungen 
sichergestellt wird, 

3. die nach immissionsschutzrechtlichen Vorschrif-
ten unter Berücksichtigung der wasserrechtli-
chen Anforderungen der Bauart nach zugelassen 
sind oder einer Bauartzulassung bedürfen oder 

4. für die eine Genehmigung nach baurechtlichen 
Vorschriften erteilt worden ist, sofern bei Ertei-
lung der Genehmigung die wasserrechtlichen 
Anforderungen zu berücksichtigen sind. 

Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 auf 
Grund bauordnungsrechtlicher Vorschriften ein 
Zulassungs- oder Nachweiserfordernis oder eine 
Zulassungs- oder Nachweismöglichkeit für Bau-
produkte, Bauarten oder Bausätze als Teil einer 
Anlage oder als technische Schutzvorkehrung be-
steht, ist die entsprechende Zulassung oder der ent-
sprechende Nachweis vorzulegen und der Eig-
nungsfeststellung für die Anlage zugrunde zu legen. 

Abschnitt 5 
Gewässerschutzbeauftragte 

  

§ 64 Bestellung von Gewässerschutzbeauftragten 
(1) Gewässerbenutzer, die an einem Tag mehr als 
750 Kubikmeter Abwasser einleiten dürfen, haben 
unverzüglich einen oder mehrere Betriebsbeauf-
tragte für Gewässerschutz (Gewässerschutzbeauf-
tragte) zu bestellen. 
 
(2) Die zuständige Behörde kann anordnen, dass 
1. die Einleiter von Abwasser in Gewässer, für die 

eine Pflicht zur Bestellung von Gewässerschutz-
beauftragten nach Absatz 1 nicht besteht, 

2. die Einleiter von Abwasser in Abwasseranlagen, 
3. die Betreiber von Anlagen nach § 62 Absatz 1, 
4. die Betreiber von Rohrleitungsanlagen nach 
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Nummer 19.3 der Anlage 1 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung einen oder 
mehrere Gewässerschutzbeauftragte zu bestellen 
haben. 

 
(3) Ist nach § 53 des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes ein Immissionsschutzbeauftragter oder nach 
§ 54 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes 
ein Abfallbeauftragter zu bestellen, so kann dieser 
auch die Aufgaben und Pflichten eines Gewässer-
schutzbeauftragten nach diesem Gesetz wahrneh-
men. 
§ 65 Aufgaben von Gewässerschutzbeauftragten 
(1) Gewässerschutzbeauftragte beraten den Gewäs-
serbenutzer und die Betriebsangehörigen in Ange-
legenheiten, die für den Gewässerschutz bedeutsam 
sein können. Sie sind berechtigt und verpflichtet, 
1. die Einhaltung von Vorschriften, Nebenbestim-

mungen und Anordnungen im Interesse des Ge-
wässerschutzes zu überwachen, insbesondere 
durch regelmäßige Kontrolle der Abwasseranla-
gen im Hinblick auf die Funktionsfähigkeit, den 
ordnungsgemäßen Betrieb sowie die Wartung, 
durch Messungen des Abwassers nach Menge 
und Eigenschaften, durch Aufzeichnungen der 
Kontroll- und Messergebnisse; sie haben dem 
Gewässerbenutzer festgestellte Mängel mitzu-
teilen und Maßnahmen zu ihrer Beseitigung 
vorzuschlagen; 

2. auf die Anwendung geeigneter Abwasserbe-
handlungsverfahren einschließlich der Verfahren 
zur ordnungsgemäßen Verwertung oder Beseiti-
gung der bei der Abwasserbehandlung entste-
henden Reststoffe hinzuwirken; 

3. auf die Entwicklung und Einführung von 
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a) innerbetrieblichen Verfahren zur Vermei-
dung oder Verminderung des Abwasseran-
falls nach Art und Menge, 

b) umweltfreundlichen Produktionen hinzuwir-
ken; 

4. die Betriebsangehörigen über die in dem Betrieb 
verursachten Gewässerbelastungen sowie über 
die Einrichtungen und Maßnahmen zu ihrer 
Verhinderung unter Berücksichtigung der was-
serrechtlichen Vorschriften aufzuklären. 

 
(2) Gewässerschutzbeauftragte erstatten dem Ge-
wässerbenutzer jährlich einen schriftlichen Bericht 
über die nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 4 ge-
troffenen und beabsichtigten Maßnahmen. Bei 
EMAS-Standorten ist ein jährlicher Bericht nicht 
erforderlich, soweit sich gleichwertige Angaben aus 
dem Bericht über die Umweltbetriebsprüfung erge-
ben und die Gewässerschutzbeauftragten den Be-
richt mitgezeichnet haben und mit dem Verzicht auf 
die Erstellung eines gesonderten jährlichen Berichts 
einverstanden sind. 
 
(3) Die zuständige Behörde kann im Einzelfall die 
in den Absätzen 1 und 2 aufgeführten Aufgaben der 
Gewässerschutzbeauftragten 
1. näher regeln, 
2. erweitern, soweit es die Belange des Gewässer-

schutzes erfordern, 
3. einschränken, wenn dadurch die ordnungsge-

mäße Selbstüberwachung nicht beeinträchtigt 
wird. 

§ 66 Weitere anwendbare Vorschriften 
Auf das Verhältnis zwischen dem Gewässerbenut-
zer und den Gewässerschutzbeauftragten finden die 
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§§ 55 bis 58 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
entsprechende Anwendung. 

 Fünfter Teil 
Unterhaltung und Ausbau oberirdischer Gewäs-

ser, Deiche 

 

Abschnitt 5 
Gewässerausbau, Deich-, Damm- und Küsten-

schutzbauten 

Erster Abschnitt 
Unterhaltung und Ausbau oberirdischer Gewäs-

ser 

 

§ 67 Grundsatz, Begriffsbestimmung 
(1) Gewässer sind so auszubauen, dass natürliche 
Rückhalteflächen erhalten bleiben, das natürliche 
Abflussverhalten nicht wesentlich verändert wird, 
naturraumtypische Lebensgemeinschaften bewahrt 
und sonstige nachteilige Veränderungen des Zu-
stands des Gewässers vermieden oder, soweit dies 
nicht möglich ist, ausgeglichen werden. 
 
(2) Gewässerausbau ist die Herstellung, die Besei-
tigung und die wesentliche Umgestaltung eines 
Gewässers oder seiner Ufer. Ein Gewässerausbau 
liegt nicht vor, wenn ein Gewässer nur für einen 
begrenzten Zeitraum entsteht und der Wasserhaus-
halt dadurch nicht erheblich beeinträchtigt wird. 
Deich- und Dammbauten, die den Hochwasserab-
fluss beeinflussen, sowie Bauten des Küstenschut-
zes stehen dem Gewässerausbau gleich. 

§ 73 Planfeststellung, Plangenehmigung 
(1) Beim Ausbau eines Gewässers sind natürliche 
Rückhalteflächen zu erhalten, das natürliche Ab-
flussverhalten nicht wesentlich zu verändern, natur-
raumtypische Lebensgemeinschaften zu bewahren 
und sonstige erhebliche nachteilige Veränderungen 
des natürlichen oder naturnahen Zustands des Ge-
wässers zu vermeiden oder, soweit dieses nicht 
möglich ist, auszugleichen. Der Planfeststellungs-
beschluss oder die Genehmigung ist zu versagen, 
soweit von dem Ausbau eine Beeinträchtigung des 
Wohls der Allgemeinheit, insbesondere eine erheb-
liche und dauerhafte, nicht ausgleichbare Erhöhung 
der Hochwassergefahr oder eine Zerstörung natürli-
cher Rückhalteflächen, vor allem in Auwäldern, zu 
erwarten ist.  
 

 
§ 73 Abs. 1 Satz 1 ist nicht weiter anwendbar, da 
durch Bundesrecht geregelt, § 67 Abs. 1 WHG. 
 
 
 
 
 
§ 73 Abs. 1 Satz 2 ist nicht weiter anwendbar, da 
durch Bundesrecht geregelt, § 68 Abs. 3 WHG. 

 § 72 Schutzmaßnahmen bei Ausbau und Unter-
haltung 
(1) Der Unternehmer des Ausbaus und der Unter-
haltungspflichtige können verpflichtet werden, Ein-
richtungen herzustellen und zu unterhalten, um 
Beeinträchtigungen des Wohls der Allgemeinheit 
oder schutzwürdiger Belange anderer Gewässer-
benutzer oder der Anlieger infolge des Ausbaus 
oder der Unterhaltung abzuwehren. Dies gilt insbe-

§ 72 Abs. 1 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 13 WHG. 
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sondere bei Nachteilen für den Naturhaushalt, die 
durch die Unterbrechung von natürlichen Lebens-
räumen entstehen.  
 
(2) Die vom Ausbau betroffenen öffentlichen Ver-
kehrs- und Versorgungseinrichtungen sind auf 
Kosten des Unternehmers des Ausbaus anzupassen. 

 
 
 
 
§ 72 Abs. 2 ist weiter anwendbar, da die Kostentra-
gungspflicht nicht durch Bundesrecht geregelt ist. 

§ 68 Planfeststellung, Plangenehmigung 
 
(1) Der Gewässerausbau bedarf der Planfeststellung 
durch die zuständige Behörde. 
 
(2) Für einen Gewässerausbau, für den nach dem 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
keine Verpflichtung zur Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung besteht, kann anstelle 
eines Planfeststellungsbeschlusses eine Plangeneh-
migung erteilt werden. Die Länder können bestim-
men, dass Bauten des Küstenschutzes, für die nach 
dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung keine Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, anstelle 
einer Zulassung nach Satz 1 einer anderen oder 
keiner Zulassung oder einer Anzeige bedürfen. 
 
(3) Der Plan darf nur festgestellt oder genehmigt 
werden, wenn 
1. eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemein-

heit, insbesondere eine erhebliche und dauer-
hafte, nicht ausgleichbare Erhöhung der Hoch-
wasserrisiken oder eine Zerstörung natürlicher 
Rückhalteflächen, vor allem in Auwäldern, nicht 
zu erwarten ist und 

2. andere Anforderungen nach diesem Gesetz oder 
sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften er-

§ 73 Planfeststellung, Plangenehmigung  
(2) Ist zu erwarten, dass der Ausbau auf das Recht 
eines anderen nachteilig einwirkt oder Nachteile im 
Sinne des § 22 Abs. 1 eintreten, und erhebt der 
Betroffene Einwendungen, so darf ein Plan nur 
festgestellt werden, wenn die nachteiligen Wirkun-
gen durch Bedingungen oder Auflagen verhütet 
oder ausgeglichen werden. Ist das nicht möglich 
oder sind Ausgleichsmaßnahmen wirtschaftlich 
nicht vertretbar, so kann der Plan gleichwohl fest-
gestellt werden, wenn  
1. der Ausbau dem Wohl der Allgemeinheit dient 

oder  
2. bei Nachteilen im Sinne des § 22 Abs. 1 der 

durch den Ausbau zu erwartende Nutzen für die 
Allgemeinheit den für den Betroffenen zu er-
wartenden Nachteil erheblich übersteigt.  

In diesen Fällen ist der Betroffene zu entschädigen; 
geringfügige Nachteile bleiben außer Betracht.  
 
(3) Dient der Ausbau dem Wohl der Allgemeinheit, 
so kann bei der Feststellung des Plans bestimmt 
werden, dass für seine Durchführung die Enteig-
nung zulässig ist. In diesem Falle erstreckt sich das 
Enteignungsrecht auf alle für die Ausführung des 
Vorhabens benötigten Flächen. Der festgestellte 
Plan ist dem Enteignungsverfahren zugrunde zu 
legen und für die Enteignungsbehörde bindend. Im 

 
§ 73 Abs. 2 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 70 Abs. 1, § 14 Abs. 3 
WHG. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 73 Abs. 3 Satz 1 bis 3 sind nicht weiter anwend-
bar, da durch Bundesrecht geregelt, § 71 WHG. 
§ 73 Abs. 3 Satz 4 ist als Verfahrensbestimmung 
weiter anwendbar.  
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füllt werden. Übrigen gilt das Thüringer Enteignungsgesetz. 
§ 69 Abschnittsweise Zulassung, vorzeitiger Be-
ginn 
(1) Gewässerausbauten einschließlich notwendiger 
Folgemaßnahmen, die wegen ihres räumlichen oder 
zeitlichen Umfangs in selbständigen Abschnitten 
oder Stufen durchgeführt werden, können in ent-
sprechenden Teilen zugelassen werden, wenn da-
durch die erforderliche Einbeziehung der erhebli-
chen Auswirkungen des gesamten Vorhabens auf 
die Umwelt nicht ganz oder teilweise unmöglich 
wird. 
 
(2) § 17 gilt entsprechend für die Zulassung des 
vorzeitigen Beginns in einem Planfeststellungsver-
fahren und einem Plangenehmigungsverfahren nach 
§ 68. 

  

§ 70 Anwendbare Vorschriften, Verfahren 
(1) Für die Planfeststellung und die Plangenehmi-
gung gelten § 13 Absatz 1 und § 14 Absatz 3 bis 6 
entsprechend; im Übrigen gelten die §§ 72 bis 78 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes. 
 
(2) Das Planfeststellungsverfahren für einen Ge-
wässerausbau, für den nach dem Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung eine Verpflichtung 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung besteht, muss den Anforderungen des Geset-
zes über die Umweltverträglichkeitsprüfung ent-
sprechen. 
 
(3) Erstreckt sich ein beabsichtigter Ausbau auf ein 
Gewässer, das der Verwaltung mehrerer Länder 
untersteht, und ist ein Einvernehmen über den Aus-
bauplan nicht zu erreichen, so soll die Bundesregie-
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rung auf Antrag eines beteiligten Landes zwischen 
den Ländern vermitteln. 
§ 71 Enteignungsrechtliche Vorwirkung 
Dient der Gewässerausbau dem Wohl der Allge-
meinheit, so kann bei der Feststellung des Plans 
bestimmt werden, dass für seine Durchführung die 
Enteignung zulässig ist. Satz 1 gilt für die Plange-
nehmigung entsprechend, wenn Rechte anderer nur 
unwesentlich beeinträchtigt werden. Der festge-
stellte oder genehmigte Plan ist dem Enteignungs-
verfahren zugrunde zu legen und für die Enteig-
nungsbehörde bindend. 

  

 Zweiter Abschnitt 
Verpflichtung und Umgang der Unterhaltung 

von Deichen 

 

 § 74 Unterhaltung der Deiche 
(1) Die Unterhaltung der Deiche, die im Interesse 
des Wohls der Allgemeinheit errichtet wurden, ist 
eine öffentlich-rechtliche Verpflichtung. Sie be-
gründet keinen Rechtsanspruch Dritter gegen den 
Träger der Unterhaltungslast.  
 
(2) Zur Unterhaltung der Deiche gehört insbeson-
dere die regelmäßige Pflege der Grasnarbe, die 
Kontrolle auf Schadstellen und deren Beseitigung 
sowie die Bekämpfung der Schädlinge. 
 
(3) Ist ein Deich ganz oder teilweise durch Natur-
gewalt oder fremdes Eingreifen beschädigt oder 
zerstört, so kann die Wasserbehörde den Unterhal-
tungspflichtigen anhalten, den Deich wiederherzu-
stellen.  
 
(4) Der § 71 Abs. 1 gilt entsprechend.  

§§ 74 bis 77 sind weiter anwendbar, da die 
Deichunterhaltung nicht durch Bundesrecht 
geregelt ist. 
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 § 75 Unterhaltungslast für Deiche 

(1) Die Unterhaltung der Deiche und der dazugehö-
renden Anlagen sowie anderer Hochwasserschutz-
anlagen, die in der Anlage 6 aufgeführt sind, ob-
liegt dem Land.  
 
(2) Die Unterhaltung der übrigen Deiche und der 
dazugehörenden Anlagen, die dem Wohl der Allge-
meinheit dienen, obliegt den Gemeinden oder den 
zur Unterhaltung gegründeten Verbänden.  
 
(3) Die Unterhaltung der Deiche und der dazugehö-
renden Anlagen, die überwiegend den Interessen 
Einzelner dienen, ist Sache der Eigentümer und 
Besitzer der durch den Deich geschützten Grund-
stücke.  
 
(4) Mit Zustimmung der Wasserbehörde können 
andere als die nach den Absätzen 2 und 3 Ver-
pflichteten die Unterhaltungslast übernehmen.  

§§ 74 bis 77 sind weiter anwendbar, da die 
Deichunterhaltung nicht durch Bundesrecht 
geregelt ist. 

 § 76 Entscheidung in Streitfällen 
Ist strittig, wem die Unterhaltung eines Deiches 
obliegt, so entscheidet die Wasserbehörde.  

§§ 74 bis 77 sind weiter anwendbar, da die 
Deichunterhaltung nicht durch Bundesrecht 
geregelt ist. 

 § 77 Besondere Pflichten zum Schutze und zur 
Unterhaltung der Deiche 
(1) Auf Deichen und ihren beiderseitigen, vom 
Deichfuß aus mindestens drei Meter breiten Gelän-
destreifen, sind das  
1. Entfernen der Grasnarbe,  
2. Halten von Geflügel,  
3. Weiden und Treiben von Vieh, außer Schafhü-

tung,  
4. Lagern von Stoffen und beweglichen Sachen,  
5. Fahren mit Kraftfahrzeugen und Reiten  

§§ 74 bis 77 sind weiter anwendbar, da die 
Deichunterhaltung nicht durch Bundesrecht 
geregelt ist. 
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untersagt. Auf Deichen ist das Pflanzen von Bäu-
men und Sträuchern untersagt. Die Wasserbehörde 
kann Ausnahmen zulassen, wenn sie der Unterhal-
tung des Deiches dienen oder öffentliche Belange 
nicht entgegenstehen.  
 
(2) An Deichen bedürfen einer Genehmigung der 
Wasserbehörde:  
1. der Einbau baulicher Anlagen,  
2. das Verlegen von Leitungen,  
3. das Anlegen von Überfahrten und Wegen,  
4. die Veränderungen am Deichkörper sowie  
5. die Durchführung baulicher Maßnahmen in 

einer geringeren Entfernung als fünf Meter zum 
Deichfuß.  

 
(3) Die Anlieger und Hinterlieger von Deichen 
haben alles zu unterlassen, was die Unterhaltung 
wesentlich erschweren würde oder die Sicherheit 
des Deiches beeinträchtigen kann.  
 
(4) Der § 30 Abs. 1 und 3 WHG gilt entsprechend.  

Abschnitt 6 
Hochwasser 

Sechster Teil 
Sicherung des Wasserabflusses; Gewässer- und 

Hochwasserschutz 

 

§ 72 Hochwasser 
Hochwasser ist die zeitlich begrenzte Über-
schwemmung von normalerweise nicht mit Wasser 
bedecktem Land durch oberirdische Gewässer oder 
durch in Küstengebiete eindringendes Meerwasser.  

  

§ 73 Bewertung von Hochwasserrisiken, Risiko-
gebiete 
(1) Die zuständigen Behörden bewerten das Hoch-
wasserrisiko und bestimmen danach die Gebiete 
mit signifikantem Hochwasserrisiko (Risikoge-
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biete). Hochwasserrisiko ist die Kombination der 
Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Hochwasser-
ereignisses mit den möglichen nachteiligen Hoch-
wasserfolgen für die menschliche Gesundheit, die 
Umwelt, das Kulturerbe, wirtschaftliche Tätigkei-
ten und erhebliche Sachwerte. 
 
(2) Die Risikobewertung muss den Anforderungen 
nach Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 2007/60/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Oktober 2007 über die Bewertung und das Ma-
nagement von Hochwasserrisiken (ABl. L 288 vom 
6.11.2007, S. 27) entsprechen. 
 
(3) Die Bewertung der Hochwasserrisiken und die 
Bestimmung der Risikogebiete erfolgen für jede 
Flussgebietseinheit. Die Länder können bestimmte 
Küstengebiete, einzelne Einzugsgebiete oder Teil-
einzugsgebiete zur Bewertung der Risiken und zur 
Bestimmung der Risikogebiete statt der Flussge-
bietseinheit einer anderen Bewirtschaftungseinheit 
zuordnen. 
 
(4) Die zuständigen Behörden tauschen für die Ri-
sikobewertung bedeutsame Informationen mit den 
zuständigen Behörden anderer Länder und Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union aus, in deren 
Hoheitsgebiet die nach Absatz 3 maßgebenden 
Bewirtschaftungseinheiten auch liegen. Für die 
Bestimmung der Risikogebiete gilt § 7 Absatz 2 
und 3 entsprechend. 
 
(5) Die Hochwasserrisiken sind bis zum 22. De-
zember 2011 zu bewerten. Die Bewertung ist nicht 
erforderlich, wenn die zuständigen Behörden vor 
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dem 22. Dezember 2010 
1. nach Durchführung einer Bewertung des Hoch-

wasserrisikos festgestellt haben, dass ein mögli-
ches signifikantes Risiko für ein Gebiet besteht 
oder als wahrscheinlich gelten kann und eine 
entsprechende Zuordnung des Gebietes erfolgt 
ist oder 

2. Gefahrenkarten und Risikokarten gemäß § 74 
sowie Risikomanagementpläne gemäß § 75 er-
stellt oder ihre Erstellung beschlossen haben. 

 
(6) Die Risikobewertung und die Bestimmung der 
Risikogebiete nach Absatz 1 sowie die Entschei-
dungen und Maßnahmen nach Absatz 5 Satz 2 sind 
bis zum 22. Dezember 2018 und danach alle sechs 
Jahre zu überprüfen und erforderlichenfalls zu ak-
tualisieren. Dabei ist den voraussichtlichen Aus-
wirkungen des Klimawandels auf das Hochwasser-
risiko Rechnung zu tragen. 
§ 74 Gefahrenkarten und Risikokarten 
(1) Die zuständigen Behörden erstellen für die Ri-
sikogebiete in den nach § 73 Absatz 3 maßgeben-
den Bewirtschaftungseinheiten Gefahrenkarten und 
Risikokarten in dem Maßstab, der hierfür am besten 
geeignet ist. 
 
(2) Gefahrenkarten erfassen die Gebiete, die bei 
folgenden Hochwasserereignissen überflutet wer-
den: 
1. Hochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit 

oder bei Extremereignissen, 
2. Hochwasser mit mittlerer Wahrscheinlichkeit 

(voraussichtliches Wiederkehrintervall mindes-
tens 100 Jahre), 

3. soweit erforderlich, Hochwasser mit hoher 
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Wahrscheinlichkeit. 
Die Erstellung von Gefahrenkarten für ausreichend 
geschützte Küstengebiete kann auf Gebiete nach 
Satz 1 Nummer 1 beschränkt werden. 
 
(3) Gefahrenkarten müssen jeweils für die Gebiete 
nach Absatz 2 Satz 1 Angaben enthalten 
1. zum Ausmaß der Überflutung, 
2. zur Wassertiefe oder, soweit erforderlich, zum 

Wasserstand, 
3. soweit erforderlich, zur Fließgeschwindigkeit 

oder zum für die Risikobewertung bedeutsamen 
Wasserabfluss. 

 
(4) Risikokarten erfassen mögliche nachteilige Fol-
gen der in Absatz 2 Satz 1 genannten Hochwasser-
ereignisse. Sie müssen die nach Artikel 6 Absatz 5 
der Richtlinie 2007/60/EG erforderlichen Angaben 
enthalten. 
 
(5) Die zuständigen Behörden haben vor der Er-
stellung von Gefahrenkarten und Risikokarten für 
Risikogebiete, die auch auf dem Gebiet anderer 
Länder oder anderer Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union liegen, mit deren zuständigen Behör-
den Informationen auszutauschen. Für den Infor-
mationsaustausch mit anderen Staaten gilt § 7 Ab-
satz 3 Nummer 2 entsprechend. 
 
(6) Die Gefahrenkarten und Risikokarten sind bis 
zum 22. Dezember 2013 zu erstellen. Satz 1 gilt 
nicht, wenn bis zum 22. Dezember 2010 vergleich-
bare Karten vorliegen, deren Informationsgehalt 
den Anforderungen der Absätze 2 bis 4 entspricht. 
Alle Karten sind bis zum 22. Dezember 2019 und 
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danach alle sechs Jahre zu überprüfen und erfor-
derlichenfalls zu aktualisieren. Dabei umfasst die 
Überprüfung der Karten nach Satz 2 zum 22. De-
zember 2019 auch ihre Übereinstimmung mit den 
Anforderungen der Absätze 2 und 4. 
§ 75 Risikomanagementpläne 
(1) Die zuständigen Behörden stellen für die Risi-
kogebiete auf der Grundlage der Gefahrenkarten 
und Risikokarten Risikomanagementpläne nach den 
Vorschriften der Absätze 2 bis 6 auf. § 7 Absatz 4 
Satz 1 gilt entsprechend. 
 
(2) Risikomanagementpläne dienen dazu, die 
nachteiligen Folgen, die an oberirdischen Gewäs-
sern mindestens von einem Hochwasser mit mittle-
rer Wahrscheinlichkeit und beim Schutz von Küs-
tengebieten mindestens von einem Extremereignis 
ausgehen, zu verringern, soweit dies möglich und 
verhältnismäßig ist. Die Pläne legen für die Risiko-
gebiete angemessene Ziele für das Risikomanage-
ment fest, insbesondere zur Verringerung mögli-
cher nachteiliger Hochwasserfolgen für die in § 73 
Absatz 1 Satz 2 genannten Schutzgüter und, soweit 
erforderlich, für nichtbauliche Maßnahmen der 
Hochwasservorsorge und für die Verminderung der 
Hochwasserwahrscheinlichkeit. 
 
(3) In die Risikomanagementpläne sind zur Errei-
chung der nach Absatz 2 festgelegten Ziele Maß-
nahmen aufzunehmen. Risikomanagementpläne 
müssen mindestens die im Anhang der Richtlinie 
2007/60/EG genannten Angaben enthalten und die 
Anforderungen nach Artikel 7 Absatz 3 Satz 2 bis 4 
dieser Richtlinie erfüllen. 
 

§ 82a Hochwasserschutzpläne, Kooperation in 
Flussgebietseinheiten 
(1) Die Wasserbehörde stellt die Hochwasser-
schutzpläne nach § 31d Abs. 1 WHG auf und aktu-
alisiert diese. Die Hochwasserschutzpläne sind im 
Thüringer Staatsanzeiger zu veröffentlichen. § 31d 
Abs. 3 Satz 2 WHG bleibt unberührt. 
 
(2) Die Wasserbehörden arbeiten beim Hochwas-
serschutz mit anderen Ländern und Staaten in den 
Flussgebietseinheiten (§ 31 Abs. 2) zusammen; sie 
stimmen insbesondere die Hochwasserschutzpläne, 
deren Aktualisierungen sowie die Schutzmaßnah-
men aufeinander ab. § 32 Abs. 1 Satz 2 WHG 
bleibt unberührt. 

 
 
§ 82a Abs. 1 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 75 Abs. 1 bis 4 und 6 
WHG. 
 
 
 
§ 82a Abs. 2 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 75 Abs. 5 WHG. 
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(4) Risikomanagementpläne dürfen keine Maß-
nahmen enthalten, die das Hochwasserrisiko für 
andere Länder und Staaten im selben Einzugsgebiet 
oder Teileinzugsgebiet erheblich erhöhen. Satz 1 
gilt nicht, wenn die Maßnahmen mit dem betroffe-
nen Land oder Staat koordiniert worden sind und 
im Rahmen des § 80 eine einvernehmliche Lösung 
gefunden worden ist. 
 
(5) Liegen die nach § 73 Absatz 3 maßgebenden 
Bewirtschaftungseinheiten vollständig auf deut-
schem Hoheitsgebiet, ist ein einziger Risikomana-
gementplan oder sind mehrere auf der Ebene der 
Flussgebietseinheit koordinierte Risikomanage-
mentpläne zu erstellen. Für die Koordinierung der 
Risikomanagementpläne mit anderen Staaten gilt § 
7 Absatz 3 entsprechend mit dem Ziel, einen einzi-
gen Risikomanagementplan oder mehrere auf der 
Ebene der Flussgebietseinheit koordinierte Pläne zu 
erstellen. Gelingt dies nicht, so ist auf eine mög-
lichst weitgehende Koordinierung nach Satz 2 hin-
zuwirken. 
 
(6) Die Risikomanagementpläne sind bis zum 22. 
Dezember 2015 zu erstellen. Satz 1 gilt nicht, wenn 
bis zum 22. Dezember 2010 vergleichbare Pläne 
vorliegen, deren Informationsgehalt den Anforde-
rungen der Absätze 2 bis 4 entspricht. Alle Pläne 
sind bis zum 22. Dezember 2021 und danach alle 
sechs Jahre unter Berücksichtigung der voraus-
sichtlichen Auswirkungen des Klimawandels auf 
das Hochwasserrisiko zu überprüfen und erforderli-
chenfalls zu aktualisieren. Dabei umfasst die Über-
prüfung der vergleichbaren Pläne im Sinne von 
Satz 2 zum 22. Dezember 2021 auch ihre Überein-
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stimmung mit den Anforderungen der Absätze 2 bis 
4. 
§ 76 Überschwemmungsgebiete an oberirdischen 
Gewässern 
(1) Überschwemmungsgebiete sind Gebiete zwi-
schen oberirdischen Gewässern und Deichen oder 
Hochufern und sonstige Gebiete, die bei Hochwas-
ser überschwemmt oder durchflossen oder die für 
Hochwasserentlastung oder Rückhaltung bean-
sprucht werden. Dies gilt nicht für Gebiete, die 
überwiegend von den Gezeiten beeinflusst sind, 
soweit durch Landesrecht nichts anderes bestimmt 
ist. 
 
(2) Die Landesregierung setzt durch Rechtsverord-
nung 
1. innerhalb der Risikogebiete oder der nach § 73 

Absatz 5 Satz 2 Nummer 1 zugeordneten Ge-
biete mindestens die Gebiete, in denen ein 
Hochwasserereignis statistisch einmal in 100 
Jahren zu erwarten ist, und 

2. die zur Hochwasserentlastung und Rückhaltung 
beanspruchten Gebiete  

als Überschwemmungsgebiete fest. Gebiete nach 
Satz 1 Nummer 1 sind bis zum 22. Dezember 2013 
festzusetzen. Die Festsetzungen sind an neue Er-
kenntnisse anzupassen. Die Landesregierung kann 
die Ermächtigung nach Satz 1 durch Rechtsverord-
nung auf andere Landesbehörden übertragen. 
 
(3) Noch nicht nach Absatz 2 festgesetzte Über-
schwemmungsgebiete sind zu ermitteln, in Karten-
form darzustellen und vorläufig zu sichern. 
 
(4) Die Öffentlichkeit ist über die vorgesehene 

§ 80 Überschwemmungsgebiete 
(1) Die Wasserbehörde informiert die zuständigen 
staatlichen Stellen und die Bevölkerung in von 
Hochwasser betroffenen Gebieten über Hochwas-
sergefahren, geeignete Vorsorgemaßnahmen und 
Verhaltensregeln. 
 
(2) Die Wasserbehörde bestimmt durch Rechtsver-
ordnung die Gewässer oder Gewässerabschnitte, 
bei denen durch Hochwasser nicht nur geringfügige 
Schäden entstanden oder zu erwarten sind. Die 
Rechtsverordnung ist anzupassen, wenn neuere 
Erkenntnisse über Hochwassergefahren dies erfor-
dern. 
 
(3) Die Wasserbehörde setzt für Gewässer oder 
Gewässerabschnitte, bei denen durch Hochwasser 
nicht nur geringfügige Schäden entstanden oder zu 
erwarten sind, durch Rechtsverordnung das Über-
schwemmungsgebiet fest. Bei der Festsetzung sind 
mindestens die Gebiete zu berücksichtigen, in den 
statistisch einmal in 100 Jahren ein Hochwasserer-
eignis zu erwarten ist. 
 
(4) Auf die nach bisherigem Recht festgelegten 
Hochwassergebiete und Überschwemmungsgebiete 
finden die für Überschwemmungsgebiete im Sinne 
von § 31b Abs. 2 Satz 3 und 4 WHG geltenden 
Bestimmungen entsprechende Anwendung. Das 
Gleiche gilt für das in Arbeitskarten der Wasserbe-
hörde dargestellte Gebiet, das bei Hochwasser 
überschwemmt wird, bis längstens 10. Mai 2012. 
 

 
§ 80 Abs. 1 ist weiter anwendbar. Es handelt sich 
um eine landesrechtliche Vorschrift im Sinne von 
§ 79 Abs. 2 WHG. 
 
 
 
§ 80 Abs. 2 ist nicht weiter anwendbar, da Risiko-
gebiete durch § 73 Abs. 1 WHG geregelt sind. 
 
 
 
 
 
 
§ 80 Abs. 3 ist als Zuständigkeitsbestimmung wei-
ter anwendbar. Materiell-rechtlich ist § 76 Abs. 2 
WHG anwendbar. 
 
 
 
 
 
 
§ 80 Abs. 4 Satz 1 bleibt für Hochwassergebiete 
weiter anwendbar. Für Überschwemmungsgebiete 
gilt § 106 Abs. 3 WHG. In Arbeitskarten 
dargestellte Hochwassergebiete können nur noch 
nach § 76 Abs. 3 WHG gesichert werden. 
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Festsetzung von Überschwemmungsgebieten zu 
informieren; ihr ist Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben. Sie ist über die festgesetzten und vorläu-
fig gesicherten Gebiete einschließlich der in ihnen 
geltenden Schutzbestimmungen sowie über die 
Maßnahmen zur Vermeidung von nachteiligen 
Hochwasserfolgen zu informieren. 

(5) Die Rechtsverordnungen nach Absatz 3 können 
für landwirtschaftlich genutzte und sonstige Flä-
chen Bestimmungen 
1. zur zeitlichen Begrenzung des Einsatzes von 

Dünge- und Pflanzenschutzmitteln über die gute 
fachliche Praxis der landwirtschaftlichen Bo-
dennutzung hinaus, 

2. zum Bewuchs mit ausgesäten Kulturpflanzen im 
Uferbereich nach § 78 Abs. 2 Satz 1 und 

3. zur Lagerung und Ablagerung von 
nichtauftriebssicheren Gegenständen, 
abschwemmbaren Stoffen und Materialien, die 
den Hochwasserabfluss behindern können 

enthalten, die mögliche Erosionen oder erheblich 
nachteilige Auswirkungen auf Gewässer, insbeson-
dere durch Schadstoffeinträge, vermeiden oder 
verringern. § 82 bleibt davon unberührt. 

§ 80 Abs. 5 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 78 Abs. 5 WHG. 

 § 80a Vorläufige Sicherung; überschwem-
mungsgefährdete Gebiete 
(1) Die Wasserbehörde hat Überschwemmungsge-
biete nach § 31b Abs. 2 Satz 3 und 4 WHG, die 
noch nicht nach § 80 Abs. 3 festgesetzt sind, zu 
ermitteln und in Kartenform darzustellen. Diese 
Überschwemmungsgebiete gelten als vorläufig 
gesichert im Sinne von § 31b Abs. 5 WHG. 
 
(2) Überschwemmungsgefährdete Gebiete im Sinne 
des § 31c Abs. 1 Satz WHG, in denen durch Über-
schwemmungen erhebliche Beeinträchtigungen des 
Wohls der Allgemeinheit entstehen können, sind 
von der Wasserbehörde zu ermitteln und in Karten-
form darzustellen. 

 
 
§ 80a Abs. 1 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 76 Abs. 3 WHG. 
 
 
 
 
 
§ 80a Abs. 2 ist nicht weiter anwendbar, da die 
§§ 73 ff. WHG für die Hochwasserrisiken eine 
abschließende Regelung treffen.  

§ 77 Rückhalteflächen 
Überschwemmungsgebiete im Sinne des § 76 sind 
in ihrer Funktion als Rückhalteflächen zu erhalten. 
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Soweit überwiegende Gründe des Wohls der All-
gemeinheit dem entgegenstehen, sind rechtzeitig 
die notwendigen Ausgleichsmaßnahmen zu treffen. 
Frühere Überschwemmungsgebiete, die als Rück-
halteflächen geeignet sind, sollen so weit wie mög-
lich wiederhergestellt werden, wenn überwiegende 
Gründe des Wohls der Allgemeinheit dem nicht 
entgegenstehen. 
§ 78 Besondere Schutzvorschriften für festge-
setzte Überschwemmungsgebiete 
(1) In festgesetzten Überschwemmungsgebieten ist 
untersagt: 
1. die Ausweisung von neuen Baugebieten in Bau-

leitplänen oder sonstigen Satzungen nach dem 
Baugesetzbuch, ausgenommen Bauleitpläne für 
Häfen und Werften, 

2. die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anla-
gen nach den §§ 30, 33, 34 und 35 des Bauge-
setzbuchs, 

3. die Errichtung von Mauern, Wällen oder ähnli-
chen Anlagen quer zur Fließrichtung des Was-
sers bei Überschwemmungen, 

4. das Aufbringen und Ablagern von wassergefähr-
denden Stoffen auf dem Boden, es sei denn, die 
Stoffe dürfen im Rahmen einer ordnungsgemä-
ßen Land- und Forstwirtschaft eingesetzt wer-
den, 

5. die nicht nur kurzfristige Ablagerung von Ge-
genständen, die den Wasserabfluss behindern 
können oder die fortgeschwemmt werden kön-
nen, 

6. das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche, 
7. das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzun-

gen, soweit diese den Zielen des vorsorgenden 
Hochwasserschutzes gemäß § 6 Absatz 1 Satz 1 

§ 81 Genehmigung in Überschwemmungsgebie-
ten 
(1) In Überschwemmungsgebieten bedürfen 
1. das Umbrechen von Grünland zum Zwecke der 

Nutzungsänderung, 
2. das Lagern, Umschlagen, Abfüllen, Herstellen, 

Behandeln oder die sonstige Verwendung von 
wassergefährdenden Stoffen,  

3. die Erhöhung oder Vertiefung der Erdoberfläche 
und 

4. das Anlegen, Erweitern oder Beseitigen von 
Baum- oder Strauchpflanzungen 

der Genehmigung durch die Wasserbehörde. Satz 1 
Nr. 2 gilt nicht für die Verwendung wassergefähr-
dender Stoffe im Zusammenhang mit Maßnahmen 
der Landwirtschaft, die den Grundsätzen der guten 
fachlichen Praxis entsprechen. Die Genehmigung 
darf nur erteilt werden, wenn im Einzelfall  
1. das Vorhaben die Hochwasserrückhaltung nicht 

oder nur unwesentlich beeinträchtigt und der 
Verlust von verloren gehendem Rückhalteraum 
zeitgleich ausgeglichen wird, 

2. das Vorhaben den Wasserstand und den Abfluss 
bei Hochwasser nicht nachteilig verändert, 

3. das Vorhaben den bestehenden Hochwasser-
schutz nicht beeinträchtigt, 

4. das Vorhaben hochwasserangepasst ausgeführt 

 
 
§ 81 Abs. 1 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 78 Abs. 1 und Abs. 4 
WHG. 
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Nummer 6 und § 75 Absatz 2 entgegenstehen, 
8. die Umwandlung von Grünland in Ackerland, 
9. die Umwandlung von Auwald in eine andere 

Nutzungsart. 
Satz 1 gilt nicht für Maßnahmen des Gewässeraus-
baus, des Baus von Deichen und Dämmen, der 
Gewässer- und Deichunterhaltung, des Hochwas-
serschutzes sowie für Handlungen, die für den Be-
trieb von zugelassenen Anlagen oder im Rahmen 
zugelassener Gewässerbenutzungen erforderlich 
sind. 
 
(2) Die zuständige Behörde kann abweichend von 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 die Ausweisung neuer 
Baugebiete ausnahmsweise zulassen, wenn 
1. keine anderen Möglichkeiten der Siedlungsent-

wicklung bestehen oder geschaffen werden kön-
nen, 

2. das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an 
ein bestehendes Baugebiet angrenzt, 

3. eine Gefährdung von Leben oder erhebliche 
Gesundheits- oder Sachschäden nicht zu erwar-
ten sind, 

4. der Hochwasserabfluss und die Höhe des Was-
serstandes nicht nachteilig beeinflusst werden, 

5. die Hochwasserrückhaltung nicht beeinträchtigt 
und der Verlust von verloren gehendem Rück-
halteraum umfang-, funktions- und zeitgleich 
ausgeglichen wird, 

6. der bestehende Hochwasserschutz nicht beein-
trächtigt wird, 

7. keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger 
und Unterlieger zu erwarten sind, 

8. die Belange der Hochwasservorsorge beachtet 
sind und 

wird, 
5. durch das Vorhaben eine Beeinträchtigung der 

Gewässergüte nicht zu besorgen ist, 
6. Störungen der Wasserversorgung und der 

Abwasserbeseitigung so weit wie möglich ver-
mieden werden und 

7. der Verwirklichung des Vorhabens auch sons-
tige Belange des Wasserhaushalts nicht entge-
genstehen 

oder die nachteiligen Auswirkungen durch Aufla-
gen oder Bedingungen ausgeglichen werden kön-
nen. 
 
(2) Einer Genehmigung nach Absatz 1 Satz 1 be-
darf es nicht, wenn eine sonstige Zulassung auf-
grund des Wasserhaushaltsgesetzes oder nach die-
sem Gesetz erforderlich ist. Entscheidungen nach 
sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften erset-
zen die Genehmigung, wenn sie im Einvernehmen 
mit der Wasserbehörde ergehen. Die Anforderun-
gen des Absatzes 1 Satz 3 sind jeweils entspre-
chend anzuwenden. Das Einvernehmenserfordernis 
des Satzes 2 gilt nicht für Planfeststellungen und 
Plangenehmigungen. 
 
§ 82 Zusätzliche Maßnahmen in Überschwem-
mungsgebieten 
Für Überschwemmungsgebiete kann die Wasserbe-
hörde 
1. zum Erhalt oder zur Verbesserung der ökologi-

schen Strukturen der Gewässer und ihrer Über-
flutungsflächen, 

2. zur Verhinderung erosionsfördernder Maßnah-
men, 

3. zum Erhalt oder zur Gewinnung, insbesondere 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 81 Abs. 2 ist nicht weiter anwendbar, da Abs. 1 
nicht mehr anwendbar ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 82 ist nicht weiter anwendbar, da durch Bundes-
recht geregelt, § 78 Abs. 5 WHG. 
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9. die Bauvorhaben so errichtet werden, dass bei 
dem Bemessungshochwasser, das der Festset-
zung des Überschwemmungsgebietes zugrunde 
liegt, keine baulichen Schäden zu erwarten sind. 

 
(3) Die zuständige Behörde kann abweichend von 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 die Errichtung oder 
Erweiterung einer baulichen Anlage genehmigen, 
wenn im Einzelfall das Vorhaben 
1. die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur un-

wesentlich beeinträchtigt und der Verlust von 
verloren gehendem Rückhalteraum zeitgleich 
ausgeglichen wird, 

2. den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwas-
ser nicht nachteilig verändert, 

3. den bestehenden Hochwasserschutz nicht beein-
trächtigt und 

4. hochwasserangepasst ausgeführt wird 
oder wenn die nachteiligen Auswirkungen durch 
Nebenbestimmungen ausgeglichen werden können. 
Bei der Festsetzung nach § 76 Absatz 2 kann die 
Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen 
auch allgemein zugelassen werden, wenn sie 
1. in gemäß Absatz 2 neu ausgewiesenen Gebieten 

nach § 30 des Baugesetzbuchs den Vorgaben 
des 

2. Bebauungsplans entsprechen oder 
3. ihrer Bauart nach so beschaffen sind, dass die 

Einhaltung der Voraussetzungen des Satzes 1 
gewährleistet ist. 

In den Fällen des Satzes 2 bedarf das Vorhaben 
einer Anzeige. 
 
(4) Die zuständige Behörde kann Maßnahmen nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 9 zulassen, wenn 

Rückgewinnung, von Rückhalteflächen, 
4. zur Sicherung des Hochwasserabflusses oder 
5. zur Vermeidung und Verminderung von Schä-

den durch Hochwasser 
in einer Rechtsverordnung nach § 80 Abs. 3 ver-
ordnen oder durch Verwaltungsakt anordnen, dass 
Hindernisse oder bauliche Anlagen beseitigt wer-
den, Maßnahmen zur Verhütung von Auflandungen 
getroffen und Vertiefungen eingeebnet werden. 
Durch Verwaltungsakt kann auch angeordnet wer-
den, dass die Nutzungsart oder Nutzungsintensität 
von Grundstücken beibehalten oder geändert wird. 
Stellt die Anordnung eine Enteignung dar, ist dafür 
Entschädigung zu leisten. Dies gilt nicht, wenn der 
im Zeitpunkt der Anordnung bestehende Zustand 
rechtswidrig herbeigeführt wurde. 
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1. Belange des Wohls der Allgemeinheit dem nicht 
entgegenstehen, der Hochwasserabfluss und die 
Hochwasserrückhaltung nicht wesentlich beein-
trächtigt werden und 

2. eine Gefährdung von Leben oder erhebliche 
Gesundheits- oder Sachschäden nicht zu be-
fürchten sind  

oder die nachteiligen Auswirkungen ausgeglichen 
werden können. Die Zulassung kann, auch nach-
träglich, mit Nebenbestimmungen versehen oder 
widerrufen werden. In der Rechtsverordnung nach 
§ 76 Absatz 2 können Maßnahmen nach Absatz 1 
Satz 1 Nummer 3 bis 9 auch allgemein zugelassen 
werden. 
 
(5) In der Rechtsverordnung nach § 76 Absatz 2 
sind weitere Maßnahmen zu bestimmen oder Vor-
schriften zu erlassen, soweit dies erforderlich ist 
1. zum Erhalt oder zur Verbesserung der ökologi-

schen Strukturen der Gewässer und ihrer Über-
flutungsflächen, 

2. zur Vermeidung oder Verringerung von Erosion 
oder von erheblich nachteiligen Auswirkungen 
auf Gewässer, die insbesondere von landwirt-
schaftlich genutzten Flächen ausgehen, 

3. zum Erhalt oder zur Gewinnung, insbesondere 
Rückgewinnung von Rückhalteflächen, 

4. zur Regelung des Hochwasserabflusses, 
5. zum hochwasserangepassten Umgang mit was-

sergefährdenden Stoffen, einschließlich der 
hochwassersicheren Errichtung neuer und Nach-
rüstung vorhandener Heizölverbraucheranlagen 
sowie des Verbots der Errichtung neuer Heizöl-
verbraucheranlagen, 

6. zur Vermeidung von Störungen der Wasserver-
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sorgung und der Abwasserbeseitigung.  
Werden bei der Rückgewinnung von Rückhalteflä-
chen Anordnungen getroffen, die erhöhte Anforde-
rungen an die ordnungsgemäße land- oder forst-
wirtschaftliche Nutzung eines Grundstücks festset-
zen, so gilt § 52 Absatz 5 entsprechend. 
 
(6) Für nach § 76 Absatz 3 ermittelte, in Karten-
form dargestellte und vorläufig gesicherte Gebiete 
gelten die Absätze 1 bis 5 entsprechend. 
§ 79 Information und aktive Beteiligung 
(1) Die zuständigen Behörden veröffentlichen die 
Bewertung nach § 73 Absatz 1, die Gefahrenkarten 
und Risikokarten nach § 74 Absatz 1 und die Risi-
komanagementpläne nach § 75 Absatz 1. Sie för-
dern eine aktive Beteiligung der interessierten 
Stellen bei der Aufstellung, Überprüfung und Aktu-
alisierung der Risikomanagementpläne nach § 75 
und koordinieren diese mit den Maßnahmen nach § 
83 Absatz 4 und § 85. 
 
(2) Wie die zuständigen staatlichen Stellen und die 
Öffentlichkeit in den betroffenen Gebieten im Üb-
rigen über Hochwassergefahren, geeignete Vorsor-
gemaßnahmen und Verhaltensregeln informiert und 
vor zu erwartendem Hochwasser rechtzeitig ge-
warnt werden, richtet sich nach den landesrechtli-
chen Vorschriften. 

  

§ 80 Koordinierung 
(1) Gefahrenkarten und Risikokarten sind so zu 
erstellen, dass die darin dargestellten Informationen 
vereinbar sind mit den nach der Richtlinie 
2000/60/EG vorgelegten relevanten Angaben, ins-
besondere nach Artikel 5 Absatz 1 in Verbindung 
mit Anhang II dieser Richtlinie. Die Informationen 
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sollen mit den in Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 
2000/60/EG vorgesehenen Überprüfungen abge-
stimmt werden; sie können in diese einbezogen 
werden. 
 
(2) Die zuständigen Behörden koordinieren die 
Erstellung und die nach § 75 Absatz 6 Satz 3 erfor-
derliche Aktualisierung der Risikomanagement-
pläne mit den Bewirtschaftungsplänen nach § 83. 
Die Risikomanagementpläne können in die Bewirt-
schaftungspläne einbezogen werden. 
§ 81 Vermittlung durch die Bundesregierung 
Können sich die Länder bei der Zusammenarbeit im 
Rahmen dieses Abschnitts über eine Maßnahme des 
Hochwasserschutzes nicht einigen, vermittelt die 
Bundesregierung auf Antrag eines Landes zwischen 
den beteiligten Ländern. 

  

Abschnitt 7 
Wasserwirtschaftliche Planung und Dokumenta-

tion 

  

§ 82 Maßnahmenprogramm 
(1) Für jede Flussgebietseinheit ist nach Maßgabe 
der Absätze 2 bis 6 ein Maßnahmenprogramm auf-
zustellen, um die Bewirtschaftungsziele nach Maß-
gabe der §§ 27 bis 31, 44 und 47 zu erreichen. Die 
Ziele der Raumordnung sind zu beachten; die 
Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raum-
ordnung sind zu berücksichtigen. 
 
(2) In das Maßnahmenprogramm sind grundlegende 
und, soweit erforderlich, ergänzende Maßnahmen 
aufzunehmen; dabei ist eine in Bezug auf die Was-
sernutzung kosteneffiziente Kombination der Maß-
nahmen vorzusehen. 
 

§ 32 Maßnahmenprogramm und Bewirtschaf-
tungsplan 
(1) Für jede der in § 31 Abs. 2 genannten Flussge-
bietseinheiten sind ein Maßnahmenprogramm und 
ein Bewirtschaftungsplan aufzustellen. Für die 
Teilbereiche der Flussgebietseinheiten, die sich auf 
dem Gebiet des Landes befinden, erstellt die Lan-
desanstalt für Umwelt und Geologie Beiträge für 
die Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungs-
pläne. Das für Wasserwirtschaft zuständige Minis-
terium koordiniert diese Beiträge mit den übrigen 
an der Flussgebietseinheit beteiligten Ländern. Bei 
den Flussgebietseinheiten Elbe und Rhein, die auch 
im Hoheitsgebiet anderer Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Union liegen, koordiniert es die 

§ 32 ist hinsichtlich seiner materiellen Inhalte nicht 
weiter anwendbar, da insoweit durch Bundesrecht 
geregelt, §§ 82 bis 84 WHG. Die Aufgabenzuwei-
sungen bleiben als ergänzende landesrechtliche 
Bestimmungen anwendbar. 
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(3) Grundlegende Maßnahmen sind alle in Artikel 
11 Absatz 3 der Richtlinie 2000/60/EG bezeichne-
ten Maßnahmen, die der Erreichung der Bewirt-
schaftungsziele nach Maßgabe der §§ 27 bis 31, 44 
und 47 dienen oder zur Erreichung dieser Ziele 
beitragen. 
 
(4) Ergänzende Maßnahmen, insbesondere im 
Sinne von Artikel 11 Absatz 4 in Verbindung mit 
Anhang VI Teil B der Richtlinie 2000/60/EG, wer-
den zusätzlich zu den grundlegenden Maßnahmen 
in das Maßnahmenprogramm aufgenommen, soweit 
dies erforderlich ist, um die Bewirtschaftungsziele 
nach Maßgabe der §§ 27 bis 31, 44 und 47 zu errei-
chen. Ergänzende Maßnahmen können auch getrof-
fen werden, um einen weitergehenden Schutz der 
Gewässer zu erreichen. 
 
(5) Ergibt sich aus der Überwachung oder aus 
sonstigen Erkenntnissen, dass die Bewirtschaf-
tungsziele nach Maßgabe der §§ 27 bis 31, 44 und 
47 nicht erreicht werden können, so sind die Ursa-
chen hierfür zu untersuchen, die Zulassungen für 
Gewässerbenutzungen und die Überwachungspro-
gramme zu überprüfen und gegebenenfalls anzu-
passen sowie nachträglich erforderliche Zusatz-
maßnahmen in das Maßnahmenprogramm aufzu-
nehmen. 
 
(6) Grundlegende Maßnahmen nach Absatz 3 dür-
fen nicht zu einer zusätzlichen Verschmutzung der 
oberirdischen Gewässer, der Küstengewässer oder 
des Meeres führen, es sei denn, ihre Durchführung 
würde sich insgesamt günstiger auf die Umwelt 
auswirken. Die zuständige Behörde kann im Rah-

Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne 
mit den zuständigen Behörden dieser Staaten. Bei 
der Flussgebietseinheit Rhein, die auch in Staaten 
liegt, die nicht Mitglied in der Europäischen Union 
sind, bemüht es sich außerdem, die Maßnahmen-
programme und Bewirtschaftungspläne mit diesen 
Staaten zu koordinieren. Die Koordination erfolgt 
im Benehmen und, soweit auch Verwaltungskom-
petenzen des Bundes berührt sind, im Einverneh-
men mit den zuständigen Bundesbehörden. In den 
Fällen der Sätze 4 und 5 ist das Einvernehmen der 
zuständigen Bundesbehörden auch erforderlich, 
soweit die Pflege der Beziehungen zu auswärtigen 
Staaten nach Artikel 32 des Grundgesetzes berührt 
ist. 
 
(2) Das für Wasserwirtschaft zuständige Ministe-
rium kann die Koordination der Maßnahmenpro-
gramme und Bewirtschaftungspläne durch Ver-
waltungsvereinbarung mit den übrigen an der 
Flussgebietseinheit beteiligten Ländern und Staaten 
regeln. 
 
(3) Die Maßnahmenprogramme sind bis zum 22. 
Dezember 2009 aufzustellen. Das Verfahren hierfür 
muss den Anforderungen an die Durchführung 
einer Strategischen Umweltprüfung nach dem Thü-
ringer UVP-Gesetz (ThürUVPG) vom 20. Juli 2007 
(GVBl. S. 85) in der jeweils geltenden Fassung ent-
sprechen. Die danach notwendigen Verfahrens-
schritte sollen soweit wie möglich mit den nach 
dem Thüringer UVP-Gesetz und den nach § 33 zur 
Aufstellung von Bewirtschaftungsplänen erforderli-
chen Verfahrensschritten verbunden werden. Die 
Teilbereiche der Maßnahmenprogramme, die das 



Aktuelle bundesrechtliche Regelung Aktuelle landesrechtliche Regelung Hinweise 
 

 110 

men der §§ 47 und 48 auch die in Artikel 11 Absatz 
3 Buchstabe j der Richtlinie 2000/60/EG genannten 
Einleitungen in das Grundwasser zulassen. 

Gebiet des Landes betreffen, werden von dem für 
Wasserwirtschaft zuständigen Ministerium durch 
Verwaltungsvorschrift für verbindlich erklärt. Sie 
sind im Thüringer Staatsanzeiger zu veröffentli-
chen. Die im Maßnahmenprogramm enthaltenen 
Maßnahmen sind bis zum 22. Dezember 2012 
durchzuführen. Neue oder im Rahmen eines aktua-
lisierten Programms geänderte Maßnahmen sind 
innerhalb von drei Jahren, nachdem sie aufgenom-
men wurden, durchzuführen. Die Maßnahmenpro-
gramme sind erstmals bis zum 22. Dezember 2015 
sowie anschließend alle sechs Jahre zu überprüfen 
und, soweit erforderlich, zu aktualisieren. 
 
(4) Die Bewirtschaftungspläne sind bis 22. Dezem-
ber 2009 zu veröffentlichen. Sie enthalten die in 
Anlage 3 genannten Angaben. Für die Teilbereiche 
der Bewirtschaftungspläne, die das Gebiet des Lan-
des betreffen, gilt Absatz 3 Satz 4 und 5 entspre-
chend. Die Bewirtschaftungspläne sind erstmals bis 
zum 22. Dezember 2015 sowie anschließend alle 
sechs Jahre zu überprüfen und, soweit erforderlich, 
zu aktualisieren. 

§ 83 Bewirtschaftungsplan 
(1) Für jede Flussgebietseinheit ist nach Maßgabe 
der Absätze 2 bis 4 ein Bewirtschaftungsplan auf-
zustellen. 
 
(2) Der Bewirtschaftungsplan muss die in Artikel 
13 Absatz 4 in Verbindung mit Anhang VII der 
Richtlinie 2000/60/EG genannten Informationen 
enthalten. Darüber hinaus sind in den Bewirtschaf-
tungsplan aufzunehmen: 
1. die Einstufung oberirdischer Gewässer als 

künstlich oder erheblich verändert nach § 28 und 
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die Gründe hierfür, 
2. die nach § 29 Absatz 2 bis 4, den §§ 44 und 47 

Absatz 2 Satz 2 gewährten Fristverlängerungen 
und die Gründe hierfür, eine Zusammenfassung 
der Maßnahmen, die zur Erreichung der Bewirt-
schaftungsziele innerhalb der verlängerten Frist 
erforderlich sind und der Zeitplan hierfür sowie 
die Gründe für jede erhebliche Verzögerung bei 
der Umsetzung der Maßnahmen, 

3. abweichende Bewirtschaftungsziele und 
Ausnahmen nach den §§ 30, 31 Absatz 2, den 
§§ 44 und 47 Absatz 3 und die Gründe hierfür, 

4. die Bedingungen und Kriterien für die Geltend-
machung von Umständen für vorübergehende 
Verschlechterungen nach § 31 Absatz 1, den §§ 
44 und 47 Absatz 3 Satz 1, die Auswirkungen 
der Umstände, auf denen die Verschlechterun-
gen beruhen, sowie die Maßnahmen zur Wie-
derherstellung des vorherigen Zustands. 

 
(3) Der Bewirtschaftungsplan kann durch detail-
liertere Programme und Bewirtschaftungspläne für 
Teileinzugsgebiete, für bestimmte Sektoren und 
Aspekte der Gewässerbewirtschaftung sowie für 
bestimmte Gewässertypen ergänzt werden. Ein 
Verzeichnis sowie eine Zusammenfassung dieser 
Programme und Pläne sind in den Bewirtschaf-
tungsplan aufzunehmen. 
 
(4) Die zuständige Behörde veröffentlicht 
1. spätestens drei Jahre vor Beginn des Zeitraums, 

auf den sich der Bewirtschaftungsplan bezieht, 
einen Zeitplan und ein Arbeitsprogramm für 
seine Aufstellung sowie Angaben zu den vorge-
sehenen Maßnahmen zur Information und Anhö-
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rung der Öffentlichkeit, 
2. spätestens zwei Jahre vor Beginn des Zeitraums, 

auf den sich der Bewirtschaftungsplan bezieht, 
einen Überblick über die für das Einzugsgebiet 
festgestellten wichtigen Fragen der Gewässer-
bewirtschaftung,  

3. spätestens ein Jahr vor Beginn des Zeitraums, 
auf den sich der Bewirtschaftungsplan bezieht, 
einen Entwurf des Bewirtschaftungsplans.  

Innerhalb von sechs Monaten nach der Veröffentli-
chung kann jede Person bei der zuständigen Be-
hörde zu den in Satz 1 bezeichneten Unterlagen 
schriftlich Stellung nehmen; hierauf ist in der Ver-
öffentlichung hinzuweisen. Auf Antrag ist Zugang 
zu den bei der Aufstellung des Bewirtschaftungs-
plans herangezogenen Hintergrunddokumenten und 
-informationen zu gewähren. Die Sätze 1 bis 3 gel-
ten auch für aktualisierende Bewirtschaftungspläne. 
§ 84 Fristen für Maßnahmenprogramme und 
Bewirtschaftungspläne 
(1) Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungs-
pläne, die nach Maßgabe des Landesrechts vor dem 
1. März 2010 aufzustellen waren, sind erstmals bis 
zum 22. Dezember 2015 sowie anschließend alle 
sechs Jahre zu überprüfen und, soweit erforderlich, 
zu aktualisieren. 
 
(2) Die im Maßnahmenprogramm aufgeführten 
Maßnahmen sind bis zum 22. Dezember 2012 
durchzuführen. Neue oder im Rahmen eines aktua-
lisierten Programms geänderte Maßnahmen sind 
innerhalb von drei Jahren durchzuführen, nachdem 
sie in das Programm aufgenommen worden sind. 

  

§ 85 Aktive Beteiligung interessierter Stellen 
Die zuständigen Behörden fördern die aktive Be-

§ 33 Information und Anhörung der Öffentlich-
keit bei der Erstellung des Bewirtschaftungs-

§ 33 ist hinsichtlich seiner materiellen Inhalte nicht 
weiter anwendbar, da insoweit durch Bundesrecht 
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teiligung aller interessierten Stellen an der Auf-
stellung, Überprüfung und Aktualisierung der 
Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungs-
pläne. 

plans 
(1) Das für Wasserwirtschaft zuständige Ministe-
rium veröffentlicht spätestens drei Jahre vor Beginn 
des Zeitraums, auf den sich der jeweilige Bewirt-
schaftungsplan bezieht, den Zeitplan, das Arbeits-
programm für die Erstellung des Bewirtschaftungs-
plans und die zu treffenden Anhörungsmaßnahmen. 
 
(2) Das für Wasserwirtschaft zuständige Ministe-
rium veröffentlicht spätestens zwei Jahre vor Be-
ginn des Zeitraums, auf den sich der Bewirtschaf-
tungsplan bezieht, einen Überblick über die für die 
Flussgebietseinheit festgestellten wichtigen Was-
serbewirtschaftungsfragen. 
 
(3) Das für Wasserwirtschaft zuständige Ministe-
rium veröffentlicht den Entwurf des Bewirtschaf-
tungsplans spätestens ein Jahr vor Beginn des 
Zeitraums, auf den sich der Plan bezieht. Auf An-
trag wird von der Landesanstalt  für Umwelt und 
Geologie auch Zugang zu Hintergrunddokumenten 
und –informationen, die bei der Erstellung des 
Bewirtschaftungsplanentwurfs herangezogen wur-
den, nach den Bestimmungen des Thüringer Um-
weltinformationsgesetzes (ThürUIG) vom 10. Ok-
tober 2006 (GVBl. S. 513) in der jeweils geltenden 
Fassung gewährt; § 12 ThürUIG findet keine An-
wendung. 
 
(4) Innerhalb von sechs Monaten nach ihrer Veröf-
fentlichung kann jedermann zu den Vorhaben nach 
den Absätzen 1 bis 3 schriftlich oder zur Nieder-
schrift bei der Landesanstalt für Umwelt und Geo-
logie Stellung nehmen. 
 

geregelt, § 83 Abs. 4 WHG für § 33 Abs. 1 bis 4 
und § 85 WHG für § 33 Abs. 5 WHG. Die Aufga-
benzuweisung bleibt als ergänzende landesrechtli-
che Bestimmung weiter anwendbar. 
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(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für zu aktuali-
sierende Bewirtschaftungspläne nach § 32 Abs. 4 
Satz 4. 
 
(6) Neben den Aufgaben nach den Absätzen 1 bis 5 
fördert das für Wasserwirtschaft zuständige Mi-
nisterium im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit die 
aktive Beteiligung aller interessierten Kreise insbe-
sondere an der Aufstellung, Überprüfung und Ak-
tualisierung der Bewirtschaftungspläne. 

 § 34 Verzeichnis der Schutzgebiete 
(1) Die zuständige Wasserbehörde führt ein oder 
mehrere Verzeichnisse aller Schutzgebiete nach 
Anlage 4 innerhalb der Flussgebietseinheiten, die 
nach gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften zum 
Schutz von oberirdischen Gewässern und des 
Grundwassers oder zur Erhaltung von unmittelbar 
von Gewässern abhängigen Lebensräumen und 
Arten festgesetzt worden sind oder festgesetzt wer-
den sollen. 
 
(2) Ein Verzeichnis enthält alle Gewässer, die für 
die Entnahme von Wasser für den menschlichen 
Gebrauch genutzt werden oder die für eine solche 
Nutzung künftig vorgesehen sind. Jedes Verzeich-
nis ist regelmäßig, mindestens aber alle drei Jahre, 
zu überarbeiten und zu aktualisieren. 
 
(3) Die Verzeichnisse sind spätestens zum 22. De-
zember 2004 fertig zu stellen. 

§ 34 ist weiter anwendbar, da durch Bundrecht 
nicht geregelt. 

§ 86 Veränderungssperre zur Sicherung von 
Planungen 
(1) Zur Sicherung von Planungen für 
1. dem Wohl der Allgemeinheit dienende Vorha-

ben der Wassergewinnung oder Wasserspeiche-
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rung, der Abwasserbeseitigung, der Wasseran-
reicherung, der Wasserkraftnutzung, der Bewäs-
serung, des Hochwasserschutzes oder des Ge-
wässerausbaus, 

2. Vorhaben nach dem Maßnahmenprogramm 
nach § 82  

kann die Landesregierung durch Rechtsverordnung 
Planungsgebiete festlegen, auf deren Flächen we-
sentlich wertsteigernde oder die Durchführung des 
geplanten Vorhabens erheblich erschwerende Ver-
änderungen nicht vorgenommen werden dürfen 
(Veränderungssperre). Sie kann die Ermächtigung 
nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf andere 
Landesbehörden übertragen. 
 
(2) Veränderungen, die in rechtlich zulässiger 
Weise vorher begonnen worden sind, Unterhal-
tungsarbeiten und die Fortführung einer bisher aus-
geübten Nutzung werden von der Veränderungs-
sperre nicht berührt. 
 
(3) Die Veränderungssperre tritt drei Jahre nach 
ihrem Inkrafttreten außer Kraft, sofern die Rechts-
verordnung nach Absatz 1 Satz 1 keinen früheren 
Zeitpunkt bestimmt. Die Frist von drei Jahren kann, 
wenn besondere Umstände es erfordern, durch 
Rechtsverordnung um höchstens ein Jahr verlängert 
werden. Die Veränderungssperre ist vor Ablauf der 
Frist nach Satz 1 oder Satz 2 außer Kraft zu setzen, 
sobald und soweit die Voraussetzungen für ihren 
Erlass weggefallen sind. 
 
(4) Von der Veränderungssperre können Ausnah-
men zugelassen werden, wenn dem keine überwie-
genden öffentlichen Belange entgegenstehen. 
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§ 87 Wasserbuch 
(1) Über die Gewässer sind Wasserbücher zu füh-
ren. 
 
(2) In das Wasserbuch sind insbesondere einzutra-
gen: 
1. nach diesem Gesetz erteilte Erlaubnisse, die 

nicht nur vorübergehenden Zwecken dienen, 
und Bewilligungen sowie alte Rechte und alte 
Befugnisse, Planfeststellungsbeschlüsse und 
Plangenehmigungen nach § 68, 

2. Wasserschutzgebiete, 
3. Risikogebiete und festgesetzte Überschwem-

mungsgebiete. 
Von der Eintragung von Zulassungen nach Satz 1 
Nummer 1 kann in Fällen von untergeordneter was-
serwirtschaftlicher Bedeutung abgesehen werden. 
 
(3) Unrichtige Eintragungen sind zu berichtigen. 
Unzulässige Eintragungen und Eintragungen zu 
nicht mehr bestehenden Rechtsverhältnissen sind zu 
löschen. 
 
(4) Eintragungen im Wasserbuch haben keine 
rechtsbegründende oder rechtsändernde Wirkung. 

§ 123 Eintragung in das Wasserbuch 
(1) In das Wasserbuch sind außer den in § 37 WHG 
vorgeschriebenen Eintragungen einzutragen:  
1. Heilquellenschutzgebiete (§ 52),  
2. besondere Verpflichtungen zur Unterhaltung 

von Gewässern (§ 68 Abs. 3),  
3. die Planfeststellung oder Plangenehmigung zum 

Ausbau von Gewässern (§ 31 WHG, § 73),  
4. die Planfeststellung oder Plangenehmigung für 

das Errichten, Beseitigen, Verstärken oder das 
wesentliche Umgestalten von Deichen (§ 31 
WHG, § 73),  

5. Zwangsrechte (§§ 92 bis 100).  
Erloschene Rechte sind zu löschen.  
 
(2) Die Eintragungen im Wasserbuch haben keine 
rechtsbegründende oder rechtsändernde Wirkung.  
 
§ 124 Einsicht 
Die Einsicht in das Wasserbuch und diejenigen 
Entscheidungen, auf die die Eintragung Bezug 
nimmt, ist jedem gestattet. Auf Antrag sind Aus-
züge zu erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse 
dargelegt wird. Die Vorschriften über Geheimhal-
tung und Datenschutz bleiben unberührt.  

 
§ 123 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 und 5 ergänzen § 87 Abs. 2 
WHG. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 123 Abs. 2 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 87 Abs. 4 WHG. 
 
§ 124 ist weiter anwendbar, da nicht in § 87 WHG 
geregelt. 

§ 88 Informationsbeschaffung und -übermitt-
lung 
(1) Die zuständige Behörde darf im Rahmen der ihr 
durch Gesetz oder Rechtsverordnung übertragenen 
Aufgaben Informationen einschließlich personen-
bezogener Daten erheben und verwenden, soweit 
dies zur Durchführung von Rechtsakten der Euro-
päischen Gemeinschaften, zwischenstaatlichen 
Vereinbarungen oder innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften auf dem Gebiet des Wasserhaushalts oder 

§ 113 Datenverarbeitung 
(1) Die Wasserbehörden und die Landesanstalt für 
Umwelt und Geologie sind berechtigt, soweit es für 
die Erreichung der in Satz 3 aufgeführten Zwecke 
erforderlich ist, die notwendigen personenbezoge-
nen Daten zu erheben und in sonstiger Weise zu 
verarbeiten. Eine Erhebung auch ohne Kenntnis der 
Betroffenen ist zulässig, wenn andernfalls die 
Erfüllung der Aufgaben für die in Satz 3 genannten 
Zwecke gefährdet würde. Zwecke nach Satz 1 sind:  

§ 113 ist nicht weiter anwendbar, da die Datenver-
arbeitung durch Bundesrecht geregelt ist, § 88 
WHG. 
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im Rahmen grenzüberschreitender Zusammenar-
beit, insbesondere zur Koordinierung nach § 7 Ab-
satz 2 bis 4, erforderlich ist. Zu den Aufgaben nach 
Satz 1 gehören insbesondere 
1. die Durchführung von Verwaltungsverfahren, 
2. die Gewässeraufsicht einschließlich gewässer-

kundlicher Messungen und Beobachtungen, 
3. die Gefahrenabwehr, 
4. die Festsetzung und Bestimmung von Schutzge-

bieten, insbesondere Wasserschutz-, Heilquel-
lenschutz-, Risiko- und Überschwemmungsge-
bieten sowie Gewässerrandstreifen, 

5. die Ermittlung der Art und des Ausmaßes von 
Gewässerbelastungen auf Grund menschlicher 
Tätigkeiten einschließlich der Belastungen aus 
diffusen Quellen, 

6. die wirtschaftliche Analyse der Wassernutzung, 
7. die Aufstellung von Maßnahmenprogrammen, 

Bewirtschaftungsplänen und Risikomanage-
mentplänen. 

 
(2) Wer wasserwirtschaftliche Maßnahmen durch-
führt, hat der zuständigen Behörde auf deren An-
ordnung bei ihm vorhandene Informationen zu 
übermitteln und Auskünfte zu erteilen. 
 
(3) Die zuständige Behörde darf nach Absatz 1 Satz 
1 und Absatz 2 erhobene Informationen und erteilte 
Auskünfte an zur Abwasserbeseitigung, zur Was-
serversorgung oder zur Gewässerunterhaltung Ver-
pflichtete sowie an Träger von Gewässerausbau- 
und von Hochwasserschutzmaßnahmen weiterge-
ben, soweit dies zur Erfüllung der Verpflichtungen 
oder zur Durchführung der Maßnahmen erforder-
lich ist. Die Weitergabe von Informationen und 

1. Durchführung der Gewässeraufsicht,  
2. Durchführung von Genehmigungs-, Anzeige- 

oder Zulassungsverfahren,  
3. Durchführung der Gewässerüberwachung und 

von wasserwirtschaftlichen Planungen und wis-
senschaftlichen Untersuchungen, 

4. Durchführung von Rechtsakten der Europäi-
schen Gemeinschaft, zwischenstaatlichen 
Vereinbarungen oder innerstaatlichen Rechts-
vorschriften auf dem Gebiet des Wasserhaus-
halts. 

Die zu einem in Satz 3 genannten Zweck verarbei-
teten personenbezogenen Daten dürfen zu jedem 
anderen in Satz 3 genannten Zweck weiterverar-
beitet werden.  
 
(2) Im Übrigen bleiben die besonderen Vorschriften 
über Geheimhaltung und Datenschutz unberührt.  
 
(3) Andere als personenbezogene Daten oder sons-
tige Informationen, die zur Durchführung von 
Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft, zwi-
schenstaatlichen Vereinbarungen oder innerstaat-
lichen Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des Was-
serhaushalts erforderlich sind, haben die Wasser-
behörden und die Landesanstalt für Umwelt und 
Geologie auf Ersuchen einer Bundesbehörde oder 
der Behörde eines anderen Bundeslandes unent-
geltlich an diese zu übermitteln, soweit solche Da-
ten und Informationen vorhanden sind. Der 
Dienstweg bleibt unberührt. 
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Auskünften an Dienststellen anderer Länder, des 
Bundes und der Europäischen Gemeinschaften 
sowie an zwischenstaatliche Stellen ist unter den in 
Absatz 1 Satz 1 genannten Voraussetzungen zuläs-
sig. Dienststellen des Bundes und der Länder geben 
Informationen und Auskünfte unter den Vorausset-
zungen des Absatzes 1 Satz 1 auf Ersuchen an an-
dere Dienststellen des Bundes und der Länder wei-
ter. 
 
(4) Für die Weitergabe von Informationen und 
Auskünften nach Absatz 3 Satz 2 und 3 werden 
keine Gebühren erhoben und keine Auslagen er-
stattet. 
 
(5) Die Bestimmungen zum Schutz personenbezo-
gener Daten bleiben im Übrigen unberührt. 

Abschnitt 8 
Haftung für Gewässerveränderungen 

  

§ 89 Haftung für Änderungen der Wasserbe-
schaffenheit 
(1) Wer in ein Gewässer Stoffe einbringt oder ein-
leitet oder wer in anderer Weise auf ein Gewässer 
einwirkt und dadurch die Wasserbeschaffenheit 
nachteilig verändert, ist zum Ersatz des daraus 
einem anderen entstehenden Schadens verpflichtet. 
Haben mehrere auf das Gewässer eingewirkt, so 
haften sie als Gesamtschuldner. 
 
(2) Gelangen aus einer Anlage, die bestimmt ist, 
Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, ab-
zulagern, zu befördern oder wegzuleiten, derartige 
Stoffe in ein Gewässer, ohne in dieses eingebracht 
oder eingeleitet zu sein, und wird dadurch die Was-
serbeschaffenheit nachteilig verändert, so ist der 
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Betreiber der Anlage zum Ersatz des daraus einem 
anderen entstehenden Schadens verpflichtet. Absatz 
1 Satz 2 gilt entsprechend. Die Ersatzpflicht tritt 
nicht ein, wenn der Schaden durch höhere Gewalt 
verursacht wird. 
§ 90 Sanierung von Gewässerschäden 
(1) Eine Schädigung eines Gewässers im Sinne des 
Umweltschadensgesetzes ist jeder Schaden mit 
erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf 
1. den ökologischen oder chemischen Zustand 

eines oberirdischen Gewässers oder Küstenge-
wässers, 

2. das ökologische Potenzial oder den chemischen 
Zustand eines künstlichen oder erheblich verän-
derten oberirdischen Gewässers oder Küstenge-
wässers oder 

3. den chemischen oder mengenmäßigen Zustand 
des Grundwassers; ausgenommen sind nachtei-
lige Auswirkungen, für die § 31 Absatz 2, auch 
in Verbindung mit § 44 oder § 47 Absatz 3 Satz 
1, gilt. 

 
(2) Hat eine verantwortliche Person nach dem Um-
weltschadensgesetz eine Schädigung eines Gewäs-
sers verursacht, so trifft sie die erforderlichen Sa-
nierungsmaßnahmen gemäß Anhang II Nummer 1 
der Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 21. April 2004 über 
Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von 
Umweltschäden (ABl. L 143 vom 30.4.2004, S. 
56), die durch die Richtlinie 2006/21/EG (ABl. L 
102 vom 11.4.2006, S. 15) geändert worden ist. 
 
(3) Weitergehende Vorschriften über Schädigungen 
oder sonstige Beeinträchtigungen von Gewässern 
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und deren Sanierung bleiben unberührt. 
Abschnitt 9 

Duldungs- und Gestattungsverpflichtungen 
Achter Teil 

Zwangsrechte, Entschädigung, Ausgleich 
Erster Abschnitt 

Zwangsrechte 

 

§ 91 Gewässerkundliche Maßnahmen 
Die zuständige Behörde kann Eigentümer und Nut-
zungsberechtigte von Grundstücken verpflichten, 
die Errichtung und den Betrieb von Messanlagen 
sowie die Durchführung von Probebohrungen und 
Pumpversuchen zu dulden, soweit dies der Ermitt-
lung gewässerkundlicher Grundlagen dient, die für 
die Gewässerbewirtschaftung erforderlich sind. 
Entsteht durch eine Maßnahme nach Satz 1 ein 
Schaden am Grundstück, hat der Eigentümer gegen 
den Träger der gewässerkundlichen Maßnahme 
Anspruch auf Schadenersatz. Satz 2 gilt entspre-
chend für den Nutzungsberechtigten, wenn wegen 
des Schadens am Grundstück die Grundstücksnut-
zung beeinträchtigt wird. 

§ 92 Gewässerkundliche Maßnahmen 
Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von 
Grundstücken sind auf Anordnung der Wasserbe-
hörde verpflichtet, zum Ermitteln gewässerkundli-
cher Grundlagen die Errichtung und den Betrieb 
von Messanlagen (Pegel, Durchfluss-, Grundwas-
ser-, Niederschlags- und andere Messstellen) sowie 
die Durchführung von Probebohrungen und Pump-
versuchen zu dulden.  

§ 92 ist nicht weiter anwendbar, da durch Bundes-
recht geregelt, § 91 WHG. 

§ 92 Veränderung oberirdischer Gewässer 
Die zuständige Behörde kann Eigentümer und Nut-
zungsberechtigte oberirdischer Gewässer sowie der 
Grundstücke, deren Inanspruchnahme für die 
Durchführung des Vorhabens erforderlich ist, ver-
pflichten, Gewässerveränderungen, insbesondere 
Vertiefungen und Verbreiterungen, zu dulden, die 
der Verbesserung des Wasserabflusses dienen und 
zur Entwässerung von Grundstücken, zur Abwas-
serbeseitigung oder zur besseren Ausnutzung einer 
Triebwerksanlage erforderlich sind. Satz 1 gilt nur, 
wenn das Vorhaben anders nicht ebenso zweckmä-
ßig oder nur mit erheblichem Mehraufwand durch-
geführt werden kann und der von dem Vorhaben zu 
erwartende Nutzen erheblich größer als der Nach-

§ 93 Verändern oberirdischer Gewässer 
Zugunsten des Unternehmers einer Entwässerungs- 
oder Abwasseranlage oder der besseren Ausnut-
zung einer Triebwerksanlage sind die Eigentümer 
eines Gewässerbettes auf Anordnung der Was-
serbehörde verpflichtet, die zur Herbeiführung 
eines besseren Wasserabflusses dienenden 
Veränderungen des Gewässers (Vertiefungen, 
Verbreiterungen) zu dulden.  

§ 93 ist nicht weiter anwendbar, da durch Bundes-
recht geregelt, § 92 WHG. 
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teil des Betroffenen ist. 
 § 94 Anschluss von Stauanlagen an fremde 

Grundstücke 
Zugunsten dessen, der eine Stauanlage errichten 
will, sind die Eigentümer und Nutzungsberechtig-
ten der gegenüberliegenden Ufergrundstücke und 
der dahinter liegenden Grundstücke auf Anordnung 
der Wasserbehörde verpflichtet, den Anschluss zu 
dulden.  

§ 94 ist nicht weiter anwendbar, da Art. 65 EGBGB 
durch Art. 13 des Gesetzes zur Neureglung des 
Wasserrechts vom 31.7.2009 (BGBl. I 2585) auf-
gehoben wurde und § 4 Abs. 5 WHG nicht ein-
schlägig ist. 

§ 93 Durchleitung von Wasser und Abwasser 
Die zuständige Behörde kann Eigentümer und Nut-
zungsberechtigte von Grundstücken und oberirdi-
schen Gewässern verpflichten, das Durchleiten von 
Wasser und Abwasser sowie die Errichtung und 
Unterhaltung der dazu dienenden Anlagen zu dul-
den, soweit dies zur Entwässerung oder Bewässe-
rung von Grundstücken, zur Wasserversorgung, zur 
Abwasserbeseitigung, zum Betrieb einer Stauanlage 
oder zum Schutz vor oder zum Ausgleich von Be-
einträchtigungen des Natur- oder Wasserhaushalts 
durch Wassermangel erforderlich ist. § 92 Satz 2 
gilt entsprechend. 

§ 95 Durchleiten von Wasser und Abwasser 
Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von 
Grundstücken sind auf Anordnung der Wasserbe-
hörde verpflichtet, das ober- und unterirdische 
Durchleiten von Wasser und Abwasser, die dazu 
dienenden Anlagen und die damit verbundene Un-
terhaltung zu dulden, wenn dies zum Be- und Ent-
wässern von Grundstücken, zur Fortleitung von 
Wasser oder Abwasser oder zu Zwecken der 
Teichwirtschaft oder zur Errichtung einer Stau- 
oder Triebwerksanlage erforderlich ist. 

§ 95 ist nicht weiter anwendbar, da durch Bundes-
recht geregelt, § 93 WHG. 

§ 94 Mitbenutzung von Anlagen 
(1) Die zuständige Behörde kann Betreiber einer 
Grundstücksentwässerungs-, Wasserversorgungs- 
oder Abwasseranlage verpflichten, deren Mitbenut-
zung einer anderen Person zu gestatten, wenn 
1. diese Person Maßnahmen der Entwässerung, 

Wasserversorgung oder Abwasserbeseitigung 
anders nicht zweckmäßig oder nur mit erhebli-
chem Mehraufwand ausführen kann, 

2. die Maßnahmen zur Gewässerbewirtschaftung 
oder zur Erfüllung gesetzlicher Pflichten erfor-
derlich sind, 

3. der Betrieb der Anlage nicht wesentlich beein-

§ 96 Mitbenutzung von Anlagen 
(1) Der Unternehmer einer Anlage zur Wasserver-
sorgung oder Grundstücksbewässerung oder einer 
Abwasseranlage kann durch die Wasserbehörde 
verpflichtet werden, einem anderen die Mitbenut-
zung der Anlage zu gestatten, wenn dies zur 
Bewirtschaftung der Gewässer oder zur Erfüllung 
gesetzlicher Pflichten erforderlich und die Mitbe-
nutzung für den Unternehmer zumutbar ist. Soweit 
die Mitbenutzung eine Änderung der Anlage not-
wendig macht, ist der Unternehmer verpflichtet, die 
Änderung selbst durchzuführen oder zu dulden.  
 

§ 96 ist nicht weiter anwendbar, da durch Bundes-
recht geregelt, § 94 WHG. 
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trächtigt wird und 
4. die zur Mitbenutzung berechtigte Person einen 

angemessenen Teil der Kosten für die Errich-
tung, den Betrieb und die Unterhaltung der An-
lage übernimmt. Kommt eine Einigung über die 
Kostenteilung nach Satz 1 Nummer 4 nicht zu-
stande, setzt die zuständige Behörde ein ange-
messenes Entgelt fest. 

 
(2) Ist eine Mitbenutzung nur bei einer Änderung 
der Anlage zweckmäßig, kann der Betreiber ver-
pflichtet werden, die entsprechende Änderung nach 
eigener Wahl entweder selbst vorzunehmen oder zu 
dulden. Die Kosten der Änderung trägt die zur Mit-
benutzung berechtigte Person. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für die Mitbe-
nutzung von Grundstücksbewässerungsanlagen 
durch Eigentümer von Grundstücken, die nach § 93 
zur Errichtung oder zum Betrieb der Anlage in An-
spruch genommen werden. 

(2) Der zur Mitbenutzung Berechtigte hat einen 
angemessenen Teil der Bau-, Betriebs- und Unter-
haltungskosten der Anlage zu übernehmen. Kommt 
eine Einigung hierüber nicht zustande, setzt die 
Wasserbehörde ein angemessenes Entgelt fest. 
 
(3) Auf Verlangen des Unternehmers der Anlage 
hat der zur Mitbenutzung Berechtigte einen Vor-
schuss oder Sicherheit zu leisten.  

 § 97 Enteignungsrecht 
Soweit für Zwecke der öffentlichen Wasserversor-
gung oder der öffentlichen Abwasserbeseitigung 
die Entziehung oder die Beschränkung von Grund-
eigentum oder Rechten am Grundeigentum im 
Wege der Enteignung erforderlich wird, stellt die 
Wasserbehörde die Zulässigkeit der Enteignung 
fest. Die Zulässigkeit der Enteignungen richtet sich 
nach dem Thüringer Enteignungsgesetz.  

§ 97 ist weiter anwendbar. 
Hinweis: § 71 WHG gilt nur für Gewässerausbau 
im Wege der Planfeststellung oder -genehmigung. 

 § 98 Einschränkende Bestimmungen 
(1) Eine Anordnung nach den §§ 92 bis 96 darf nur 
getroffen werden, wenn das Vorhaben anders nicht 
zweckmäßig oder nur mit erheblichen Mehrkosten 
durchgeführt werden kann und der zu erwartende 

§ 98 ist nicht weiter anwendbar. 
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Nutzen den Schaden des Betroffenen erheblich 
übersteigt.  
 
(2) Die §§ 92 bis 94 gelten nicht für Gebäude, Hof-
räume, Betriebsgrundstücke und Parkanlagen.  

 § 99 Vorbereitung und Durchführung des Vor-
habens 
(1) Soweit es die Vorbereitung und die Durchfüh-
rung des Ausbaus, der Unterhaltung oder eines son-
stigen Vorhabens erfordern, haben die Eigentümer 
und Nutzungsberechtigten der betroffenen Grund-
stücke zu dulden, dass der Unternehmer oder des-
sen Beauftragte nach vorheriger Ankündigung 
Grundstücke betreten und vorübergehend benutzen.  
 
(2) Die Inhaber von Rechten und Befugnissen an 
Gewässern haben nach vorheriger Ankündigung zu 
dulden, dass die Benutzung vorübergehend behin-
dert oder unterbrochen wird, soweit es zur Unter-
haltung des Gewässers erforderlich ist.  
 
(3) Der § 30 Abs. 3 WHG gilt entsprechend.  

§ 99 ist mit Ausnahme der Gewässerunterhaltung 
(s. o. zu § 41 WHG) weiter anwendbar. 

§ 95 Entschädigung für Duldungs- und Gestat-
tungsverpflichtungen 
Soweit Duldungs- oder Gestattungsverpflichtungen 
nach den §§ 92 bis 94 das Eigentum unzumutbar 
beschränken, ist eine Entschädigung zu leisten. 

§ 100 Entschädigungspflicht 
In den Fällen der §§ 92 bis 95 ist der Betroffene zu 
entschädigen. Auf Verlangen ist Sicherheit zu lei-
sten.  

§ 100 ist nicht weiter anwendbar, da durch Bundes-
recht geregelt, § 95 WHG. 

Kapitel 4 
Entschädigung, Ausgleich 

Zweiter Abschnitt 
Entschädigung, Ausgleich 

 

§ 96 Art und Umfang von Entschädigungspflich-
ten 
(1) Eine nach diesem Gesetz zu leistende Entschä-
digung hat den eintretenden Vermögensschaden 
angemessen auszugleichen. Soweit zum Zeitpunkt 
der behördlichen Anordnung, die die Entschädi-

§ 101 Entschädigung 
(1) Für die Entschädigung nach diesem Gesetz gilt 
§ 20 WHG entsprechend, soweit dieses Gesetz 
nichts anderes bestimmt.  
 
(2) Wird die Nutzung eines Grundstücks infolge 

§ 101 Abs. 1 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 96 Abs. 1 WHG. 
 
 
 
§ 101 Abs. 2 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
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gungspflicht auslöst, Nutzungen gezogen werden, 
ist von dem Maß ihrer Beeinträchtigung auszuge-
hen. Hat die anspruchsberechtigte Person Maßnah-
men getroffen, um die Nutzungen zu steigern, und 
ist nachgewiesen, dass die Maßnahmen die Nut-
zungen nachhaltig gesteigert hätten, so ist dies zu 
berücksichtigen. Außerdem ist eine infolge der 
behördlichen Anordnung eingetretene Minderung 
des Verkehrswerts von Grundstücken zu berück-
sichtigen, soweit sie nicht nach Satz 2 oder Satz 3 
bereits berücksichtigt ist. 
 
(2) Soweit als Entschädigung durch Gesetz nicht 
wasserwirtschaftliche oder andere Maßnahmen 
zugelassen werden, ist die Entschädigung in Geld 
festzusetzen. 
 
(3) Kann auf Grund einer entschädigungspflichti-
gen Maßnahme die Wasserkraft eines Triebwerks 
nicht mehr im bisherigen Umfang verwertet wer-
den, so kann die zuständige Behörde bestimmen, 
dass die Entschädigung ganz oder teilweise durch 
Lieferung elektrischen Stroms zu leisten ist, wenn 
die entschädigungspflichtige Person ein Energie-
versorgungsunternehmen ist und soweit ihr dies 
wirtschaftlich zumutbar ist. Die für die Lieferung 
des elektrischen Stroms erforderlichen technischen 
Vorkehrungen hat die entschädigungspflichtige 
Person auf ihre Kosten zu schaffen. 
 
(4) Wird die Nutzung eines Grundstücks infolge der 
die Entschädigungspflicht auslösenden behördli-
chen Anordnung unmöglich oder erheblich er-
schwert, so kann der Grundstückseigentümer ver-
langen, dass die entschädigungspflichtige Person 

einer entschädigungspflichtigen Maßnahme unmög-
lich gemacht oder erheblich erschwert, so kann der 
Grundstückseigentümer anstelle einer Entschädi-
gung verlangen, dass der Entschädigungspflichtige 
das Eigentum des Grundstücks zum Verkehrswert 
erwirbt. Ist der Rest eines nur teilweise betroffenen 
Grundstücks nach seiner bisherigen Bestimmung 
nicht mehr zweckmäßig zu benutzen, so kann der 
Grundstückseigentümer den Erwerb auch des Re-
stes verlangen.  
 
(3) Ist der Grundstückseigentümer zur Sicherung 
seiner Existenz auf Ersatzland angewiesen und 
kann Ersatzland zu angemessenen Bedingungen 
beschafft werden, so ist ihm auf Antrag anstelle 
einer Geldentschädigung oder eines Entgeltes Land 
zu überlassen.  
 
(4) Kann aufgrund einer entschädigungspflichtigen 
Maßnahme die Wasserkraft eines Triebwerks nicht 
mehr im bisherigen Umfang verwertet werden, so 
darf die Entschädigung ganz oder teilweise in 
Lieferung elektrischer Arbeit bestehen, wenn dies 
dem Entschädigungspflichtigen wirtschaftlich zu-
mutbar ist. Die technischen Voraussetzungen für 
die Entschädigung durch elektrische Arbeit hat der 
Entschädigungspflichtige auf seine Kosten zu 
schaffen.  
 
(5) Die Entschädigungen sind, soweit nichts ande-
res bestimmt ist, von demjenigen zu leisten, der 
durch die entschädigungspflichtige Maßnahme 
unmittelbar begünstigt ist.  
 
(6) Wird ein Wasservorkommen zum Zweck der 

Bundesrecht geregelt, § 96 Abs. 4 Satz 1 WHG. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 101 Abs. 3 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 96 Abs. 4 Satz 3 WHG 
 
 
 
 
 
§ 101 Abs. 4 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 96 Abs. 3 WHG. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 101 Abs. 5 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 97 WHG. 
 
 
 
§ 101 Abs. 6 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
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das Grundstück zum Verkehrswert erwirbt. Lässt 
sich der nicht betroffene Teil eines Grundstücks 
nach seiner bisherigen Bestimmung nicht mehr 
zweckmäßig nutzen, so kann der Grundstücks-
eigentümer den Erwerb auch dieses Teils verlan-
gen. Ist der Grundstückseigentümer zur Sicherung 
seiner Existenz auf Ersatzland angewiesen und 
kann Ersatzland zu angemessenen Bedingungen 
beschafft werden, so ist ihm auf Antrag anstelle 
einer Entschädigung in Geld das Eigentum an 
einem Ersatzgrundstück zu verschaffen. 
 
(5) Ist nach § 97 die begünstigte Person entschädi-
gungspflichtig, kann die anspruchsberechtigte Per-
son Sicherheitsleistung verlangen. 

künftigen öffentlichen Wasserversorgung ge-
schützt, ohne dass bereits ein Träger feststeht, ist 
das Land anstelle des Begünstigten verpflichtet.  
 
(7) Einmalige Entschädigungsbeträge sind mit 
sechs vom Hundert jährlich von dem Zeitpunkt an 
zu verzinsen, in dem der Schaden geltend gemacht 
wurde. 
 

Bundesrecht geregelt, § 97 Satz 3 WHG. 
 
 
 
§ 101 Abs. 7 ist weiter anwendbar, da die Zinsver-
pflichtung nicht durch Bundesrecht geregelt ist. 

§ 97 Entschädigungspflichtige Person 
Soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes er-
gibt, hat die Entschädigung zu leisten, wer unmit-
telbar durch den Vorgang begünstigt wird, der die 
Entschädigungspflicht auslöst. Sind mehrere un-
mittelbar begünstigt, so haften sie als Gesamt-
schuldner. Ist niemand unmittelbar begünstigt, so 
hat das Land die Entschädigung zu leisten. Lässt 
sich zu einem späteren Zeitpunkt eine begünstigte 
Person bestimmen, hat sie die aufgewandten Ent-
schädigungsbeträge dem Land zu erstatten. 

  

 Sechster Abschnitt 
Entschädigung und Ausgleich 

 

§ 98 Entschädigungsverfahren 
(1) Über Ansprüche auf Entschädigung ist gleich-
zeitig mit der dem Anspruch zugrunde liegenden 
Anordnung zu entscheiden. Die Entscheidung kann 
auf die Pflicht zur Entschädigung dem Grunde nach 
beschränkt werden. 
 

§ 119 Einigung, Festsetzungsbescheid 
(1) Die Entscheidung über die Notwendigkeit einer 
Entschädigung nach dem Wasserhaushaltsgesetz, 
diesem Gesetz oder einer aufgrund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnung außerhalb eines Ent-
eignungsverfahrens ist zusammen mit dem belas-
tenden Verwaltungsakt nach Maßgabe des § 101 

§ 119 ist nicht weiter anwendbar, soweit § 98 WHG 
Regelungen getroffen hat. Verfahrensrechtliche 
Regelungen sind weiter anwendbar.  
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(2) Vor der Festsetzung des Umfangs einer Ent-
schädigung nach Absatz 1 hat die zuständige Be-
hörde auf eine gütliche Einigung der Beteiligten 
hinzuwirken, wenn einer der Beteiligten dies bean-
tragt. Kommt eine Einigung nicht zustande, so setzt 
die Behörde die Entschädigung fest. 

Abs. 2 und 3 zu treffen. Im Übrigen gilt für die 
Höhe der Entschädigung, das Verfahren und den 
Rechtsweg das Thüringer Enteignungsgesetz ent-
sprechend. 
 
(2) Vor Festsetzung der Entschädigung hat die zu-
ständige Behörde auf eine gütliche Einigung hinzu-
wirken. Kommt eine Einigung zustande, so ist eine 
Niederschrift aufzunehmen. Die Niederschrift hat 
zu enthalten:  
1. Ort und Zeit der Verhandlung,  
2. die Bezeichnung der Beteiligten, ihrer gesetzli-

chen Vertreter und der Bevollmächtigten nach 
Namen, Beruf oder Gewerbe, Wohnort und An-
schrift,  

3. die Erklärungen der Beteiligten.  
Die Niederschrift ist den Beteiligten vorzulesen 
oder zur Durchsicht vorzulegen. In der Nieder-
schrift ist zu vermerken, dass dies geschehen und 
die Genehmigung erteilt ist.  
 
(3) Die Beteiligten können ihre Einigung auch 
durch übereinstimmende schriftliche Erklärungen 
der zuständigen Behörde zur Kenntnis bringen. In 
diesem Falle setzt die zuständige Behörde die Ent-
schädigung entsprechend den Erklärungen der Be-
teiligten fest. Diese Festsetzung kann nur innerhalb 
einer Ausschlussfrist von einer Woche und nur mit 
der Begründung angefochten werden, die Erklä-
rungen der Beteiligten seien nicht richtig wiederge-
geben.  
 
(4) Kommt eine Einigung nicht zustande, so setzt 
die zuständige Behörde die Entschädigung fest. Der 
Bescheid hat die Angaben nach Absatz 2 Satz 3 
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Nr. 2 zu enthalten. Er ist zu begründen, mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen und den Betei-
ligten zuzustellen. 

 § 121 Rechtsweg 
(1) Wegen des Grundes und der Höhe der Entschä-
digung können die Beteiligten binnen einer Notfrist 
von drei Monaten nach Zustellung des Bescheides 
Klage vor den ordentlichen Gerichten erheben. 
Wenn gegen den Verwaltungsakt, der den Entschä-
digungsanspruch auslöst, ein Rechtsbehelf einge-
legt ist, beginnt die Frist für denjenigen, der den 
Rechtsbehelf eingelegt hat, mit dem Tage, an dem 
dieser Verwaltungsakt unanfechtbar geworden ist, 
für die übrigen Beteiligten mit dem Tage, an dem 
ihnen die Mitteilung von der Unanfechtbarkeit zu-
gestellt worden ist.  
 
(2) Die Klage ist zu richten  
1. gegen den zur Entschädigung Verpflichteten auf 

die verlangte Mehrleistung oder  
2. gegen den zur Entschädigung Berechtigten auf 

Aufhebung oder teilweise Aufhebung des Fest-
setzungsbescheides. 

§ 121 ist weiter anwendbar. 

 § 122 Ausgleich 
Für die Festsetzung von Ausgleichszahlungen gel-
ten die §§ 119 bis 121 entsprechend.  

§ 122 ist weiter anwendbar. 

§ 99 Ausgleich 
Ein Ausgleich nach § 52 Absatz 5 und § 78 Absatz 
5 Satz 2 ist in Geld zu leisten. Im Übrigen gelten 
für einen Ausgleich nach Satz 1 § 96 Absatz 1 und 
5 und § 97 entsprechend. 

§ 102 Ausgleichspflicht für erhöhte Anforderun-
gen 
(1) Der Ausgleich nach § 19 Abs. 4 WHG ist für 
erhöhte Anforderungen in Wasser- und 
Heilquellenschutzgebieten oder bei Anordnungen 
nach § 112 Abs. 1 zum Schutz künftiger Wasser- 
und Heilquellenschutzgebiete an den Nutzungsbe-
rechtigten zu leisten; als Anordnung nach § 19 Abs. 
2 WHG gelten auch für Wasser- und Heilquellen-

 
 
§ 102 Abs. 1 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 99 WHG. 
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schutzgebiete erlassene Verbote oder Beschränkun-
gen für die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln. 
Der Ausgleich bemisst sich nach den Ertragseinbu-
ßen oder Mehraufwendungen gegenüber einer ord-
nungsgemäßen land- und forstwirtschaftlichen 
Nutzung. Ersparte Aufwendungen sind anzurech-
nen.  
 
(2) Zur Zahlung verpflichtet ist derjenige, der in 
einem Wasser- oder Heilquellenschutzgebiet oder 
in einem Gebiet, in dem Anordnungen nach § 112 
Abs. 1 getroffen worden sind, Wasser entnimmt 
oder hierzu befugt ist und durch die ausgleichs-
pflichtige Maßnahme begünstigt wird. Liegen 
mehrere Wasserentnehmer in einem Schutzgebiet 
oder überschneiden sich Schutzgebiete, sind die 
Wasserentnehmer Gesamtschuldner. Wird das 
Wasservorkommen zum Zwecke der künftigen 
Wasserversorgung geschützt, ohne dass bereits ein 
Träger feststeht, sind die Ausgleichszahlungen vom 
Land zu leisten. Wer künftig Wasser in diesem 
Gebiet entnimmt, hat dem Land entstandene Auf-
wendungen zu erstatten.  
 
(3) Ein Ausgleich wird nicht geleistet, soweit die 
wirtschaftlichen Nachteile  
1. 50 Euro pro Jahr und Betrieb nicht übersteigen,  
2. durch zumutbare Maßnahmen auf den betroffe-

nen Flächen ausgeglichen werden können oder  
3. durch andere Leistungen aus öffentlichen Haus-

halten oder von Dritten ausgeglichen werden.  
 
(4) Der Ausgleich ist durch einen für das Kalen-
derjahr fällig werdenden Betrag in Geld zu leisten. 
§ 101 Abs. 7 gilt entsprechend. Der Anspruch ent-

 
 
 
 
 
 
 
 
§ 102 Abs. 2 ist weiter anwendbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 102 Abs. 3 ist nicht weiter anwendbar. 
 
 
 
 
 
 
 
§ 102 Abs. 4 ist nicht weiter anwendbar. 
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fällt, wenn ein Antrag nicht bis zum 31. Dezember 
des laufenden Jahres gestellt wird. Wird die Aus-
gleichszahlung ganz oder teilweise verweigert, 
kann binnen einer Notfrist von einem Monat Klage 
vor den ordentlichen Gerichten erhoben werden.  
 
(5) Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mi-
nisterium kann durch Rechtsverordnung die Höhe 
und die Pauschalierung des Ausgleichs regeln, Ver-
fahrensregelungen treffen, insbesondere über die 
Mitwirkungsbefugnisse der Ämter für Landwirt-
schaft, der Ämter für Landentwicklung und Flur-
neuordnung, und Näheres zur Ausgleichspflicht der 
Gesamtschuldner untereinander nach Absatz 2 Satz 
2 bestimmen.  
 
(6) Verstößt der Nutzungsberechtigte gegen eine 
Schutzbestimmung, Anordnung oder Auflage, die 
sich auf die Bewirtschaftung bezieht, kann die 
Ausgleichszahlung ganz oder teilweise versagt oder 
auch mit Wirkung für die Vergangenheit zurück-
verlangt werden.  
 
(7) Die mit der Überwachung betrauten Behörden 
sind befugt, Boden-, Pflanzen-, Düngemittel- und 
Pflanzenschutzmittelproben ohne Entschädigung zu 
entnehmen.  
 
(8) Für Anordnungen bei der Rückgewinnung von 
Rückhalteflächen nach § 31b Abs. 2 Satz 8 WHG 
gelten die Absätze 1 sowie 3 bis 7 entsprechend. 

 
 
 
 
 
 
§ 102 Abs. 5 ist nicht weiter anwendbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 102 Abs. 6 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 100 WHG. 
 
 
 
 
 
§ 102 Abs. 7 ist nicht weiter anwendbar. 
 
 
 
 
§ 102 Abs. 8 ist weiter anwendbar, da im Bundes-
recht nicht mehr geregelt. 

Kapitel 5 
Gewässeraufsicht 

Siebenter Teil 
Gewässeraufsicht, Gefahrenabwehr 

 

§ 100 Aufgaben der Gewässeraufsicht 
(1) Aufgabe der Gewässeraufsicht ist es, die Ge-

§ 84 Gewässeraufsicht 
(1) Im Rahmen der Gewässeraufsicht haben die 

 
§ 84 Abs. 1 und Abs. 2 sind nicht weiter anwend-
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wässer sowie die Erfüllung der öffentlich-rechtli-
chen Verpflichtungen zu überwachen, die nach oder 
auf Grund von Vorschriften dieses Gesetzes, nach 
auf dieses Gesetz gestützten Rechtsverordnungen 
oder nach landesrechtlichen Vorschriften bestehen. 
Die zuständige Behörde ordnet nach pflichtgemä-
ßem Ermessen die Maßnahmen an, die im Einzel-
fall notwendig sind, um Beeinträchtigungen des 
Wasserhaushalts zu vermeiden oder zu beseitigen 
oder die Erfüllung von Verpflichtungen nach Satz 1 
sicherzustellen. 
 
(2) Auf Grund dieses Gesetzes und nach landes-
rechtlichen Vorschriften erteilte Zulassungen sind 
regelmäßig sowie aus besonderem Anlass zu über-
prüfen und, soweit erforderlich, anzupassen. 

Wasserbehörden die nach pflichtgemäßem Ermes-
sen erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um von 
der Allgemeinheit, dem Einzelnen oder den Ge-
wässern Gefahren abzuwehren, die durch den Zu-
stand oder die Benutzung der Gewässer, der Ufer, 
der Deiche, der Überschwemmungs-, Wasser-
schutz- und Heilquellenschutzgebiete und der 
Anlagen hervorgerufen werden. Die in Satz 1 ge-
nannten Stellen können Maßnahmen auch dann 
treffen, wenn ansonsten eine andere Stelle nach 
diesem Gesetz zuständig wäre. Sie haben in diesen 
Fällen die obere Wasserbehörde unverzüglich über 
die eingeleiteten Maßnahmen zu informieren.  
 
(2) Absatz 1 gilt auch für Maßnahmen, die zur 
Durchsetzung der Bewirtschaftungsziele nach den 
§§ 25a bis 25d und 33a WHG sowie § 25 Abs. 1 
dieses Gesetzes und den jeweiligen 
Maßnahmenprogrammen nach § 36 WHG in Ver-
bindung mit § 32 dieses Gesetzes erforderlich sind. 
 
(3) Die §§ 4 bis 10 und 68 bis 74 des Polizeiaufga-
bengesetzes gelten entsprechend.  
 
(4) Soweit von Ablagerungen und Unfallstellen 
Gefahren für die Gewässer zu besorgen sind, kann 
insbesondere die Errichtung und der Betrieb von 
Mess- und Kontrollstellen sowie die Untersuchung 
von Wasser- und Bodenproben auf Kosten des Ver-
antwortlichen angeordnet werden.  
 
(5) Die Gewässeraufsicht umfasst auch die Bau-
überwachung und die Bauabnahme der nach dem 
Wasserhaushaltsgesetz oder nach diesem Gesetz 
genehmigungsbedürftigen Anlagen und der Aus-

bar, da durch Bundesrecht geregelt, § 100 Abs. 1 
WHG. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 84 Abs. 3 ist auf der Grundlage des § 100 WHG 
weiter anwendbar. 
 
§ 84 Abs. 4 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 100 Abs. 1 Satz 2 WHG. 
 
 
 
 
 
§ 84 Abs. 5 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, §§ 100, 101 WHG. 
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baumaßnahmen. Soweit nicht auf eine Bauabnahme 
ganz oder teilweise verzichtet wird, kann die Bau-
abnahme nach Fertigstellung der Anlage oder nach 
Beendigung der Ausbaumaßnahme oder von Teilen 
des jeweiligen Vorhabens durchgeführt werden. 
Auf eine Bauabnahme kann verzichtet werden, 
wenn nach Größe und Art der Anlage oder nach 
den besonderen Umständen des Einzelfalls eine 
Gefahr für die Allgemeinheit, den Einzelnen oder 
die Gewässer nicht zu erwarten ist. Im Fall der 
Durchführung einer Bauabnahme ist festzustellen, 
ob die Anlage der Genehmigung, den festgestellten 
oder genehmigten Plänen entspricht und die Benut-
zungsbedingungen und Auflagen erfüllt sind. Über 
die Bauabnahme ist ein Abnahmeschein zu erteilen. 
Soweit auf die Bauabnahme nicht verzichtet wird, 
darf vor der Bauabnahme die Anlage nur mit Zu-
stimmung der zuständigen Wasserbehörde in Be-
trieb genommen werden.  
 
(6) Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mi-
nisterium kann durch Rechtsverordnung für Unter-
nehmen, die in ein Verzeichnis nach Artikel 6 in 
Verbindung mit Artikel 7 Abs. 2 Satz 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 761/2001 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 19. März 2001 über die 
freiwillige Beteiligung von Organisationen an 
einem Gemeinschaftssystem für das Umweltmana-
gement und die Umweltbetriebsprüfung (ABl. EG 
Nr. L 114 S. 1) eingetragen sind, Erleichterungen 
zum Inhalt der Antragsunterlagen im Genehmi-
gungsverfahren sowie überwachungsrechtliche 
Erleichterungen regeln, soweit die diesbezüglichen 
Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 761/2001 
gleichwertig mit den Anforderungen sind, die zur 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 84 Abs. 6 ist solange anwendbar, bis der Bund 
eine Rechtsverordnung nach § 24 WHG erlassen 
hat. 
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Überwachung und zu den Antragsunterlagen nach 
den wasser-rechtlichen Vorschriften des Bundes 
und des Landes vorgesehen sind. Dabei können 
auch weitere Voraussetzungen für die Inanspruch-
nahme und die Rücknahme von Erleichterungen 
oder die ganze oder teilweise Aussetzung von Er-
leichterungen für den Fall, dass die Voraussetzun-
gen für deren Gewährung nicht mehr vorliegen, 
geregelt werden. Ordnungsrechtliche Erleichterun-
gen können gewährt werden, wenn der Umweltgut-
achter die Einhaltung der Umweltvorschriften 
geprüft hat, keine Abweichungen festgestellt hat 
und dies in der Gültigkeitserklärung bescheinigt. 
Überwachungsrechtliche Erleichterungen können 
insbesondere zu 
1. Kalibrierungen, Ermittlungen, Prüfungen und 

Messungen, 
2. Messberichten sowie sonstigen Berichten und 

Mitteilungen von Ermittlungsergebnissen, 
3. Aufgaben des Gewässerschutzbeauftragten, 
4. Mitteilungspflichten zur Betriebsorganisation 

und 
5. der Häufigkeit der behördlichen Überwachung 

vorgesehen werden. Unberührt bleiben Überwa-
chungsmaßnahmen, die nach § 4 Abs. 4 des Ab-
wasserabgabengesetzes in der Fassung vom 3. 
November 1994 (BGBl. I S. 3370) in der jeweils 
geltenden Fassung durchgeführt werden.  

§ 101 Befugnisse der Gewässeraufsicht 
(1) Bedienstete und Beauftragte der zuständigen 
Behörde sind im Rahmen der Gewässeraufsicht 
befugt, 
1. Gewässer zu befahren, 
2. technische Ermittlungen und Prüfungen vorzu-

nehmen, 

§ 85 Besondere Pflichten im Interesse der Ge-
wässeraufsicht 
(1) Die Bediensteten und die mit Berechtigungs-
ausweis versehenen Beauftragten der Wasserbehör-
den, der Landesanstalt für Umwelt und Geologie 
und der nach § 58 Abs. 1 und 4 Beseitigungspflich-
tigen sind befugt, zur Durchführung ihrer Aufgaben 

 
 
§ 85 Abs. 1 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 101 Abs. 1 WHG. 
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3. zu verlangen, dass Auskünfte erteilt, Unterlagen 
vorgelegt und Arbeitskräfte, Werkzeuge und 
sonstige technische Hilfsmittel zur Verfügung 
gestellt werden, 

4. Betriebsgrundstücke und -räume während der 
Betriebszeit zu betreten, 

5. Wohnräume sowie Betriebsgrundstücke und -
räume außerhalb der Betriebszeit zu betreten, 
sofern die Prüfung zur Verhütung dringender 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung erforderlich ist, und 

6. jederzeit Grundstücke und Anlagen zu betreten, 
die nicht zum unmittelbar angrenzenden befrie-
deten Besitztum von Räumen nach den Num-
mern 4 und 5 gehören.  

Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 des Grundgesetzes) wird durch Satz 1 
Nummer 5 eingeschränkt. Sind Gewässerschutzbe-
auftragte bestellt, sind sie auf Verlangen der Be-
diensteten und Beauftragten der zuständigen Be-
hörde zu Maßnahmen der Gewässeraufsicht nach 
Satz 1 hinzuzuziehen. 
 
(2) Werden Anlagen nach § 62 Absatz 1 errichtet, 
unterhalten, betrieben oder stillgelegt, haben auch 
die Eigentümer und Besitzer der Grundstücke, auf 
denen diese Tätigkeiten ausgeübt werden, das Be-
treten der Grundstücke zu gestatten, auf Verlangen 
Auskünfte zu erteilen und technische Ermittlungen 
und Prüfungen zu ermöglichen. 
 
(3) Für die zur Auskunft verpflichtete Person gilt 
§ 55 der Strafprozessordnung entsprechend. 
 
(4) Für die zur Überwachung nach den Absätzen 1 

Gewässer zu befahren und Grundstücke zu betreten. 
Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten haben 
ihnen Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen 
sowie die nach diesem Gesetz genehmigungsbe-
dürftigen oder anzeigepflichtigen Anlagen und die 
damit zusammenhängenden Einrichtungen 
zugänglich zu machen. § 21 WHG bleibt unberührt.  
 
(2) Vor Betreten bebauter Grundstücke oder bauli-
cher Anlagen ist der Eigentümer oder der 
Nutzungsberechtigte zu benachrichtigen.  
 
(3) Der Eigentümer und der Nutzungsberechtigte 
haben die nötigen Auskünfte zu geben und die Ent-
nahme von Untersuchungsproben zu dulden. Auf 
Verlangen sind Gegenproben der Untersuchungs-
proben zu übergeben; auch ist auf Verlangen das 
Ergebnis der Untersuchung mitzuteilen.  
 
(4) Entstehen durch Handlungen nach Absatz 1 
Schäden, so hat der Geschädigte Anspruch auf 
Schadensersatz. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
§ 85 Abs. 2 ist wegen der abschließenden Regelung 
in § 101 WHG nicht weiter anwendbar. 
 
 
§ 85 Abs. 3 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 101 Abs. 1 Nr. 3 und § 101 
Abs. 2 WHG. 
 
 
 
 
§ 85 Abs. 4 ist weiter anwendbar, da Schadenser-
satzansprüche nicht im Bundesrecht geregelt sind. 
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und 2 zuständigen Behörden und ihre Bediensteten 
gelten die §§ 93, 97, 105 Absatz 1, § 111 Absatz 5 
in Verbindung mit § 105 Absatz 1 sowie § 116 
Absatz 1 der Abgabenordnung nicht. Dies gilt 
nicht, soweit die Finanzbehörden die Kenntnisse für 
die Durchführung eines Verfahrens wegen einer 
Steuerstraftat sowie eines damit zusammenhängen-
den Besteuerungsverfahrens benötigen, an deren 
Verfolgung ein zwingendes öffentliches Interesse 
besteht, oder soweit es sich um vorsätzlich falsche 
Angaben der zur Auskunft verpflichteten Person 
oder der für sie tätigen Personen handelt. 
§ 102 Gewässeraufsicht bei Anlagen und Ein-
richtungen der Verteidigung 
Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesra-
tes zu bestimmen, dass die Gewässeraufsicht im 
Sinne dieses Kapitels bei Anlagen und Einrichtun-
gen, die der Verteidigung dienen, zum Geschäftsbe-
reich des Bundesministeriums der Verteidigung 
gehörenden Stellen übertragen wird. 

  

 § 86 Verwaltungskosten bei Überwachung von 
Abwassereinleitungen 
Regelt der die Abwassereinleitung zulassende Be-
scheid den Umfang der regelmäßigen behördlichen 
Überwachung, so richtet sich die Verpflichtung zur 
Tragung der Verwaltungskosten hiernach. 

§ 86 ist weiter anwendbar. 

 § 87 Sanierung von Gewässer- und Bodenverun-
reinigungen 
(1) Die für Gewässerverunreinigungen Verantwort-
lichen haben die erforderlichen Maßnahmen zur 
Schadensermittlung und Schadensbegrenzung und 
zur Beseitigung von Verunreinigungen durchzu-
führen, soweit diese nicht bereits nach den Be-
stimmungen des Bundes-Bodenschutzgesetzes ge-

 
 
§ 87 Abs. 1 ist weiter anwendbar. 
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fordert sind. Die Sanierung hat sich an den Bewirt-
schaftungszielen nach den §§ 25a bis 25d WHG 
und § 25 Abs. 1 dieses Gesetzes sowie den jeweili-
gen Maßnahmenprogrammen nach § 36 WHG in 
Verbindung mit § 32 dieses Gesetzes auszurichten. 
 
(2) Bei Verunreinigungen kann die Wasserbehörde 
verlangen, dass vor Beginn der Sanierungsmaß-
nahmen nach Absatz 1 ein Sanierungsplan zu 
erstellen und die Genehmigung der Wasserbehörde 
einzuholen ist. Die Genehmigung schließt alle 
erforderlichen wasserbehördlichen Zulassungen 
ein.  
 
(3) Das Recht zur Anordnung von Maßnahmen 
nach § 84 und besondere gesetzliche Regelungen 
zur Altlastensanierung bleiben unberührt.  

 
 
 
 
 
 
§ 87 Abs. 2 ist nicht weiter anwendbar, da im Bun-
desrecht geregelt, § 13 WHG. 
 
 
 
 
 
 
§ 87 Abs. 3 ist nicht weiter anwendbar. 

 § 88 Gewässerschau, Schaukommission 
(1) Bei der Landesanstalt für Umwelt und Geologie 
werden Schaukommissionen für die Gewässer ers-
ter Ordnung und bei den unteren Wasserbehörden 
Schaukommissionen für die Gewässer zweiter Ord-
nung gebildet. Die Schaukommissionen unterstüt-
zen die Wasserbehörden und die Landesanstalt für 
Umwelt und Geologie durch Schauen der natür-
lichen fließenden oberirdischen Gewässer und der 
Wasserschutzgebiete. Für die Schaukommissionen 
gelten die Rechte und Pflichten nach § 85 Abs. 1 
Satz 1 sowie Abs. 2 und 4. Beim Schauen der 
oberirdischen Gewässer ist auch der Zustand der 
Überschwemmungsgebiete und der dem Hochwas-
serschutz dienenden Anlagen mit einzubeziehen. 
Bei den Wasserschutzgebieten sind insbesondere 
die Schutzzonen I und II zu begehen. 
 

§ 88 ist weiter anwendbar. 
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(2) Die Schaukommissionen setzen sich aus je 
einem Vertreter der ausrichtenden Behörde nach 
Absatz 1 Satz 1, bei Gewässern erster Ordnung 
einem Vertreter der oberen und unteren Wasserbe-
hörde, einer Landwirtschaftsbehörde und  
1. bei oberirdischen Gewässern aus je einem Ver-

treter der unteren Naturschutzbehörde, der Fi-
schereibehörde und der örtlich zuständigen Ge-
meindeverwaltung oder des Verbandsvorstan-
des, soweit die Unterhaltung einem Verband 
obliegt,  

2. bei Wasserschutzgebieten aus je einem Vertreter 
des Wasserversorgungsunternehmens, der ört-
lich zuständigen Gemeindeverwaltung und der 
Gesundheitsbehörde  

zusammen. Einem gemeinsamen Vertreter der nach 
§ 29 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) in 
der Fassung vom 21. September 1998 (BGBl. I S. 
2994) in der jeweils geltenden Fassung anerkannten 
Verbände sowie einem Vertreter des Thüringer 
Bauernverbandes ist die Teilnahme an den Schauen 
zu ermöglichen. Dritte können hinzugezogen wer-
den. 

 § 89 Wassergefahr 
(1) Werden zur Abwendung einer durch Hochwas-
ser, Eisgang oder andere Ereignisse entstehenden 
Wassergefahr augenblickliche Vorkehrungen not-
wendig, so sind, wenn es ohne erhebliche eigene 
Nachteile geschehen kann, die benachbarten Ge-
meinden, auch wenn sie nicht bedroht sind, ver-
pflichtet, die erforderliche Hilfe zu leisten.  
 
(2) Ist ein Deich bei Hochwasser gefährdet, so ha-
ben auf Anordnung der Wasserbehörde die Bewoh-
ner der bedrohten und, falls erforderlich, der be-

§ 89 ist weiter anwendbar. 
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nachbarten Gemeinden durch persönliche Dienste 
oder andere Leistungen im Rahmen des Herkömm-
lichen die erforderliche Hilfe zu leisten. 
 
(3) Die Körperschaft, in derem Interesse Hilfe ge-
leistet wird, hat auf Verlangen für Sachschaden und 
Verdienstausfall eine angemessene Entschädigung 
zu gewähren.  

 § 90 Gemeindlicher Wasserwehrdienst 
Gemeinden haben einen Wasserwehrdienst einzu-
richten und erforderliche Hilfsmittel bereitzuhalten, 
wenn sie erfahrungsgemäß durch Überschwem-
mungen gefährdet werden. Das Nähere regeln die 
Gemeinden durch Satzung. In dieser Satzung kön-
nen die Gemeinden gegenüber ihren Bewohnern 
Dienste zur Erfüllung der gemeindlichen Aufgabe 
der Wasserwehr unter angemessener Berücksichti-
gung der persönlichen Verhältnisse der Bewohner 
anordnen. 

§ 90 ist weiter anwendbar. 

 § 91 Warn- und Alarmdienst 
(1) Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mi-
nisterium richtet für Gewässer durch Rechtsverord-
nung einen Warn- und Alarmdienst ein, mit dem 
rechtzeitig vor zu erwartendem Hochwasser ge-
warnt wird. In der Rechtsverordnung können 
zugleich die Meldestellen und das Meldeverfahren 
bestimmt werden. 
 
(2) Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mi-
nisterium kann durch Rechtsverordnung einen 
Warn- und Alarmdienst zum Schutz der Gewässer 
vor Verunreinigungen einrichten und die Melde-
stellen und das Meldeverfahren bestimmen. 

§ 91 ist weiter anwendbar. 
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 Neunter Teil 

Zuständigkeits- und Verfahrensbestimmungen, 
besondere Bestimmungen für industrielle Vor-

haben 
Erster Abschnitt 

Zuständigkeit 

 

 § 103 Wasserbehörden 
(1) Oberste Wasserbehörde ist das für die Wasser-
wirtschaft zuständige Ministerium.  
 
(2) Obere Wasserbehörde ist das Landesverwal-
tungsamt.  
 
(3) Untere Wasserbehörde sind die Landkreise und 
kreisfreien Städte im übertragenen Wirkungskreis.  

§ 103 ist weiter anwendbar. 

 § 104 Technische Fachbehörde 
(1) Die Landesanstalt für Umwelt und Geologie ist 
die technische Fachbehörde für alle Angelegen-
heiten der Wasserwirtschaft und der Gewässeröko-
logie. Sie nimmt insbesondere folgende Aufgaben 
wahr: 
1. die Erarbeitung wasserwirtschaftlicher Grundla-

gen, 
2. die Ermittlung und Bewertung der nach Menge 

und Güte erforderlichen Daten für die Ordnung 
des Wasserhaushalts, 

3. alle Angelegenheiten der Hydrogeologie, 
4. die Erarbeitung und die Bereitstellung 

hydrogeologisch-bodenkundlicher Grundlagen 
für Wasser- und Heilquellenschutzgebiete, 

5. die Mitwirkung bei der Ermittlung des für die 
Wasserwirtschaft bedeutsamen Stands der 
Technik und dessen Weiterentwicklung, 

6. die Wahrnehmung des überregionalen Warn-

§ 104 ist weiter anwendbar. 
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dienstes der Wasserwirtschaft, 
7. die Überwachung des Zustands und der Benut-

zung der Gewässer erster Ordnung, der Ufer, der 
Deiche und der Überschwemmungsgebiete an 
Gewässern erster Ordnung in wasserwirtschaft-
licher und gewässerökologischer Hinsicht, 

8. die Wahrnehmung des Hochwasserwarn- und 
Hochwassermeldedienstes und 

9. die Durchführung von Probenahmen, deren Un-
tersuchung und Auswertung. 

Die Landesanstalt für Umwelt und Geologie er-
richtet und betreibt die zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben notwendigen Mess-, Beobachtungs- und Unter-
suchungseinrichtungen. Sie nimmt die Aufgaben 
des Landes nach § 67 Abs. 5 Satz 1 bei Talsperren 
der Anlage 5 wahr. 
 
(2) Die Landesanstalt für Umwelt und Geologie 
nimmt die Unterhaltung der Gewässer erster Ord-
nung, der Deiche nach Anlage 6 des Gesetzes sowie 
der sonstigen wasserwirtschaftlichen Anlagen, die 
im Eigentum des Landes stehen, wahr. 

 § 105 Zuständige Wasserbehörde 
(1) Die Wahrnehmung der Aufgaben nach dem 
Wasserhaushaltsgesetz, dieser Gesetze und den auf-
grund dieser Gesetze erlassenen Rechtsverordnun-
gen obliegt der unteren Wasserbehörde, wenn 
nichts anderes bestimmt ist. Sie ist darüber hinaus 
für die Durchführung von Planfeststellungs- und 
Plangenehmigungsverfahren nach § 20 UVPG für 
die Errichtung und den Betrieb von Vorhaben nach 
Anlage 1 Nr. 19.8 und 19.9 UVPG zuständig. Die 
unteren Wasserbehörden haben dem für Wasser-
wirtschaft zuständigen Ministerium die Informatio-
nen aus ihrer Vollzugstätigkeit aufzuarbeiten und 

 
§ 105 Abs. 1 ist weiter anwendbar. Die Verweisung 
auf das Wasserhaushaltsgesetz gilt auch für die ab 
1. März 2010 geltende Fassung. 
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bereitzustellen, die erforderlich sind, damit Be-
richts- und Informationspflichten gegenüber den 
Europäischen Gemeinschaften oder dem Bund 
erfüllt werden können. 
 
(2) Die obere Wasserbehörde ist zuständig für  
1. Rechtsverordnungen zur Festsetzung, Feststel-

lung und Aufhebung von  
a) Wasserschutzgebieten nach § 19 Abs. 1 Nr. 1 

WHG und nach § 130 Abs. 2,  
b) Wasservorbehaltsgebieten nach § 29 Abs. 1 

sowie nach § 52 Abs. 1 in Verbindung mit § 
29 Abs. 1,  

c) Planungsgebieten nach § 36a WHG,  
d) Heilquellenschutzgebieten nach § 52 Abs. 1,  
e) Überschwemmungsgebieten nach § 80 Abs. 

3 in Verbindung mit § 82, 
f) Gewässern und Gewässerabschnitten nach 

§ 80 Abs. 2,  
2. die wasserrechtliche Bauartzulassung nach 

§ 19h Abs. 2 Satz 1 WHG,  
3. die Führung des Verzeichnisses nach § 34 

Abs. 1,  
4. a) Planfeststellungen und Plangenehmigungen 

nach § 31 WHG,  
b) Bewilligungen, gehobene Erlaubnisse, Er-

laubnisse für die Entnahme fester Stoffe und 
für das Aufstauen und Absenken,  

c) Anordnungen zur Wiederherstellung des frü-
heren Zustands nach § 11 Abs. 2,  

d) Anordnungen nach § 67 Abs. 3 und Entschei-
dungen nach § 67 Abs. 4 Satz 3,  

e) Anordnungen von Schutzmaßnahmen nach 
§ 72 Abs. 1,  

f) eine Übertragung der Unterhaltungslast nach 

 
 
 
 
 
§ 105 Abs. 2 ist weiter anwendbar. Die Bestim-
mung kann so ausgelegt werden, dass die Verweise 
auf die Bestimmungen des Wasserhaushaltsgeset-
zes in der bis 28. Februar 2010 geltenden Fassung 
ab dem 1. März 2010 als Verweise auf die Bestim-
mungen des Wasserhaushaltsgesetzes in der ab 
1. März 2010 geltenden Fassung aufgefasst werden 
können, die die gleichen oder ähnlichen Sachver-
halte regeln. 
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§ 68 Abs. 3,  
g) Genehmigungen hinsichtlich baulicher Anla-

gen und Gebäude nach § 79 Abs. 1 sowie die 
Einvernehmenserteilung nach § 79 Abs. 4 
Satz 1, 

soweit Gewässer erster Ordnung betroffen sind,  
5. Planfeststellungen und Plangenehmigungen 

nach § 31 WHG, soweit der Gewässerausbau 
durch das Freilegen von Grundwasser erfolgt,  

6. die Aufsicht über die Stauanlagen nach § 42, 
7. die Genehmigung des Baus, des Betriebes oder 

der wesentlichen Änderung von Abwasseranla-
gen nach § 56 Abs. 1 und 2 sowie die Erteilung 
einer für die Einleitung aus einer derartigen An-
lage in ein Gewässer erforderlichen Erlaubnis 
oder gehobenen Erlaubnis, wenn die Anlage 
a) für organisch belastetes Abwasser von mehr 

als 3000 kg/d BSB5 (roh) oder 
b) für anorganisch belastetes Abwasser von 

mehr als 1500 Kubikmeter Abwasser in zwei 
Stunden (ausgenommen Kühlwasser) 

ausgelegt ist, 
8. Anordnungen nach § 74 Abs. 3 für die in der 

Anlage 6 genannten Deiche,  
9. Zulassung von Ausnahmen nach § 77 Abs. 1 

und Genehmigungen nach § 77 Abs. 2 für Dei-
che nach Anlage 6,  

10.a die Ermittlung und Darstellung von Über-
schwemmungsgebieten nach § 80a Abs. 1 und 
überschwemmungsgefährdeten Gebieten nach 
§ 80a Abs. 2, 

10.b die Aufstellung von Hochwasserschutzplänen 
nach § 82a Abs. 1, 

10.c die Zulassung der Ausweisung eines neuen 
Baugebiets nach § 31b Abs. 4 Satz 2 WHG, 
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11. die Feststellung der Zulässigkeit der Enteignung 
nach § 27 Abs. 4 und § 97 sowie für Verfahren 
über Entschädigungen, soweit sie auch für die 
Zulassung des Vorhabens zuständig ist,  

12. den Ausgleich von Rechten und Befugnissen 
nach § 24,  

13. die Anerkennung von Sachverständigen und 
sachverständigen Stellen,  

14. die Mitwirkung in schifffahrtsrechtlichen 
Angelegenheiten,  

15. die Durchführung von Genehmigungs- oder 
Erlaubnisverfahren sowie die Wahrnehmung der 
weiteren Aufgaben nach den §§ 118 a bis 118 g, 

16. das Führen des Wasserbuchs nach § 37 WHG 
und § 123,  

17. Genehmigungen für Anlagen nach § 19a WHG,  
18. die Aufforderung zur Anmeldung alter Rechte 

und Befugnisse nach § 16 Abs. 2 WHG sowie 
Feststellungen nach § 129 Abs. 2,  

19. den Vollzug des Wassersicherstellungsgesetzes 
vom 24. August 1965 (BGBl. I S. 1225, 1817)in 
der jeweils geltenden Fassung, 

20. die Abgabe von Stellungnahmen und Einverneh-
menserklärungen in Verfahren von Bundes-, 
obersten und oberen Landesbehörden, soweit 
neben der oberen Wasserbehörde auch die un-
tere Wasserbehörde oder die Landesanstalt für 
Umwelt und Geologie in diesem Verfahren zu 
beteiligen wären, 

21. die Genehmigung nach § 79 sowie die Planfest-
stellung oder Plangenehmigung nach § 31 WHG 
für Talsperren der Anlage 5 in der Unterhal-
tungslast des Landes. 

Sie ist ferner zuständig, wenn bei einer Angelegen-
heit auch die Zuständigkeit der unteren Wasserbe-
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hörde gegeben ist, aber der Schwerpunkt der Sache 
bei der oberen Wasserbehörde liegt. Sie ist zu-
ständige Aufsichtsbehörde für die Wasser- und Bo-
denverbände, die Aufgaben nach § 2 Nr. 1, 2, 5, 8, 
9 und 11 WVG wahrnehmen.  
 
(2a) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 Nr. 5 ist das 
Landesbergamt zuständig für die Planfeststellung 
und Plangenehmigung nach § 31 WHG, soweit  
1. ein Gewässer durch das Freilegen grundwasser-

führender Schichten ausgebaut wird,  
2. der Ausbau mit der Gewinnung von 

Bodenschätzen verbunden ist und  
3. die Gewinnung der Bodenschätze den Bestim-

mungen des Bundesberggesetzes unterliegt.  
 
(3) (aufgehoben) 
 
(4) (aufgehoben)  
 
(5) Das für die Wasserwirtschaft zuständige Mi-
nisterium kann abweichend von den Absätzen 1 bis 
2a die Zuständigkeit durch Rechtsverordnung einer 
anderen Behörde übertragen, wenn dies für den 
Vollzug des Wasserhaushaltsgesetzes, dieses Ge-
setzes oder einer aufgrund dieser Gesetze ergange-
nen Rechtsverordnung zweckmäßig ist. Eine Über-
tragung ist darüber hinaus zulässig, wenn dies we-
gen der besonderen wasserwirtschaftlichen Bedeu-
tung oder Schwierigkeit der Angelegenheit, wegen 
der Zuständigkeit mehrerer Wasserbehörden in 
derselben Sache oder für einen einheitlichen Voll-
zug des Wasserrechts zweckmäßig ist. Ist auch eine 
Behörde eines anderen Bundeslandes zuständig, so 
kann das für die Wasserwirtschaft zuständige Mi-

 
 
 
 
 
 
§ 105 Abs. 2a ist weiter anwendbar (vgl. oben zu 
§ 105 Abs. 2). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 105 Abs. 5 ist weiter anwendbar. 
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nisterium mit der zuständigen Behörde des anderen 
Bundeslandes eine gemeinsame zuständige Be-
hörde vereinbaren. 
 
(6) Kommt eine Wasserbehörde oder die Landesan-
stalt für Umwelt und Geologie einer schriftlichen 
Weisung der Fachaufsichtsbehörde nicht innerhalb 
einer gesetzten angemessenen Frist nach, so kann 
die Fachaufsichtsbehörde anstelle der angewiese-
nen Behörde handeln. 

 
 
 
 
§ 105 Abs. 6 ist weiter anwendbar. 
 
 
 
 
 
Hinweis: Mit dem Zweiten Thüringer Gesetz zur 
Änderung umweltrechtlicher Vorschriften werden 
die Zuständigkeiten der Wasser- und Bergbehörden 
den Bestimmungen des Wasserhaushaltsgesetzes in 
der ab 1. März 2010 geltenden Fassung angepasst. 

 § 106 (aufgehoben)  
 § 107 Sachverständige 

Das für die Wasserwirtschaft zuständige Ministe-
rium kann durch Rechtsverordnung  
1. bestimmte Aufgaben, insbesondere Prüf- und 

Überwachungsmaßnahmen, auf anerkannte 
Sachverständige oder sachverständige Stellen 
übertragen,  

2. die Voraussetzungen für die Anerkennung der 
Sachverständigen oder sachverständigen Stellen 
und die Entgelte für deren Leistung regeln,  

3. regeln, dass der Antragsteller, Anlagenbetreiber 
oder sonstige Veranlasser von Maßnahmen die 
Kosten der Sachverständigen zu tragen hat,  

4. bestimmen, dass die Erfüllung von Maßnahmen 
nach Nummer 1 durch eine Bescheinigung eines 
anerkannten Sachverständigen oder einer sach-
verständigen Stelle nachzuweisen ist. 

§ 107 ist weiter anwendbar. 
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 Zweiter Abschnitt 

Allgemeine Verfahrensbestimmungen 
 

 § 108 Verwaltungsverfahren 
(1) Soweit in diesem Gesetz oder in den aufgrund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften 
nichts anderes bestimmt ist, gilt für das Verwal-
tungsverfahren das Thüringer Verwaltungsverfah-
rensgesetz.  
 
(2) Die für die Entscheidung der Verwaltungsbe-
hörde erforderlichen Unterlagen (Lageplan, Zeich-
nungen, Nachweise, Beschreibungen) hat derjenige 
vorzulegen, der die Entscheidung beantragt oder in 
dessen Interesse sie ergehen soll. Unvollständige, 
mangelhafte oder offensichtlich unzulässige An-
träge können ohne Durchführung des Verwaltungs-
verfahrens zurückgewiesen werden, wenn der An-
tragsteller die ihm mitzuteilenden Mängel nicht 
innerhalb der gesetzten Frist behebt. Unvollständig 
sind insbesondere Anträge, denen die zur Beurtei-
lung erforderlichen Unterlagen (Lageplan, Zeich-
nungen, Nachweise, Beschreibungen) nicht beilie-
gen.  
 
(3) Werden Benutzungen ohne die erforderlichen 
Erlaubnisse oder Bewilligungen ausgeübt, Gewäs-
ser oder Anlagen ohne die erforderliche Genehmi-
gung, Eignungsfeststellung, Bauartzulassung oder 
Planfeststellung ausgebaut, errichtet, eingebaut, 
verwendet, beseitigt oder geändert, so kann die zu-
ständige Behörde auch anstelle der Untersagung 
verlangen, dass ein entsprechender Antrag gestellt 
wird.  
 

§ 108 ist weiter anwendbar. 



Aktuelle bundesrechtliche Regelung Aktuelle landesrechtliche Regelung Hinweise 
 

 146 

(4) Die für die Entscheidung der Verwaltungsbe-
hörde erforderlichen Unterlagen müssen von fach-
kundigen Personen erstellt und unterzeichnet sein. 
Das für die Wasserwirtschaft zuständige Ministe-
rium kann durch Rechtsverordnung bestimmen, wer 
Fachkundiger ist.  

 § 109 Einwendungen privatrechtlicher Natur 
Sind gegen einen Antrag Einwendungen privat-
rechtlicher Natur erhoben worden, kann die zustän-
dige Behörde unter Vorbehalt dieser Einwendungen 
entscheiden oder das Verfahren aussetzen.  

§ 109 ist für Bewilligungen und die gehobene Er-
laubnis nicht weiter anwendbar, da der Sachverhalt 
durch Bundesrecht geregelt ist, § 14 Abs. 3 bis 5, 
§ 15 Abs. 2 WHG. 

 § 110 Verfahren bei wasserrechtlichen Entschei-
dungen 
(1) Entscheidungen nach dem Wasserhaushaltsge-
setz und diesem Gesetz bedürfen der Schriftform, 
es sei denn, dass sie nur eine vorläufige Regelung 
treffen oder wegen Gefahr im Verzug erlassen 
werden. Den Verfahrensbeteiligten, die nicht An-
tragsteller sind, kann die Entscheidung ohne die zu-
gehörigen Planunterlagen mit dem Hinweis bekannt 
gegeben oder zugestellt werden, wo diese einge-
sehen werden können.  
 
(2) Sind mehr als 50 Benachrichtigungen oder Zu-
stellungen vorzunehmen, können sie durch öffentli-
che Bekanntgabe ersetzt werden.  
 
(3) Soweit eine wasserrechtliche Entscheidung 
andere öffentlich-rechtliche Entscheidungen ein-
schließt oder selbst von einer anderen öffentlich-
rechtlichen Entscheidung ersetzt wird, ist die er-
setzte Entscheidung ausdrücklich zu bezeichnen.  

§ 110 ist weiter anwendbar. 

 § 111 Sicherheitsleistung 
(1) Die zuständige Behörde kann die Leistung einer 
Sicherheit oder den Nachweis einer Haftpflicht-

§ 111 ist weiter anwendbar. 
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versicherung verlangen, soweit sie erforderlich 
sind, um die Erfüllung von Bedingungen, Auflagen 
und sonstigen Verpflichtungen zu sichern oder 
finanzielle Risiken abzudecken, die bei Unfällen 
oder Betriebsstörungen entstehen können. Das 
Land und sonstige Körperschaften des öffentlichen 
Rechts sind von der Sicherheitsleistung frei, sofern 
nicht im Einzelfall etwas anderes bestimmt wird. 
Auf Sicherheitsleistungen sind die §§ 232 bis 240 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs anzuwenden.  
 
(2) Art und Höhe der Sicherheit sowie der Begüns-
tigte sind zu bestimmen.  
 
(3) Ist der Grund für die Sicherheitsleistung wegge-
fallen, so ist dem Begünstigten eine Frist zu setzen, 
binnen deren er die Einwilligung in die Rückgabe 
der Sicherheit zu erklären oder die Erhebung der 
Klage wegen seiner Ansprüche nachzuweisen hat. 
Nach Ablauf der Frist ist die Rückgabe der Sicher-
heit anzuordnen, wenn nicht inzwischen die Erhe-
bung der Klage nachgewiesen ist.  

 § 112 Vorläufige Anordnungen, Beweissicherung 
(1) Ist ein Verfahren nach dem Wasserhaushaltsge-
setz oder diesem Gesetz eingeleitet, so kann die 
zuständige Behörde zur Sicherung der in Aussicht 
genommenen Maßnahmen vorläufige Anordnungen 
treffen, wenn das Wohl der Allgemeinheit dies 
erfordert. Die Anordnung ist zu befristen.  
 
(2) Zur Feststellung von Tatsachen, die für eine 
nach dem Wasserhaushaltsgesetz oder diesem Ge-
setz zu treffende Entscheidung von Bedeutung sein 
können, insbesondere zur Feststellung des Zu-
standes einer Sache, kann die zuständige Behörde 

§ 112 ist weiter anwendbar. 
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die erforderlichen Maßnahmen anordnen, wenn 
sonst die Feststellung unmöglich oder wesentlich 
erschwert würde (Beweissicherungsverfahren).  

 § 114 Verfahrenskosten 
Die Verfahrenskosten fallen dem Antragsteller oder 
dem Begünstigten zur Last. Kosten, die infolge 
unbegründeter Einwendungen oder im Falle eines 
Entschädigungsverfahrens durch wesentlich über-
höhte Entschädigungsforderungen entstanden sind, 
können demjenigen auferlegt werden, der die Ein-
wendungen oder die Entschädigungsforderungen 
erhoben hat.  

§ 114 ist weiter anwendbar. 

 Dritter Abschnitt 
Verfahren für die Planfeststellung, Bewilligung 

und gehobene Erlaubnis 

 

 § 115 Verfahrensvorschriften 
(1) Für die Planfeststellung gelten die Bestimmun-
gen des Teils V Abschnitt 2 des Thüringer Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG) mit folgen-
den Maßgaben:  
1. Es sind nicht § 73 Abs. 1 und 9 sowie § 74 

Abs. 2 Satz 2 und 3 und Abs. 6 und 7 VwVfG 
anzuwenden.  

2. Sind Privatrechte streitig, so kann den Beteilig-
ten aufgegeben werden, eine Entscheidung der 
ordentlichen Gerichte herbeizuführen.  

3. Der Plan ist nach § 73 Abs. 2 und 3 Satz 1 
ThürVwVfG in den Gemeinden auszulegen, in 
denen eine Beeinträchtigung von Rechten oder 
rechtlich geschützten Interessen Dritter zu er-
warten ist; die Auslegungsfrist kann bis auf zwei 
Wochen beschränkt werden.  

4. (aufgehoben)  
5. (aufgehoben)  
6. Den Verfahrensbeteiligten, die nicht Antragstel-

 
§ 115 Abs. 1 ist nicht weiter anwendbar, da der 
Sachverhalt durch Bundesrecht geregelt ist, § 70 
Abs. 1 WHG. 
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ler sind, ist die Entscheidung ohne die zugehöri-
gen Planunterlagen mit dem Hinweis zuzustel-
len, wo diese eingesehen werden können.  

 
(2) Für das Bewilligungsverfahren und für das Ver-
fahren für eine gehobene Erlaubnis gilt Absatz 1 
mit folgender Maßgabe entsprechend:  
1. Außer den in Absatz 1 Nr. 1 genannten Bestim-

mungen sind auch die §§ 75, 77 und 78 
ThürVwVfG nicht anzuwenden.  

2. Der Bescheid hat auch folgende Angaben zu 
enthalten:  
a) die genaue Bezeichnung des erlaubten oder 

bewilligten Rechts nach Art, Umfang und 
Zweck des der Benutzung zugrunde liegen-
den Plans,  

b) die Dauer der Erlaubnis oder Bewilligung,  
c) die Benutzungsbedingungen und Auflagen 

und, soweit erforderlich, den Vorbehalt 
nachträglicher Auflagen (§ 10 Abs. 1 WHG),  

d) die Frist für den Beginn der Benutzung,  
e) die Festsetzung einer Entschädigung, soweit 

sie einem späteren Verfahren nicht vorbe-
halten wird.  

3. Die Nachprüfung des Verwaltungsakts in einem 
Vorverfahren entfällt nicht nach § 74 Abs. 1 in 
Verbindung mit § 70 ThürVwVfG.  

 
(3) Für die Plangenehmigung nach § 31 Abs. 3 
WHG ist § 74 Abs. 6 Satz 1 und Abs. 7 
ThürVwVfG nicht anzuwenden.  
 
(4) Betrifft ein Erlaubnisverfahren eine Gewässer-
benutzung von erheblicher Bedeutung für den Was-
ser- und Naturhaushalt, kann die Wasserbehörde 

 
 
 
 
§ 115 Abs. 2 ist weiter anwendbar, da Bundesrecht 
das Verfahren nicht regelt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 115 Abs. 3 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, § 70 WHG. 
 
 
§ 115 Abs. 4 ist weiter anwendbar. 
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das Vorhaben öffentlich bekannt machen und mit 
den Beteiligten erörtern.  

 Vierter Abschnitt 
Andere Verfahren 

 

 § 116 Ausgleichsverfahren 
Für das Verfahren zum Ausgleich von Rechten und 
Befugnissen (§ 24) gilt § 115 Abs. 2 Nr. 2 entspre-
chend. Die Kosten sind auf die Beteiligten nach 
billigem Ermessen zu verteilen.  

§ 116 ist weiter anwendbar. 

 § 117 Wasser- und Heilquellenschutzgebiete 
(1) Vor dem Erlass einer Rechtsverordnung über 
die Festsetzung von Wasser- und Heilquellen-
schutzgebieten und die Feststellung von Über-
schwemmungsgebieten sind die betroffenen Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts sowie die Trä-
ger öffentlicher Belange zu hören und der Entwurf 
der Rechtsverordnung mit den zugehörigen Karten 
während der Dauer eines Monats in den betroffenen 
Gemeinden öffentlich auszulegen. Die öffentliche 
Auslegung ist vorher ortsüblich mit dem Hinweis 
bekannt zu geben, dass innerhalb von zwei Wochen 
nach Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich oder 
zur Niederschrift bei der zuständigen Wasserbe-
hörde Bedenken gegen die Festsetzung des Schutz-
gebietes, die Feststellung des Überschwemmungs-
gebietes oder den Erlass einzelner Schutzanord-
nungen sowie Anregungen zu dem Entwurf vorge-
bracht werden können. Wer Bedenken oder Anre-
gungen vorgebracht hat, die beim Erlass der 
Rechtsverordnung nicht berücksichtigt wurden, ist 
über die Gründe zu unterrichten.  
 
(2) Enthalten Rechtsverordnungen nach Absatz 1 
Karten, kann die Verkündung dieser Teile auch 
durch Niederlegung in digitaler Form ersetzt wer-

§ 117 ist weiter anwendbar. 



Aktuelle bundesrechtliche Regelung Aktuelle landesrechtliche Regelung Hinweise 
 

 151 

den. Werden Rechtsverordnungen nach Absatz 1 
oder Beschlüsse zur Festsetzung von Wasser- und 
Heilquellenschutzgebieten oder Überschwem-
mungsgebieten, die nach § 130 Abs. 2, § 131 
Abs. 2 oder als nach bisherigem Recht festgelegte 
Hochwassergebiete fortgelten, nur dadurch geän-
dert, dass die der Festsetzung oder Feststellung 
zugrunde liegenden analogen Karten durch digitale 
Karten ersetzt werden, finden Absatz 1 und Satz 4 
keine Anwendung. Bei der Ersetzung ist sicherzu-
stellen, dass die ursprünglich festgelegten Grenzen 
des räumlichen Geltungsbereichs der wasserrecht-
lich geschützten Gebiete mit den in den digitalen 
Karten festgelegten Grenzen unter Berücksichti-
gung von definierten Übertragungs- und Ausle-
gungsgrundsätzen übereinstimmen. Die Rechtsver-
ordnungen über die Festsetzung von Wasser- und 
Heilquellenschutzgebieten und die Feststellung von 
Überschwemmungsgebieten sollen in den betroffe-
nen Gemeinden ortsüblich bekannt gemacht wer-
den. 
 
(3) Die Grenzen des Geltungsbereichs der Rechts-
verordnung sind, soweit erforderlich, durch den, in 
dessen Interesse die Rechtsverordnung erlassen 
wurde, sonst durch die erlassende Behörde in der 
Natur in geeigneter Weise kenntlich zu machen.  

 § 118 Beschneiungsanlagen 
(1) Die Errichtung, der Betrieb und die wesentliche 
Änderung oder Erweiterung von Beschneiungsan-
lagen bedürfen der Genehmigung. Dies gilt auch 
für den Betrieb bestehender Anlagen, wenn die für 
die Gewässerbenutzung erteilte wasserrechtliche 
Gestattung den Betrieb noch nicht umfassend re-
gelt. Eine genehmigungsbedürftige Anlage nach 

§ 118 ist weiter anwendbar, da kein Genehmi-
gungsverfahren im Bundesrecht vorhanden ist. 
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den Sätzen 1 oder 2, die bei In-Kraft-Treten des 
Gesetzes zur Änderung des Thüringer Wassergeset-
zes und der Thüringer Indirekteinleiterverordnung 
bereits errichtet ist oder mit deren Errichtung oder 
wesentlichen Änderung begonnen wurde, muss 
innerhalb eines Zeitraums von einem Jahr nach In-
Kraft-Treten des Gesetzes zur Änderung des Thü-
ringer Wassergesetzes und der Thüringer Indirekt-
einleiterverordnung der zuständigen Wasserbehörde 
angezeigt werden. Der Anzeige sind die zur Beur-
teilung der Genehmigungsbedürftigkeit oder der 
Notwendigkeit von Benutzungsbedingungen und 
Auflagen erforderlichen Unterlagen beizufügen. 

(2) Die Genehmigung darf nur versagt oder wider-
rufen werden, wenn und soweit dies zum Schutz 
des Naturhaushalts oder des Landschaftsbilds oder 
aus Gründen der Wasserwirtschaft, der öffentlichen 
Sicherheit oder des Allgemeinwohls erforderlich 
ist. § 16 gilt entsprechend. Bedingungen und Aufla-
gen sind insbesondere zulässig, um Auswirkungen 
zu verhüten, die den Naturhaushalt oder das Land-
schaftsbild beeinträchtigen können. Zur Beschnei-
ung darf nur Wasser ohne Zusätze verwendet wer-
den.  
 
(3) Die Genehmigung nach Absatz 1 kann nur in 
einem Verfahren erteilt werden, das den Anforde-
rungen des Thüringer UVP-Gesetzes entspricht, 
wenn danach eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen ist. 

 Fünfter Abschnitt 
Besondere Bestimmungen für industrielle Vor-

haben 

 

 § 118a Koordinierung der Verfahren 
Ist mit der Errichtung und dem Betrieb oder mit der 

§ 118 a ist weiter anwendbar. 
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wesentlichen Änderung einer Anlage, die nach 
Spalte 1 des Anhangs der Verordnung über geneh-
migungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) in der 
Fassung vom 14. März 1997 (BGBl. I S. 504) in der 
jeweils geltenden Fassung genehmigungsbedürftig 
ist, eine Gewässerbenutzung nach § 3 Abs. 1 Nr. 4, 
4a oder 5 oder Abs. 2 Nr. 2 WHG oder eine Indi-
rekteinleitung nach § 59 Abs. 1 verbunden, darf 
eine Erlaubnis für die Gewässerbenutzung oder 
eine Genehmigung für die Indirekteinleitung nur 
erteilt werden, wenn auch die in diesem Abschnitt 
geregelten Anforderungen eingehalten werden. 
Soweit für das Vorhaben selbst oder für weitere 
damit unmittelbar in einem räumlichen oder be-
trieblichen Zusammenhang stehende Vorhaben, die 
Auswirkungen auf die Umwelt haben können und 
die für die Erlaubnis oder Genehmigung Bedeutung 
haben, eine Zulassung nach anderen Gesetzen vor-
geschrieben ist, ist eine vollständige Koordinierung 
der Zulassungsverfahren und der Inhalts- und Ne-
benbestimmungen sicherzustellen. 

 § 118b Antragsunterlagen 
Dem Antrag auf Erteilung der Erlaubnis oder der 
Genehmigung sind vom Antragsteller mindestens 
Beschreibungen beizufügen 
1. zu Art, Herkunft, Menge und stofflicher Belas-

tung des Abwassers sowie zur Feststellung der 
Auswirkungen der Emissionen auf die Gewäs-
ser, 

2. zu Roh- und Hilfsstoffen sowie zu sonstigen 
Stoffen, die in der Produktion verwendet oder 
erzeugt werden, 

3. zu dem Ort des Abwasseranfalls und zur Zusam-
menführung von Abwasserströmen, 

4. zu Maßnahmen zur Schadstoffrückhaltung des 

§ 118b ist weiter anwendbar. 
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Schmutzwassers und des auf dem Anlagenge-
lände anfallenden Niederschlagswassers, 

5. zu vorgesehenen Maßnahmen zur Überwachung 
der Emissionen in die Umwelt und 

6. zu den wichtigsten vom Antragsteller 
gegebenenfalls geprüften Alternativen in einer 
Übersicht. 

Bei den Beschreibungen nach Satz 1 kann auf sol-
che Angaben verzichtet werden, die für die bean-
tragte Gewässerbenutzung offensichtlich ohne Be-
lang sind. Dem Antrag ist eine allgemein verständ-
liche nicht technische Zusammenfassung der in 
Satz 1 genannten Angaben beizufügen. 

 § 118c Mindestinhalt der Erlaubnis oder Ge-
nehmigung 
Die Erlaubnis oder die Genehmigung nach § 118 a 
hat mindestens Regelungen über  
1. die Verpflichtung zur Überwachung der Gewäs-

serbenutzung und der Indirekteinleitung, 
2. die Methode und die Häufigkeit von Messungen 

sowie das Bewertungsverfahren und 
3. die Vorlage der Ergebnisse der durchzuführen-

den Überwachung. 
zu enthalten. Die Mindestinhalte nach Satz 1 sind 
unter Berücksichtigung der Regelungen über die 
Eigenüberwachung festzulegen. 

§ 118c ist weiter anwendbar. 

 § 118d Überwachung und Überprüfung der Er-
laubnis und Genehmigung 
(1) Die Einhaltung der Erlaubnis oder der Geneh-
migung nach § 118 a ist zu überwachen. 
 
(2) Die Erlaubnis oder die Genehmigung nach 
§ 118 a sind regelmäßig zu überprüfen und, soweit 
erforderlich, durch nachträgliche Anordnungen auf 
den neuesten Stand zu bringen. Die Überprüfung 

§ 118d ist nicht weiter anwendbar, da durch Bun-
desrecht geregelt, § 100 WHG. 
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wird aus besonderem Anlass vorgenommen, wenn 
1. Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Schutz 

der Gewässer nicht ausreichend ist und deshalb 
die in der Erlaubnis oder Genehmigung festge-
legten Begrenzungen der Emissionen überprüft 
oder neu festgesetzt werden müssen, 

2. wesentliche Veränderungen des Stands der 
Technik eine erhebliche Verminderung der 
Emissionen ermöglichen, 

3. eine Verbesserung der Betriebssicherheit, insbe-
sondere durch die Anwendung anderer Techni-
ken, erforderlich ist oder 

4. neue Rechtsvorschriften dies erfordern. 
 § 118e Öffentlichkeitsbeteiligung und Zugang zu 

Informationen 
(1) Bei Erlaubnissen und Genehmigungen nach 
§ 118a sowie bei deren Anpassung nach § 118a so-
wie bei deren Anpassung nach § 118d Abs. 2 Satz 1 
ist die Öffentlichkeit nach Maßgabe der Absätze 2 
bis 4 zu beteiligen. 

(2) Die Wasserbehörde macht beantragte oder von 
ihr nach § 118d Abs. 2 Satz 1 beabsichtigte Ent-
scheidungen öffentlich bekannt. Für die öffentliche 
Bekanntmachung sowie für die Auslegung des An-
trags und der Unterlagen gelten § 10 Abs. 3 und 4 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes in der Fas-
sung vom 26. September 2002 (BGBl. I S. 3830) in 
der jeweils geltenden Fassung sowie die §§ 9 und 
10 der Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren vom 29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001) in der 
jeweils geltenden Fassung sinngemäß. 
 
(3) Der betroffenen Öffentlichkeit ist Gelegenheit 
zu geben, zu dem Vorhaben binnen zwei Wochen 
nach Ablauf der Auslegungsfrist Stellung zu neh-

§ 118e ist weiter anwendbar. 
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men. Mit Ablauf der Frist sind Einwendungen ge-
gen das Vorhaben, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen, ausgeschlossen. 
 
(4) Entscheidungen nach Absatz 1 sind öffentlich 
bekannt zu machen. Der Öffentlichkeit sind 
1. der Inhalt der Entscheidung, 
2. die Gründe, auf denen sie beruht, 
3. die Art und Weise der durchgeführten Öffent-

lichkeitsbeteiligung und 
4. vorhandene Ergebnisse aus der Überwachung 

nach § 118d Abs. 1 
zugänglich zu machen. Überwachungsergebnisse 
dürfen nicht veröffentlicht werden, soweit aus ih-
nen Rückschlüsse auf Betriebs- und Geschäftsge-
heimnisse gezogen werden können. 

 § 118f Grenzüberschreitende Benutzungen und 
Indirekteinleitungen 
(1) Ergibt sich aus den Antragsunterlagen, dass eine 
Gewässerbenutzung oder eine Indirekteinleitung 
nach § 118 a erhebliche nachteilige Auswirkungen 
auf die Umwelt eines anderen Staates haben kann 
oder ersucht ein anderer Staat, der von den Auswir-
kungen erheblich berührt werden kann, darum, so 
werden die von dem anderen Staat benannten Be-
hörden zum gleichen Zeitpunkt und in gleichem 
Umfang über das Vorhaben und Verfahren nach § 
118d Abs. 2 Satz 1 unterrichtet wie die beteiligten 
Landesbehörden; dabei ist eine angemessene Frist 
für die Mitteilung einzuräumen, ob eine Teilnahme 
an dem Verfahren gewünscht wird. Hat der betrof-
fene Staat die zu beteiligenden Behörden nicht be-
nannt, ist dessen oberste für Umweltangelegenhei-
ten zuständige Behörde zu unterrichten. Die Unter-
richtung wird durch die zuständige Behörde vorge-

§ 118f ist weiter anwendbar. 
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nommen. 
 
(2) Die zuständige Behörde stellt den nach Absatz 1 
zu beteiligenden Behörden jeweils die Angaben 
nach § 118e Abs. 2 zur Verfügung und teilt den 
geplanten zeitlichen Ablauf des Genehmigungs- 
oder Erlaubnisverfahrens mit. Rechtsvorschriften 
zur Geheimhaltung, insbesondere zum Schutz von 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen, bleiben 
unberührt; entgegenstehende Rechte Dritter sind zu 
beachten. Ebenfalls unberührt bleiben die Bestim-
mungen des Bundesdatenschutzgesetzes und des 
Thüringer Datenschutzgesetzes zur Datenübermitt-
lung an Stellen außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes. Die zuständige Behörde gibt den zu 
beteiligenden Behörden des betroffenen Staates 
Gelegenheit, innerhalb angemessener Frist vor der 
Entscheidung auf der Grundlage der übersandten 
Unterlagen zu dem Antrag ihre Stellungnahmen 
abzugeben. 
 
(3) Die zuständige Behörde hat in der Unterrich-
tung gleichzeitig darum zu bitten, dass das Vorha-
ben in dem betroffenen Staat auf geeignete Weise 
bekannt gemacht und dabei angegeben wird, bei 
welcher Behörde Einwendungen erhoben werden 
können. Die in dem betroffenen Staat ansässigen 
Personen sind im Hinblick auf ihre weitere Beteili-
gung am Genehmigungsverfahren Inländern 
gleichgestellt. 
 
(4) Die zuständige Behörde kann verlangen, dass 
ihr der Träger des Vorhabens eine Übersetzung der 
Unterlagen zur Verfügung stellt. 
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(5) Die Wasserbehörde übermittelt den nach Absatz 
1 beteiligten Behörden der betroffenen Staaten die 
in § 118e Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 bis 4 genannten In-
formationen. Soweit die Wasserbehörde solche 
Informationen erhält, macht sie diese der betroffe-
nen Öffentlichkeit in geeigneter Weise zugänglich. 
Sofern sich in dem betroffenen Staat ansässige Per-
sonen am Genehmigungsverfahren beteiligt haben, 
kann sie eine Übersetzung des Genehmigungsbe-
scheids beifügen. 

 § 118g Vorhandene Benutzungen und Indirekt-
einleitungen 
Bis spätestens 30. Oktober 2007 müssen vorhan-
dene Einleitungen von Abwasser den Anforderun-
gen nach § 7a Abs. 1 Satz 3 WHG und vorhandene 
Indirekteinleitungen von Abwasser den Anforde-
rungen nach § 7a Abs. 1 Satz 4 WHG entsprechen. 

§ 118g ist weiter anwendbar. 

 § 120 Vollstreckung 
(1) Die Zwangsvollstreckung nach der Zivilpro-
zessordnung findet statt  
1. aus der Niederschrift über die Einigung, wenn 

die vollstreckbare Ausfertigung mindestens eine 
Woche vorher zugestellt ist,  

2. aus dem Festsetzungsbescheid, wenn die voll-
streckbare Ausfertigung bereits zugestellt ist 
oder gleichzeitig zugestellt wird.  

 
(2) Die vollstreckbare Ausfertigung wird von dem 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Amtsge-
richts erteilt, in dessen Bezirk die mit dem Festset-
zungsverfahren befasste Behörde ihren Sitz hat. In 
den Fällen der §§ 731, 768 und 791 der Zivilpro-
zessordnung entscheidet das in Satz 1 bezeichnete 
Gericht.  
 

§ 120 ist weiter anwendbar. 
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(3) Die vollstreckbare Ausfertigung des Festset-
zungsbescheides wird nur erteilt, wenn und soweit 
er für Beteiligte unanfechtbar ist.  

 Achter Abschnitt 
Wasserwirtschaftliche Planungen 

 

 § 125 (aufgehoben)  
 § 126 (aufgehoben)  

Kapitel 6 
Bußgeld- und Überleitungsbestimmungen 

Zehnter Teil 
Straf-. Bußgeld- und Schlussbestimmungen 

Erster Abschnitt 
Straf- und Bußgeldbestimmungen 

 

 § 127 (aufgehoben)  
§ 103 Bußgeldvorschriften 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 
1. ohne Erlaubnis und ohne Bewilligung nach § 8 

Absatz 1 ein Gewässer benutzt, 
2. einer vollziehbaren Auflage nach § 13 Absatz 1, 

auch in Verbindung mit § 58 Absatz 4 Satz 1, 
auch in Verbindung mit § 59 Absatz 1 oder § 63 
Absatz 1 Satz 3, zuwiderhandelt, 

3. einer Rechtsverordnung nach 
a) § 23 Absatz 1 Nummer 1, 3 bis 8 oder Num-

mer 9 oder 
b) § 23 Absatz 1 Nummer 10 oder Nummer 11 
c) oder einer vollziehbaren Anordnung auf 

Grund einer solchen Rechtsverordnung zu-
widerhandelt, soweit die Rechtsverordnung 
für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist, 

4. entgegen § 32 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2, 
§ 45 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 oder § 48 
Absatz 2 Satz 1 oder Satz 2 Stoffe lagert, abla-
gert oder befördert oder in ein oberirdisches 
Gewässer oder in ein Küstengewässer einbringt, 

§ 128 Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig  
1. Benutzungen im Sinne des § 15 Abs. 1 unbefugt 

oder unter Nichtbefolgen einer Auflage ausübt,  
2. der Anzeigepflicht nach § 49 Abs. 1 Satz 2, § 49 

Abs. 2 Satz 2, § 50 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 3 
oder § 54 Abs. 1 Satz 1 oder 4, Abs. 5 Satz 1 
oder 2 nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig nachkommt oder entgegen § 54 
Abs. 3, jeweils auch in Verbindung mit § 49 
Abs. 2 Satz 3 und § 50 Abs. 3, der Anzeige die 
erforderlichen Unterlagen nicht beifügt,  

3. das Anlagenkataster entgegen § 54 Abs. 6 Satz 1 
oder 2 nicht oder nicht ordnungsgemäß führt 
oder entgegen Satz 3 auf Anforderung nicht 
vorlegt,  

4. die Grenzen des Gemeingebrauchs (§ 37) über-
schreitet,  

5. (aufgehoben)  
6. eine Stauanlage ohne Genehmigung dauernd 

außer Betrieb setzt oder beseitigt (§ 46 Abs. 1 
Satz 1),  

§ 128 ist weiter anwendbar, soweit der Bußgeldtat-
bestand nicht in § 103 WHG geregelt ist. 
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5. entgegen § 37 Absatz 1 den natürlichen Ablauf 
wild abfließenden Wassers behindert, verstärkt 
oder sonst verändert, 

6. einer Vorschrift des § 38 Absatz 4 Satz 2 über 
eine dort genannte verbotene Handlung im Ge-
wässerrandstreifen zuwiderhandelt, 

7. entgegen § 50 Absatz 4, § 60 Absatz 1 Satz 2 
oder § 62 Absatz 2 eine dort genannte Anlage 
errichtet, betreibt, unterhält oder stilllegt, 

8. einer vollziehbaren Anordnung nach 
a) § 52 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 Buchstabe 

a oder Buchstabe c oder Nummer 3, 
b) § 52 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b, 
jeweils auch in Verbindung mit § 52 Absatz 2 
Satz 1 oder Absatz 3 oder § 53 Absatz 5, zuwi-
derhandelt, 

9. ohne Genehmigung nach § 58 Absatz 1 Satz 1, 
auch in Verbindung mit § 59 Absatz 1, Abwas-
ser in eine Abwasseranlage einleitet, 

10. ohne Genehmigung nach § 60 Absatz 3 Satz 1 
eine Abwasserbehandlungsanlage errichtet, be-
treibt oder wesentlich ändert, 

11. entgegen § 61 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung 
mit einer Rechtsverordnung nach Absatz 3 eine 
Aufzeichnung nicht, nicht richtig oder nicht 
vollständig anfertigt, nicht oder nicht mindes-
tens fünf Jahre aufbewahrt oder nicht oder nicht 
rechtzeitig vorlegt, 

12. entgegen § 63 Absatz 1 Satz 1 eine dort ge-
nannte Anlage errichtet oder betreibt, 

13. entgegen § 64 Absatz 1 nicht mindestens einen 
Gewässerschutzbeauftragten bestellt, 

14. einer vollziehbaren Anordnung nach § 64 Ab-
satz 2 zuwiderhandelt, 

15. ohne festgestellten und ohne genehmigten Plan 

7. den Bestimmungen des § 47 über das Aufstauen 
von Wasser oder das Ablassen aufgestauten 
Wassers zuwiderhandelt,  

8. als Eigentümer oder Unternehmer einer staatlich 
anerkannten Heilquelle die Pflicht verletzt, das 
Heilwasser untersuchen zu lassen (§ 53 Abs. 1 
Satz 1),  

9. eine Abwasserbehandlungsanlage ohne die nach 
§ 56 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 1 erforderli-
che Genehmigung errichtet, betreibt oder we-
sentlich ändert,  

10. der Pflicht  
a) zur Überlassung von Abwasser an den 

Beseitigungspflichtigen nach § 58 Abs. 2 
Satz 1 oder  

b) zur Beseitigung von Abwasser nach § 58 
Abs. 3 Satz 2 nicht nachkommt,  

11. entgegen § 59 Abs. 1 Abwasser ohne Genehmi-
gung in eine öffentliche Abwasseranlage einlei-
tet,  

12. der Pflicht zur Überwachung und Eigenkontrolle 
der Abwasseranlagen nicht oder nicht ordnungs-
gemäß nachkommt (§ 60),  

13. entgegen § 65 Abs. 1 Satz 1 oder 2 die Wasser-
gewinnungsanlage, das festgesetzte Wasser-
schutzgebiet oder das Einzugsgebiet der Was-
sergewinnungsanlage nicht überwacht, beste-
hende Gefahren der Wasserbehörde nicht oder 
nicht rechtzeitig mitteilt oder nicht auf die Be-
grenzung des Schadens hinwirkt,  

14. entgegen § 77 Abs. 1 Satz 1 die in dieser 
Bestimmung untersagten Handlungen auf Dei-
chen und den vorgeschriebenen Geländestreifen 
beiderseits des Deichfußes vornimmt,  

15. ohne Genehmigung die in § 77 Abs. 2 
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nach § 68 Absatz 1 oder Absatz 2 ein Gewässer 
ausbaut, 

16. einer Vorschrift des § 78 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 bis 8 oder Nummer 9, jeweils auch in 
Verbindung mit § 78 Absatz 6, über eine unter-
sagte Handlung in einem dort genannten Gebiet 
zuwiderhandelt, 

17. einer vollziehbaren Anordnung nach § 101 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 3 zuwiderhandelt oder 

18. entgegen § 101 Absatz 2 das Betreten eines 
Grundstücks nicht gestattet oder eine Auskunft 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erteilt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des 
Absatzes 1 Nummer 1 bis 3 Buchstabe a, Nummer 
4 bis 8 Buchstabe a, Nummer 9, 10 und 12 bis 16 
mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro und 
in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu 
zehntausend Euro geahndet werden. 

bezeichneten Arbeiten an einem Deich vor-
nimmt, 

16. entgegen § 78 Abs. 2 Satz 4 im Uferbereich 
Bäume und Sträucher beseitigt,  

17. im Uferbereich eine nach § 78 Abs. 1 verbotene 
Handlung vornimmt,  

18. ohne Genehmigung die in § 79 Abs. 1 
bezeichneten Handlungen vornimmt,  

19. ohne Genehmigung in Überschwemmungsgebie-
ten die in § 81 Abs. 1 oder in § 31b Abs. 4 Satz 
1 WHG bezeichneten Arbeiten vornimmt oder 
gegen Verordnungen oder Anordnungen nach § 
82 Satz 1 oder Anordnungen nach § 82 Satz 2 
verstößt, 

20. einer Rechtsverordnung nach den §§ 40, 54 
Abs. 8 Satz 1 Nr. 2, 3, 4 oder 7, § 59 Abs. 3 Satz 
1 und 2, § 60 Abs. 3, § 65 Abs. 2, § 80 Abs. 3 
oder § 134 zuwiderhandelt, soweit die 
Rechtsverordnung für einen bestimmten Tat-
bestand auf diese Bußgeldbestimmung verweist, 
oder einer Rechtsverordnung nach § 28 Abs. 1, 
§ 29 Abs. 1 oder § 52 Abs. 1 zuwiderhandelt, 
soweit diese wegen Verstoßes gegen Pflichten 
nach § 28 Abs. 1 Satz 2 auch in Verbindung mit 
§ 52 Abs. 1 Satz 2 oder § 29 Abs. 1 Satz 1 auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist,  

21. einer Nebenbestimmung oder vollziehbaren 
Anordnung einer aufgrund dieses Gesetzes er-
lassenen Entscheidung zuwiderhandelt,  

22. einem Verbot oder einer Beschränkung nach § 
118 zuwiderhandelt oder der Anzeigepflicht 
nach § 118 Abs. 1 Satz 3 und 4 nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
nachkommt, 

23. einem Verbot oder einer Beschränkung in einem 
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Wasserschutzgebiet nach § 130 Abs. 2 zuwider-
handelt, ohne dass eine Ausnahme nach § 130 
Abs. 3 zugelassen ist, 

24. in einem nach bisherigem Recht festgelegten 
Hochwassergebiet (§ 80 Abs. 4 Satz 1) einer Be-
schränkung nach § 81 zuwiderhandelt, ohne dass 
eine Genehmigung nach § 81 Abs. 1 Satz 1 er-
teilt wurde oder 

25. in einem Heilquellenschutzgebiet nach § 131 
Abs. 2 Bohrungen, Grabungen und andere Ar-
beiten, welche den Bestand oder die Beschaf-
fenheit der Heilquelle beeinflussen können, 
ohne die erforderliche Genehmigung vornimmt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu fünfzigtausend Euro geahndet werden.  
 
(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
(OWiG) in der Fassung vom 19. Februar 1987 
(BGBl. I S. 602) in der jeweils geltenden Fassung 
für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungs-
widrigkeiten ist die nach § 105 zuständige Behörde; 
dies gilt auch für die Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten nach § 41 WHG. 

§ 104 Überleitung bestehender Erlaubnisse und 
Bewilligungen 
(1) Erlaubnisse, die vor dem 1. März 2010 nach § 7 
des Wasserhaushaltsgesetzes erteilt worden sind, 
gelten als Erlaubnisse nach diesem Gesetz fort. 
Soweit landesrechtliche Vorschriften für bestimmte 
Erlaubnisse nach Satz 1 die Rechtsstellung ihrer 
Inhaber gegenüber Dritten regeln, gelten die Er-
laubnisse nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
über gehobene Erlaubnisse fort. 
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(2) Bewilligungen, die vor dem 1. März 2010 nach 
§ 8 des Wasserhaushaltsgesetzes erteilt worden 
sind, gelten als Bewilligungen nach diesem Gesetz 
fort. 
§ 105 Überleitung bestehender sonstiger Zulas-
sungen 
(1) Eine Zulassung für das Einleiten von Abwasser 
in öffentliche Abwasseranlagen, die vor dem 
1. März 2010 erteilt worden ist, gilt als Genehmi-
gung nach § 58 fort. Eine Zulassung für das Ein-
leiten von Abwasser in private Abwasseranlagen, 
die vor dem 1. März 2010 erteilt worden ist, gilt als 
Genehmigung nach § 59 fort. Eine Genehmigung 
nach § 58 oder § 59 ist nicht erforderlich für Ein-
leitungen von Abwasser in öffentliche oder private 
Abwasseranlagen, die vor dem 1. März 2010 be-
gonnen haben, wenn die Einleitung nach dem am  
geltenden Landesrecht ohne Genehmigung zulässig 
war. 
 
(2) Eine Zulassung, die vor dem 1. März 2010 nach 
§ 18c des Wasserhaushaltsgesetzes in der am 28. 
Februar 2010 geltenden Fassung in Verbindung mit 
den landesrechtlichen Vorschriften erteilt worden 
ist, gilt als Genehmigung nach § 60 Absatz 3 fort. 
 
(3) Eine Anzeige nach § 60 Absatz 4 Satz 1 ist 
nicht erforderlich für die Errichtung, den Betrieb 
und die wesentliche Änderung von Kanalisationen, 
wenn hierfür bereits vor dem 1. März 2010 eine 
Genehmigung erteilt oder eine Anzeige gegenüber 
der zuständigen Behörde erstattet worden ist. 
 
(4) Eine Eignungsfeststellung, die vor dem 1. März 

  



Aktuelle bundesrechtliche Regelung Aktuelle landesrechtliche Regelung Hinweise 
 

 164 

2010 nach § 19h Absatz 1 des Wasserhaushaltsge-
setzes in der am 28. Februar 2010 geltenden Fas-
sung erteilt worden ist, gilt als Eignungsfeststellung 
nach § 63 Absatz 1 fort. Ist eine Bauartzulassung 
vor dem 1. März 2010 nach § 19h Absatz 2 des 
Wasserhaushaltsgesetzes in der am 28. Februar 
2010 geltenden Fassung erteilt worden, ist eine 
Eignungsfeststellung nach § 63 Absatz 1 nicht er-
forderlich. 
 
(5) Ein Plan, der vor dem 1. März 2010 nach § 31 
Absatz 2 oder Absatz 3 des Wasserhaushaltsgeset-
zes in der am 28. Februar 2010 geltenden Fassung 
oder nach landesrechtlichen Vorschriften festge-
stellt oder genehmigt worden ist, gilt jeweils als 
Planfeststellungsbeschluss oder als Plangenehmi-
gung nach § 68 fort. 
§ 106 Überleitung bestehender Schutzgebiets-
festsetzungen 
(1) Vor dem 1. März 2010 festgesetzte Wasser-
schutzgebiete gelten als festgesetzte Wasserschutz-
gebiete im Sinne von § 51 Absatz 1. 
 
(2) Vor dem 1. März 2010 festgesetzte Heilquellen-
schutzgebiete gelten als festgesetzte Heilquellen-
schutzgebiete im Sinne von § 53 Absatz 4. 
 
(3) Vor dem 1. März 2010 festgesetzte, als festge-
setzt geltende oder vorläufig gesicherte Über-
schwemmungsgebiete gelten als festgesetzte oder 
vorläufig gesicherte Überschwemmungsgebiete im 
Sinne von § 76 Absatz 2 oder Absatz 3. 
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 Zweiter Abschnitt 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 
 

 § 130 Trinkwasservorbehalts-, Trinkwasser-
schutz- und Hochwassergebiete 
(1) Die nach bisherigem Recht festgelegten Trink-
wasservorbehaltsgebiete gelten als Wasservorbe-
haltsgebiete im Sinne dieses Gesetzes.  
 
(2) Die nach bisherigem Recht festgelegten Trink-
wasserschutzgebiete für die öffentliche Wasserver-
sorgung gelten als Wasserschutzgebiete im Sinne 
dieses Gesetzes. Satz 1 gilt auch für die nach bis-
herigem Recht festgelegten Trinkwasserschutz-
gebiete, die nicht oder nicht mehr der öffentlichen 
Wasserversorgung dienen. Die Wasserbehörde hat 
Wasserschutzgebiete nach Satz 2 nach In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes daraufhin zu überprüfen, ob 
ihr Bestand unter den Voraussetzungen des § 19 
Abs. 1 WHG notwendig ist. Die Wasserbehörde hat 
auch auf Grund eines begründeten Begehrens tätig 
zu werden. Im Ergebnis sind die Wasserschutzge-
biete entweder neu festzulegen oder aufzuheben.  
 
(3) Die Wasserbehörde kann auf Antrag Ausnah-
men von Verboten und Beschränkungen bestimmter 
Handlungen in den Gebieten nach den Absätzen 1 
und 2 zulassen, wenn das Verbot oder die Be-
schränkung zu einer nicht beabsichtigten Härte 
führen würde.  

 
 
§ 130 Abs. 1 ist nicht weiter anwendbar. § 29 
ThürWG ist nicht weiter anwendbar. 
 
 
§ 130 Abs. 2 ist weiter anwendbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 130 Abs. 3 ist nicht weiter anwendbar, da § 52 
Abs. 1 WHG i. V. m. § 106 Abs. 1 WHG eine um-
fassende Überleitungsvorschrift ist. 

 § 131 Heilquellenschutz 
(1) Die nach bisherigem Recht staatlich anerkann-
ten Heilquellen gelten als staatlich anerkannte Heil-
quellen im Sinne dieses Gesetzes.  
 

 
§ 131 Abs. 1 und 2 sind weiter anwendbar. 
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(2) Die nach bisherigem Recht festgesetzten Heil-
quellenschutzgebiete gelten als Heilquellenschutz-
gebiete im Sinne dieses Gesetzes. Bis zum Erlass 
neuer Schutzvorschriften bedürfen in diesen 
Schutzgebieten, soweit im Einzelfall nichts anderes 
bestimmt ist, Bohrungen, Grabungen und andere 
Arbeiten, welche den Bestand oder die Beschaffen-
heit der Heilquelle beeinflussen können, einer Ge-
nehmigung; besondere Schutzvorschriften bleiben 
unberührt.  
 
(3) Die Wasserbehörde kann auf Antrag Ausnah-
men von Verboten oder Beschränkungen bestimm-
ter Handlungen in Gebieten nach Absatz 2 zulas-
sen, wenn das Verbot oder die Beschränkung zu 
einer nicht beabsichtigten Härte führen würde. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 131 Abs. 3 ist nicht weiter anwendbar, da durch 
Bundesrecht geregelt, §§ 53 Abs. 5 i. V. m. § 52 
Abs. 2 WHG. 
 

 § 132 Einschränkung von Grundrechten 
Aufgrund dieses Gesetzes kann das Grundrecht auf 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes; Artikel 8 der Verfassung des Frei-
staates Thüringen) eingeschränkt werden.  

§ 132 ist weiter anwendbar. 

 § 133 Anhängige Verfahren 
(1) Auf die beim In-Kraft-Treten dieses Gesetzes 
anhängigen Verfahren finden die Bestimmungen 
des Wasserhaushaltsgesetzes und dieses Gesetzes 
Anwendung.  
 
(2) § 118 Abs. 3 findet keine Anwendung, wenn der 
Vorhabenträger den Antrag auf Zulassung des Vor-
habens vor dem 14. März 1999 gestellt hat. Weiter 
gehende Vorschriften über die Voraussetzungen 
einer wirksamen Antragstellung bleiben unberührt. 

§ 133 ist weiter anwendbar, aber ohne Anwen-
dungsbereich. 
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 § 134 Umsetzung des Rechts der Europäischen 

Gemeinschaft und zwischenstaatlicher Verein-
barungen 
(1) Das für die Wasserwirtschaft zuständige Minis-
terium erlässt durch Rechtsverordnung die zur 
Durchführung von bindenden Beschlüssen der Eu-
ropäischen Gemeinschaft und zur Umsetzung zwi-
schenstaatlicher Vereinbarungen sowie der hierzu 
im Wasserhaushaltsgesetz ergangenen Regelungs-
aufträge des Bundes an die Länder erforderlichen 
Vorschriften, um die Gewässer als Bestandteil des 
Naturhaushalts so schützen und bewirtschaften zu 
können, dass sie dem Wohl der Allgemeinheit und 
im Einklang mit ihm auch dem Nutzen Einzelner 
dienen und dass jede vermeidbare Beeinträchtigung 
unterbleibt (§ 1a Abs. 1 WHG), insbesondere über  
1. qualitative und quantitative Anforderungen an 

die Gewässer,  
2. Anforderungen an das Einbringen und Einleiten 

von Stoffen in die Gewässer und in Abwasser-
anlagen,  

3. den Schutz der Gewässer gegen 
Beeinträchtigungen durch den Umgang mit was-
sergefährdenden Stoffen,  

4. die Festsetzung von Gebieten, in denen be-
stimmte Anforderungen, Gebote und Verbote zu 
beachten sind,  

5. Anforderungen an den Bau und Betrieb von 
Anlagen, 

6. die Einhaltung der Anforderungen nach den 
Nummern 1 bis 5, ihre Kontrolle und Überwa-
chung,  

7. Messmethoden und Messverfahren,  
8. den Austausch der Informationen und den Zu-

 
 
 
§ 134 Abs. 1 ist weiter anwendbar, da noch keine 
Rechtsverordnung nach § 23 WHG erlassen ist. 
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gang zu ihnen, sowie die dazu erforderlichen 
Verfahren, 

9. die Erhebung von Daten über Emissionen mit 
Auswirkungen auf den Wasserhaushalt. 

 
(2) Das für das öffentliche Gesundheitswesen zu-
ständige Ministerium erlässt die zur Durchführung 
der Richtlinie 2006/7/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 15. Februar 2006 über die 
Qualität der Badegewässer und deren Bewirtschaf-
tung und zur Aufhebung der Richtlinie 
76/160/EWG (ABl. EU Nr. L 64 S. 37) erforderli-
chen Rechtsverordnungen. 

 
 
 
 
 
§ 134 Abs. 2 ist weiter anwendbar. 
 

 § 135 Gleichstellungsbestimmung 
Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem 
Gesetz gelten jeweils in männlicher und weiblicher 
Form. 

§ 135 ist weiter anwendbar. 

 § 136 In-Kraft-Treten 
(Anmerkung: Das Thüringer Wassergesetz ist am 
18. Mai 1994 verkündet worden. Es trat am 19. Mai 
1994 in Kraft.) 
 
Die durch das Dritte Gesetz zur Änderung des Thü-
ringer Wassergesetzes vom 20.03.2009 (GVBl. S. 
226) beschlossenen Änderungen wurden am 31. 
März verkündet und traten gemäß Artikel 5 des 
vorgenannten Gesetzes am 01.04.2009 in Kraft. 

§ 136 ist weiter anwendbar. 

 Anlage 1 (zu § 3 Nr. 1) Anlage 1 ist weiter anwendbar. 
 Anlage 2 (zu § 31 Abs. 3 Satz 2) Anlage 2 ist weiter anwendbar. 
 Anlage 3 (zu § 32 Abs. 4 Satz 2) Anlage 3 ist nicht weiter anwendbar, da durch Bun-

desrecht geregelt, § 83 Abs. 2 WHG. 
 Anlage 4 (zu § 34 Abs. 1 und § 35 Abs. 2) Anlage 4 ist weiter anwendbar. 
 Anlage 5 (zu § 67 Abs. 5) Anlage 5 ist weiter anwendbar. 
 Anlage 6 (zu § 75 Abs. 1) Anlage 6 ist weiter anwendbar. 
 


